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Warum soll die Öffent-
lichkeit bei Umweltfragen überhaupt mit-
reden können? Ist es nicht ureigenste Auf-
gabe des Staates, das öffentliche Interesse, 
somit auch jenes am Umweltschutz, in 
unser aller Sinne zu wahren? Eigentlich ja, 
spräche nicht das gehäufte Auftreten von 
Vollzugsdefiziten gerade und vor allem im 
Bereich des Umweltrechts für die Notwen-
digkeit, die Zivilgesellschaft in staatliche 
Überwachungsaufgaben mit einzubinden.
Durchsetzbare Verfahrensrechte einzuräu-
men, ist für eine gelungene Einbindung der 
Zivilgesellschaft essenziell. Mit dem Aar-
hus-Übereinkommen, das im Oktober 
2001 in Kraft trat, wurden die Vertragspar-
teien verpflichtet, den Mitgliedern der Öf-
fentlichkeit neben einem Recht auf Zugang 
zu Umweltinformationen und einem Recht 
auf Beteiligung an umweltbezogenen Ent-
scheidungsverfahren, auch – und das ist 
ein Novum im Umweltvölkerrecht – einen 
angemessenen und effektiven Zugang zu 
Gerichten einzuräumen. Kofi Annan, der 
ehemalige Generalsekretär der Vereinten 
Nationen, würdigte das Aarhus-Überein-
kommen in diesem Zusammenhang als das 
ambitionierteste Unterfangen umweltde-
mokratischer Natur unter der Schirmherr-
schaft der Vereinten Nationen.

umfassender Rechtsanspruch auf Zugang 
zu Gerichten 

Nach wie vor sind jedoch die Bestimmun-
gen über den Zugang zu Gerichten jene, 
die in der Umsetzungspraxis am proble-
matischsten sind. Die Rede ist vor allem 
vom „Sorgenkind“ Artikel 9 Absatz 3 des 
Aarhus-Übereinkommens. Demzufolge 
hat jede Vertragspartei sicherzustellen, dass 

„Mitglieder der Öffentlichkeit, sofern sie 
etwaige in ihrem innerstaatlichen Recht 
festgelegte Kriterien erfüllen, Zugang zu 
verwaltungsbehördlichen oder gerichtli-
chen Verfahren haben, um die von Privat-
personen und Behörden vorgenommenen 
Handlungen und begangenen Unterlassun-
gen anzufechten, die gegen umweltbezo-
gene Bestimmungen ihres innerstaatlichen 
Rechts verstoßen“. Nicht nur verlangt die 
Aarhus-Konvention damit einen weiten, 
von eigenen Rechtsansprüchen möglichst 
losgelösten Zugang zu Gerichten. Der 
Rechtsschutz ist auch generell für sämtli-
che Verstöße gegen innerstaatliches Um-
weltrecht sicherzustellen.

eu-weit gilt die Aarhus-Verordnung als 
umsetzungsinstrument

Sowohl die EU als auch deren Mitglied-
staaten sind als Vertragsparteien des Aar-
hus-Übereinkommens zu einer konven-
tionskonformen Umsetzung verpflichtet. 
In Bezug auf ihre eigenen Organe und 
Einrichtungen hat die EU die Access-
to-Justice-Bestimmungen, also die, die 
den Zugang zu Gerichten betreffen, des 
Aarhus-Übereinkommens mit der soge-
nannten Aarhus-Verordnung umgesetzt 
beziehungsweise – aus Perspektive der 
Umweltorganisationen (NGOs) – umzu-
setzen versucht.

Das in Artikel 10 der Aarhus-Verord-
nung vorgesehene interne Überprüfungs-
verfahren ist zwingend zu durchlaufen, 
bevor eine NGO eine gerichtliche Klage vor 
dem Gerichtshof der EU (EuGH) anstren-
gen kann. Es soll den betroffenen EU-Or-
ganen beziehungsweise EU-Einrichtungen 
die Möglichkeit einräumen, ihre (nicht) 

getroffenen Entscheidungen einer eigenen 
Überprüfung zu unterziehen, bevor es zu 
einem Verfahren vor dem EuGH kommt. 
Gleichzeitig soll der antragstellenden NGO 
durch eine an sie gerichtete nicht stattge-
bende Antwort des EU-Organs oder der 
EU-Institution die für eine Klagebefugnis 
vor dem Gerichtshof geforderte unmittelba-
re und individuelle Betroffenheit vermittelt 
werden. Das sind Zulässigkeitskriterien, an 
denen NGOs, die zumeist aufgrund eines 
ideellen Interesses am Umweltschutz und 
seltener aufgrund einer direkt an sie adres-
sierten Entscheidung handeln, bis dato stets 
gescheitert waren.

Der Haken des internen Überprü-
fungsverfahrens: Es steht nur in Bezug auf 
„Verwaltungsakte“ offen, als welche die 
Aarhus-Verordnung nur „Maßnahme(n) 
des Umweltrechts zur Regelung des Ein-
zelfalls“ definiert; eine Beschränkung, die 
sich dem Aarhus-Übereinkommen nicht 
entnehmen lässt. Die dadurch äußerst 
beschränkte Tragweite der Bestimmung 
ist offenkundig: Bislang wurden Anträge 
von NGOs auf Durchführung eines inter-
nen Überprüfungsverfahrens aus diesem 
Grund lediglich in drei Fällen, nämlich im 
Zusammenhang mit dem Inverkehrbringen 
von gentechnisch veränderten Organismen 
für zulässig erklärt. Nach Analysen der 
Umweltorganisation ClientEarth waren 
bis dato 27 Anträge bei der Kommission 
eingegangen. Das Gros der EU-Umwelt-
rechtsmaßnahmen mit generellem Adres-
satenkreis bleibt der Anfechtbarkeit für 
NGOs entzogen.

NGOs legten gegen diese Beschränkung 
auf Verwaltungsakte in zwei Anlassfällen 
Beschwerde ein. Eine Beschwerde richtete 
die NGO Vereniging Milieudefensie gegen 

Umweltgesetzgebung

Rechtsschutzmotor Aarhus-konvention gebremst 
Der Gerichtshof der EU beschränkt die Klagerechte von Umweltorganisationen auf EU-Ebene

Nach dem Übereinkommen von Aarhus ist es der Öffentlichkeit erlaubt, „Handlungen“, die gegen Umweltrecht ver-
stoßen, vor Gericht anzufechten. Für den EU-Gesetzgeber sind darunter aber nur Maßnahmen des Umweltrechts „zur 
Regelung des Einzelfalls“ zu verstehen. Laut Urteilen des Gerichtshofs der Europäischen Union vom 13. Januar 2015 ist 
diese Beschränkung zulässig.  VON BARBARA GOBY, UMWELTDACHVERBAND ÖSTERREICH 
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eine Entscheidung der EU-Kommission 
ein, mit der die Kommission den Nieder-
landen eine zeitlich begrenzte Ausnahme 
von den Verpflichtungen aus der Luftqua-
litätsrichtlinie bewilligt hatte. Die zweite 
betraf den Fall der Natur- und Umwelt-
schutzorganisation Stichting Natuur en 
Milieu und des Pestizid Aktions-Netzwerks 
PAN Europe, die eine Verordnung der 
Kommission angefochten hatten, mit der 
Höchtsgehalte an Pestizidrückständen in 
oder auf Lebens- und Futtermitteln pflanz-
lichen und tierischen Ursprungs festgelegt 
wurden.

Rechtsprechung bevorzugt 
eu-institutionen

Nachdem das Gericht der Europäischen 
Union (EuG) in erster Instanz den von 
den NGOs erhobenen Nichtigkeitsklagen 
stattgegeben hatte, weil es diese Beschrän-
kung für nicht mit Ziel und Gegenstand 
des Aarhus-Übereinkommens im Einklang 
hielt, gab der EuGH den von Rat, Kommis-
sion und Parlament eingelegten Rechtsmit-
teln statt und hob die Urteile des EuG auf. 
Begründend führte der EuGH dazu im 
Wesentlichen an, dass Artikel 9 Absatz 3 
„keine unbedingte und hinreichend ge-
naue Verpflichtung“ enthalte und darüber 
hinaus – entgegen der Annahme des EuG 
– keine Ausnahme zum Tragen komme, 
die es ermögliche, die Bestimmungen des 
Aarhus-Übereinkommens direkt zur Über-
prüfung der Rechtmäßigkeit der Aarhus-
Verordnung heranzuziehen.

Die in diesen beiden Anlassfällen er-
gangenen Urteile des EuGH vom 13. Janu-
ar 2015(1) machen klar: Das in den letzten 
Jahren progressiv entwickelte Case Law 
(Fallrecht: Rechtsordnung, die auf richterli-
cher Entscheidung konkreter Fälle beruht. Die 
Rechtsfindung stützt sich primär auf frühe-
re Rechtsprechung vergleichbarer Fälle, red) 
hinsichtlich der Umsetzung der Access-to-
Justice-Bestimmungen des Aarhus-Über-
einkommens durch die EU-Mitgliedstaaten 
ist offenbar nicht in gleicher Weise auf die 
Umsetzungsanforderungen umzulegen, die 
für die EU-Institutionen gelten. Das ist eine 
Bevorzugung der Vertragspartei EU, die sich 
völkerrechtlich nicht rechtfertigen lässt.

Insbesondere versäumt der EuGH auch 
eine ganzheitliche Betrachtung seines Case 
Law: Etwa die Prüfung der Übertragbarkeit 
des ganz zentralen Biotech-Falls, worin der 
EuGH mit Bezug auf das Aarhus-Über-
einkommen über die biologische Vielfalt 
entschieden hatte, dass „auch wenn die 
Bestimmungen dieses Übereinkommens, 
… , keine unmittelbare Wirkung haben, 
…“, dies „den Richter … nicht daran (hin-
dert), die Einhaltung der Verpflichtungen 
zu prüfen, die der Gemeinschaft als Ver-
tragspartei obliegen“.

Letztlich bleibt der EuGH auch eine 
Auseinandersetzung mit der Frage des po-
tenziell „gemischten Charakters“ von Ar-
tikel 9 Absatz 3 des Aarhus-Übereinkom-
mens schuldig. Also der Frage, ob sich aus 
dem Inhalt der Bestimmung nicht Teile he-
raustrennen lassen, die unbedingt und hin-
reichend klar sind. Wie bereits gerichtlich 
entschieden, haben die Vertragsparteien 
einen Umsetzungsspielraum hinsichtlich 
des Kreises der anfechtungsberechtigten 
„Mitglieder der Öffentlichkeit“. Ob dies 
auch auf den Begriff der „Handlungen“ zu-
trifft, sei dahingestellt. Das Aarhus-Über-
einkommen lässt nur eine Ausnahme für 
jene umweltrechtswidrigen Handlungen 
erkennen, die von Einrichtungen stammen, 
die in gerichtlicher oder gesetzgebender Ei-
genschaft gehandelt haben. Eine darüber 
hinausgehende Einschränkung lässt sich 
auch den bisherigen Feststellungen des 
Beschwerdeausschusses Aarhus Conventi-
on Compliance Committee (ACCC) nicht 
entnehmen. 

Alternative rechtliche Schritte gegen 
generelle umweltrechtsmaßnahmen?

Der EuGH verweist darauf, dass das interne 
Überprüfungsverfahren nach der Aarhus-
Verordnung ja nur einer der Rechtsbehelfe 
sei, die dem Einzelnen zur Verfügung stün-
den, um die Einhaltung des Umweltrechts 
der Union zu erwirken. Als Alternative zu 
diskutieren wäre das Ausweichen auf die 
Erhebung einer Nichtigkeitsklage gegen 
„Rechtsakte mit Verordnungscharakter“, 
eine Möglichkeit, die neu mit dem Vertrag 
von Lissabon eingeführt wurde. Damit 
wird zwar ein Anwendungsbereich für die 

Bekämpfung nicht legislativer Akte all-
gemeiner Geltung eröffnet, aber für eine 
Klagebefugnis wird weiterhin keine „indi-
viduelle“, sondern eine „unmittelbare“ Be-
troffenheit verlangt. Da die unmittelbare 
Betroffenheit ein bestehendes betroffenes 
Recht voraussetzt, ist – sollte der EuGH 
seine diesbezüglich restriktive Linie der 
Rechtsprechung beibehalten – bereits jetzt 
absehbar, auf welche Schwierigkeiten der 
Nachweis für NGOs im Einzelfall stoßen 
wird.

Auch mit einem Vorabentscheidungs-
verfahren, im Zuge dessen das EuGH 
nebenbei die Rechtmäßigkeit von EU-
Gesetzen überprüfen kann, ist ein fehlen-
der Access-to-Justice nicht zu kompen-
sieren. Das bestätigte auch das ACCC im 
Beschwerdefall gegen die EU. Dies trifft 
umso mehr zu, zumal der Zugang zu na-
tionalen Gerichten in Umweltsachen für 
NGOs im Anwendungsbereich des Artikels 
9 Absatz 3 nach wie vor bei Weitem nicht 
in allen Umweltrechtsmaterien umgesetzt 
ist. Verzögernd dürfte sich hier auch die 
nach wie vor offene Verabschiedung einer 
EU-Richtlinie über den Zugang zu Gerich-
ten in Umweltangelegenheiten auswirken. 
Derzeit sind keine Rechtsbehelfe in Sicht, 
die eine Kompensation für die Ausnahme 
der generellen Umweltrechtsmaßnahmen 
aus dem internen Überprüfungsverfahren 
vermitteln könnten.

Links

XX (1)XRechtssacheXC-404/12XPXuXC-405/12P:XX
www.kurzlink.de/eugh-stichting1.2015XUNDX
RechtssacheXC-401/12XP:XX
www.kurzlink.de/eugh-milieudef1.2015

Dr.XBarbaraXGobyXarbeitetXalsXUmweltjuristinXbeimX
UmweltdachverbandX(UWD)XinXWien.X

Kontakt:
Tel.X+43X(0)1X/X40113-32

E-Mail:Xbarbara.goby@X
umweltdachverband.at

www.umweltdachverband.at
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Energie- und Wasserpolitik

Wie steht es eigentlich um die braune Spree?
Das Sofortprogramm zur Rettung der Spree und ihrer Zuflüsse konnte deren Verockerung nicht aufhalten

Vor zwei Jahren hat die Brandenburger Landesregierung Maßnahmen gegen die katastrophale Verschmutzung der 
Gewässer als Folge des Braunkohleabbaus in der Lausitz verabschiedet. Sie sollen die weitere Ausbreitung der gefähr-
lichen Stoffeinträge, insbesondere in das UNESCO-Biosphärenreservat Spreewald, verhindern. Der erste Teil des Pro-
gramms sollte bis Ende 2014 abgeschlossen sein. Zeit für eine Bilanz.  VON SABINE SPILLES und JENS KIEßLING 

In den vergangenen Jah-
ren erhielt die sogenannte Verockerung der 
Spree bundesweit mediale Aufmerksamkeit. 
Verursacher des Phänomens ist Pyrit, auch 
Katzengold genannt, das oft in Verbindung 
mit Braunkohle vorkommt. Bei Belüftung des 
Bodens durch das Absenken des Grundwas-
sers und die großflächige Umwälzung der 
Erdschichten im Tagebaubetrieb zerfällt Pyrit 
in Eisen und Sulfat. Mit Wiederanstieg des 
Grundwassers nach Stilllegung des Tagebaus 
werden die Stoffe ausgeschwemmt und gelan-
gen so in die Gewässer. Das Eisen lagert sich 
bei niedrigen Fließgeschwindigkeiten als 
rostroter Schlamm am Gewässerboden ab. 
Die Maßnahmen des Sofortprogramms sind 
überwiegend darauf gerichtet, diese 
Schlammbildung durch Schaffung oder Nut-
zung von vorhandenen Absetzmöglichkeiten 
an geeigneten Stellen zu befördern sowie den 
entstandenen Schlamm abzutragen.

Die Verockerung bedeutet für jedes Ge-
biet eine Katastrophe. Doch den Spreewald, 
der seinen Status als UNESCO-Biosphä-
renreservat aufgrund seines einzigartigen 
Netzes aus Wasserläufen zugesprochen 
bekam, trifft sie besonders schlimm. Dieses 
Gewässersystem ist der Lebensraum einer 
großen Vielfalt von spezialisierten Tieren 
und Pflanzen, darunter viele bedrohte und 
geschützte Arten. Eine Kontaminierung 
des Wassers bedroht das Reservat also ganz 
unmittelbar. Mit ihrem Vordringen in die 
inneren Bereiche des Spreewaldes steht die 
Verockerung unmittelbar vor dem Eintritt 
in das sensible Fließgewässerlabyrinth des 
Biosphärenreservats. Einmal dort hineinge-
langt, lässt sich der Eisenschlamm aus dieser 
sumpfigen Landschaft mit ihren unzugäng-
lichen und verzweigten Wasserläufen und 
Niederungswäldern nicht mehr entfernen. 

Der Eisengehalt beeinträchtigt die mensch-
liche Gesundheit nicht, daher gibt es noch 
keinen Grenzwert für die Belastung der 
Gewässer. Doch der Schaden, den der 
Stoff im Ökosystem verursacht, ist enorm. 
Eisenpartikel verstopfen die Atmungsorga-
ne der im Wasser lebenden Tiere, sodass 
sie ersticken. Dies betrifft auch Kleinle-
bewesen, die tote Pflanzenteile im Wasser 
abbauen. Werden diese Teile nicht mehr 
zersetzt, beginnt das Wasser zu faulen. 

das Sofortprogramm

Das Programm umfasst 20 Maßnahmen, 
10 für den nördlichen und 10 für den süd-
lichen Spreeraum. Davon gehören 14 zum 
kurzfristigen Teil, der mit Ablauf des Jahres 
2014 umgesetzt sein sollte. Und tatsächlich 
waren zum Jahresende alle dazugehörigen 
Maßnahmen auf dem Weg oder wurden be-
reits umgesetzt, nur eine wurde verworfen. 
Man kann den Plan also durchaus als erfüllt 
ansehen. Doch ist er auch erfolgreich?

Beurteilt man die Maßnahmen nicht 
nach dem Grad ihrer Umsetzung, sondern 
nach ihrer Wirksamkeit, so fällt die Bilanz 
anders aus. Wenn die Maßgabe ist, die Vero-
ckerung nicht bis in den Spreewald dringen 
zu lassen, wurde das Ziel verfehlt. In Orten, 
die bereits dem inneren Teil des Spreewaldes 
zugerechnet werden, trübte sich das Wasser 
im Verlauf des letzten Jahres zunehmend ein, 
an einigen Stellen kippte die Farbe ins Brau-
ne. Nach Berichten der Kahnfährgenossen-
schaft Lübbenau befindet sich am Grund des 
Lübbenauer Hafens mittlerweile eine Schicht 
aus Eisenschlamm, die mehrere Zentimeter 
dick ist. Das Fazit: Zwar wurde die Belastung 
durch einige Maßnahmen lokal reduziert, 
doch auch dort bleibt sie sichtbar. Die bishe-

rigen Aktivitäten konnten das Fortschreiten 
der Verockerung nicht aufhalten. 

die ursachen der schwachen Bilanz

Im Südraum waren nur vier kurzfristige Lö-
sungsansätze geplant. Doch von dort geht 
der größte Teil der Belastung aus. Bis zu 
6,8 Tonnen Eisen fließen täglich die Spree 
hinab Richtung Talsperre Spremberg. Aber 
die Quelle der Fracht liegt hinter der Lan-
desgrenze in Sachsen, während die Auswir-
kungen hauptsächlich in Brandenburg zu 
spüren sind. Dies ist für die Konzeption und 
Umsetzung der Maßnahmen hinderlich. 

Auch bei den übrigen der kurzfristi-
gen Maßnahmen lassen sich bei genaue-
rem Hinsehen Gründe für die mangelnde 
Durchschlagskraft des Sofortprogramms 
finden. Drei der zehn Maßnahmen sind 
keine direkten Ansätze gegen die Vero-
ckerung, sondern Umleitungen oder allge-
meine Sanierungsmaßnahmen. Eine vierte, 
die Bereitstellung geeigneter Flächen zur 
Schaffung eines Feuchtgebietes als natürli-
che Absetzmöglichkeit, wurde verworfen. 
Es verbleiben also nur sechs Maßnahmen, 
die direkt auf eine Reduktion der Eisen-
fracht hinwirken. Von den vier kurzfristi-
gen für den südlichen Spreewald zählt nur 
eine dazu. Das heißt also, nur die Hälfte der 
bisher umgesetzten Lösungsansätze bringt 
auch in Bezug auf die Verminderung der 
Ockerfracht tatsächlich ein Ergebnis.

Zudem wurden einige Maßnahmen mit 
erheblicher Verspätung durchgeführt. Be-
reits 2013 diagnostizierte das Aktionsbünd-
nis Klare Spree, ein Zusammenschluss von 
Bürgerinnen und Bürgern aus der Region, 
bei der Reaktivierung der Grubenwasser-
reinigungsanlage Vetschau ein Jahr Verzug. 

http://www.umwelt-aktuell.eu/


5umweltXaktuellXXXXXAprilX2015

tHeMeN

Die Überleitung von belastetem Wasser zur 
Reinigungsanlage Schwarze Pumpe – die 
einzige Maßnahme im Südraum, die eine, 
wenn auch geringe, Reduktion der Eisen-
fracht bewirken würde – ist bis heute nicht 
vollständig umgesetzt. Die bisherigen An-
strengungen reichen also bei Weitem nicht 
aus, um das Problem auch nur annähernd in 
den Griff zu bekommen. Wenn das Sofort-
programm erfolgreich abgeschlossen werden 
soll, bedarf es dringend weiterer, zielgerich-
teter Maßnahmen.

der politische Wille fehlt

Die zögerliche Umsetzung scheint in die-
sem Zusammenhang programmatisch. 
So wiesen besorgte Anwohnerinnen und 
Anwohner bereits 2007 auf erste Verände-
rungen hin, lösten damit jedoch bei den zu-
ständigen Behörden bestenfalls Beschwich-
tigungsversuche aus. Noch im Juni 2012 
sagte der Leiter des Landesumweltamtes in 
einem Artikel in der Lausitzer Rundschau, 
die „derzeitige“ Braunfärbung des Wassers 
im Spreewald habe „natürliche Ursachen“, 
bergbauliche Einflüsse seien dafür nicht 
verantwortlich. 2013 erklärte der branden-
burgische Ministerpräsident auf Druck der 
ansässigen Bevölkerung und Berichten in 
überregionalen Medien die Bekämpfung 
der Verockerung zur Chefsache. Doch zwi-
schen den ersten Meldungen und dem Be-

schluss des Sofortprogramms verstrichen 
fünf Jahre, in denen sich die belastenden 
Stoffe ungehindert ausbreiten konnten.

Auch an anderer Stelle verstärkt sich der 
Eindruck, dass die Brandenburger Behörden 
bei Problemen, die im Zusammenhang mit 
dem Braunkohleabbau stehen, lieber nicht 
so genau hinschauen. Der BUND Branden-
burg und Greenpeace beauftragten eine Un-
tersuchung des im Tagebaubetrieb Welzow 
anfallenden und in die umgebenden Fließe 
eingeleiteten Grundwassers, der sogenann-
ten Sümpfungswässer. An 11 von 15 Einleit-
stellen stellten sie signifikante Überschrei-
tungen des hierfür erlaubten Eisenwertes 
von fünf Milligramm (mg) pro Liter fest. Am 
Steinitzer Fließ ergaben die Messungen einen 
Wert von 12 mg. Die Umweltverbände haben 
daher gegen den Betreiber Vattenfall Straf-
anzeige erstattet. Die Stellen an denen die 
Kontrollmessungen stattfinden, sind dabei 
häufig deutlich unterhalb der Einleitstellen. 
In einem Fall war die Probestelle sogar einen 
Kilometer von der Einleitstelle entfernt. 

Ab einem Wert von 0,3 mg Eisen pro Liter 
Wasser wird die Fischbrut gestört. Ab 0,5 
mg sind die Entwicklungsbedingungen für 
viele Fischarten und Wasserinsekten einge-
schränkt. Bei einem Wert von 3 mg pro Liter 
wird die Braunfärbung sichtbar – dann fehlt 
bereits die Hälfte der normalerweise vorkom-
menden Arten. Um einen nachhaltig guten 
Zustand der Gewässer zu erzielen, sollte des-

halb bei der Feststellung der Gefährlichkeit 
von Stoffen verstärkt auch ihre Gesamtwir-
kung auf das Ökosystem in den Blick genom-
men werden. Ein verbindlicher Grenzwert 
für den Eisengehalt, für dessen Einhaltung 
die Anstrengungen zwingend intensiviert 
werden müssen, könnte die Spree retten.

XX EineXdetaillierteXBilanzXderXSofortmaßnahmenXgibtXesXaufX
derXWebsiteXdesXAktionsbündnissesXKlareXSpree:XX
www.klare-spree.deX

SabineXSpillesXarbeiteteXbeimXDeutschenXNaturschutz-
ringXzuXdenXThemenXArtenschutzXundXEnergiewendeX

undXhatXdieXKampagneX„KeinXweiteresXDorf“XgegenX
neueXTagebaueXinXderXLausitzXmitorganisiert.X

Kontakt:X
Tel.X+49X(0)30X/X678177571,X

E-Mail:Xs.spilles@gmx.de

JensXKießlingXbetreibtXseitX20X
JahrenXeinXForschungsbüroXfürX

Landschaftsökologie,XNatur-
schutzXundXUmweltplanungX

undXistXMitbegründerXdesXAk-
tionsbündnissesXKlareXSpree.

Kontakt:
Tel.X+49X(0)35603X/X60606,X

E-Mail:XX
info@ecoplan-spreewald.de

Der Rohstoff Holz wird unsere postfossile Zukunft wesentlich prägen: als Ener-
gieträger sowie als Bau- und Werkstoff. Aber Wälder und Holz stehen nicht unbe-
grenzt zur Verfügung. Wie Nutzen und Würde miteinander ausbalanciert werden,
ist die entscheidende ethische Frage. Wissenschaftler und Vertreter der Forst- und
Holzwirtschaft zeigen gemeinsam Wege auf für eine zukunftsfähige Verwendung
von Holz im Alltag – orientiert an generationenübergreifendem Denken und der
Erhaltung natürlicher Lebensräume.

M. Rosenberger, N. Weigl (Hrsg.)
Über Nutzen und Würde von Wald und Holz
Überlegungen zur Verantwortung im Umgang 
mit einer zentralen Lebensgrundlage

464 Seiten, broschiert, 39,95 Euro, ISBN 978-3-86581-703-7

Nachhaltigkeit

A–Z
B wie Balance

Erhältlich bei www.oekom.de
oekom@verlegerdienst.de

D i e  g u t e n  S e i t e n  d e r  Z u k u n f t
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Hinter dem grünen 
Image eines Waldinvestments verbergen 
sich häufig Projekte zur Anlage von Mo-
nokulturplantagen, die sich negativ auf 
Tier- und Pflanzenarten und die Lebens-
bedingungen der lokalen Bevölkerung 
auswirken. Die Mehrheit der von OroVer-
de und dem Global Nature Fund unter-
suchten Anlagemöglichkeiten in den Roh-
stoff Wald halten nicht, was sie zum 
Schutz der Umwelt versprechen. Zudem 
berücksichtigen sie nur unzureichend die 
Auswirkungen auf die Bevölkerung vor 
Ort.

Bei einem Waldinvestment beteiligt 
sich ein Anleger finanziell an dem „Inves-
titionsobjekt Wald“. Die Erträge werden im 
Wesentlichen aus der Holzernte und dem 
anschließenden Verkauf generiert. Hinter 
Waldinvestments können sich sowohl Na-
turwälder als auch Plantagen oder holzver-
arbeitende Betriebe verstecken. Allein auf 
dem deutschen Markt gibt es mehr als 30 
unterschiedliche Produkte, über die sich 
Privatanleger an Waldflächen weltweit 
finanziell beteiligen können. Anbieter 
von Waldinvestments werben mit unter-
schiedlichen finanziellen Renditen. Diese 
liegen meistens bei bis zu neun Prozent, 
aber es gibt auch Anbieter, die eine zwei-
stellige Rendite versprechen. Neben dem 
Holzverkauf spekulieren manche Anbie-
ter mit Wertsteigerungen für die gekauf-
ten Grundstücke. Einige wollen auch über 
CO2-Einsparung und Emissionshandels-
zertifikate zusätzliche Einnahmen gene-
rieren.

Als Argument für Waldinvestments 
wird angeführt, dass die globale Nachfra-
ge nach Holz mit hoher Wahrscheinlich-
keit steigen wird. Waldinvestments gelten 

zudem als Absicherung gegen Inflation und 
können zur Risikostreuung genutzt werden. 
Doch mit spezifischen Chancen gehen auch 
spezifische Risiken einher. Im Extremfall 
können Waldbrände oder Schädlingsbefall 
die Erträge oder sogar das gesamte Invest-
ment gefährden. Hinzu kommt, dass viele 
Waldinvestments außerhalb der Eurozone 
liegen und ein Wechselkursrisiko zu Wert-
verlusten führen kann. 

Bisher wurden Waldinvestments haupt-
sächlich aus finanzieller Perspektive be-
trachtet. Inwieweit diese renditeorientier-
ten Investitionen in Wald wirkungsvolle 
Instrumente zum Schutz der Biodiversität 
darstellen und zu einer Verbesserung der 
Lebenssituation der Menschen vor Ort 
führen, war Gegenstand der Untersuchung 
von OroVerde und dem Global Nature 
Fund. In Fallstudien mit Vor-Ort-Besu-
chen haben sie insgesamt sechs verschiede-
ne Anlageprodukte in Paraguay, Bulgarien, 
Vietnam, Panama, Costa Rica und Austra-
lien untersucht. Das Projekt wurde durch 
das Bundesamt für Naturschutz mit Mit-
teln des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit 
gefördert.

Ökologische Aspekte

Der viel beworbene üppige Mischwald 
ist nur selten zu finden. In fast allen un-
tersuchten Fällen wurden Baumarten 
wie Teak, Eukalyptus, Kiefer oder Aka-
zie angepflanzt – meist in Monokultur. 
Dadurch werden höhere Erträge mög-
lich und die stark nachgefragten Hölzer 
lassen sich gut vermarkten. Allerdings 
erfüllen Monokulturen nicht die vielfäl-
tigen Funktionen des Waldes wie zum 

Beispiel den Schutz der Biodiversität oder 
die Gewährleistung eines ausgeglichenen 
Wasserhaushaltes und Bodenlebens. Hei-
mische Baumarten kommen dagegen nur 
selten vor. Dabei sind es Mischwälder mit 
heimischen Arten, die aus ökologischer 
Sicht notwendig wären, denn sie bieten 
insbesondere bedrohten Tier- und Pflan-
zenarten einen Lebensraum und können 
beispielsweise angrenzende Schutzgebiete 
sinnvoll ergänzen und so einen wertvol-
len Beitrag für die Erhaltung der Biodi-
versität leisten. 

Im schlimmsten Fall verdrängen Plan-
tagen Schutzgebiete. In der Regel wurden 
bei den begutachteten Waldinvestments 
identifizierte Naturschutzflächen von der 
Nutzung ausgenommen. In einem Fall 
fanden sich jedoch sogar Plantagen in be-
stehenden Schutzgebieten. Das verstößt 
nicht nur gegen bestehendes Recht, son-
dern stellt für die dort lebenden Tier- und 
Pflanzengesellschaften eine massive Bedro-
hung dar. 

Die vorbereitenden Studien zu den 
Auswirkungen auf die Umwelt sind meist 
unzureichend. Durch Umweltverträglich-
keitsprüfungen vor Projektbeginn sollten 
der Bestand der auf den Investitionsflächen 
und im Umfeld lebenden Tier- und Pflan-
zenarten sowie der Zustand der vorhande-
nen Ökosysteme erfasst werden. So können 
geeignete Maßnahmen geplant und umge-
setzt werden, die negative Auswirkungen 
auf die Natur verhindern, reduzieren oder 
ausgleichen. Der Großteil der untersuchten 
Anbieter weist hier große Defizite auf, vor 
allem was die Qualität der durchgeführten 
Voruntersuchungen betrifft.

Auch das Forstmanagement hat großen 
Einfluss auf die biologische Vielfalt. Sind 

Ökologische Anlageformen

Rendite oder Artenreichtum?
Waldinvestments werden oft ihrer ökologischen Verantwortung nicht gerecht

Die Tropenwaldstiftung OroVerde hat gemeinsam mit dem Global Nature Fund mehrere Geldanlageprodukte mit Wald-
bezug untersucht und ihre ökologischen und sozialen Auswirkungen vor Ort bewertet. Das Fazit der Analysen, weltwei-
ter Fallstudien und Gesprächen mit internationalen Experten fällt nüchtern aus.  VON TORSTEN KLIMPEL, ORO VERDE 
– DIE TROPENWALDSTIFTUNG 
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beispielsweise Totholz und Unterwuchs auf 
den Pflanzungen erlaubt, können sich In-
sekten und Kleintiere ansiedeln. Das setzt 
allerdings auch den Verzicht von Pestiziden 
voraus. Diese kamen jedoch auf den meis-
ten untersuchten Flächen zum Einsatz.

Ein weiterer wesentlicher Kritikpunkt 
ist, dass die Mehrzahl der Waldinvest-
ments darauf ausgerichtet ist, mit der 
„Endernte“, die meist einen Kahlschlag be-
deutet, die Investoren am Ende der Lauf-
zeit auszuzahlen. Kahlschläge vernichten 
aber nicht nur Lebensräume, sondern 
verändern auch den Wasserhaushalt der 
Region. Bei starken Regenfällen werden 
außerdem die Nährstoffe ausgewaschen, 
da die schützende Vegetation fehlt. Die 
langfristige Wiederansiedlung von vielen 
Arten wird so behindert. 

Soziale Aspekte

Waldinvestmentprojekte können die 
Situation der Menschen vor Ort vielfäl-
tig beeinflussen, vor allem in Bezug auf 
die traditionelle Nutzung der Flächen, 
die Landrechte sowie in den Bereichen 
Beschäftigung und Infrastruktur. Neue 
Einkommensquellen können erschlos-
sen, bestehende aber auch eingeschränkt 
werden. Konflikte mit der lokalen Bevöl-
kerung können schnell zu Problemen füh-
ren und sich letztendlich nachteilig auf das 
Projekt auswirken. Deshalb wurden auch 
die Arbeitsbedingungen für die Mitarbei-
ter untersucht.

Die Anbieter haben in den meisten Fäl-
len vor Ort neue Arbeitsplätze mit guten 
Arbeitsbedingungen geschaffen – was im 
Forstbereich in vielen Ländern nicht üb-
lich und deswegen positiv ist. Nationale 
Vorgaben zur Sozial- und Krankenversi-
cherungspflicht werden erfüllt und in der 
Regel bekommen die Mitarbeitenden auch 
mindestens den Mindestlohn. Forstarbei-
ter werden zudem mit notwendiger Schutz-
kleidung ausgestattet. 

Nachholbedarf besteht jedoch bei 
Sozialverträglichkeitsstudien, die bereits 
im Vorfeld die sozialen Auswirkungen 
der Projekte in den umliegenden Ge-
meinden überprüfen. Mögliche negative 
Auswirkungen wie der Verlust von Wei-

deland können nicht erfasst und daher 
auch nicht ausgeglichen werden. Dabei 
ist die Gefahr groß, dass sich dadurch ein 
negativer Kreislauf in Gang setzt, der ver-
heerende Folgen für die Umwelt haben 
kann: Die Menschen vor Ort müssen 
sich wieder neue Flächen erschließen, auf 
denen sie ihre Nahrungsmittel anbauen 
oder ihr Vieh weiden lassen können. Im 
schlimmsten Fall siedeln sie auf intakten 
Naturflächen und roden an neuen Stellen 
Bäume.

die finanzielle und rechtliche Seite

Waldinvestments sind komplexe Anla-
geprodukte. Viele Faktoren, angefangen 
bei der Bodenqualität über die Nähe zum 
nächsten Hafen bis hin zur Konjunktur 
der Weltwirtschaft sowie den regionalen 
Holzpreisentwicklungen spielen eine we-
sentliche Rolle. Die Prognoserechnungen 
der Anbieter sind daher für Außenstehen-
de schwer nachvollziehbar und belastbare 
Zahlen stehen oft nicht zur Verfügung. In 
Kooperation mit der Verbraucherzentra-
le Bremen und der Verbraucherzentrale 

Hamburg sowie mit der GLS Bank und ex-
ternen Experten wurde auch die finanzielle 
und rechtliche Seite von Waldinvestments 
beleuchtet.

Das Fazit: Waldinvestments sind mit 
hohen Risiken verbunden, die oft nicht 
deutlich benannt werden. Ihre lange Lauf-
zeit von bis zu 25 Jahren und die teilweise 
schwer zu durchblickenden Geschäftsmo-
delle machen sie für Verbraucher zu einem 
mit großen Unsicherheiten behafteten 
Geldanlageprodukt. 

Die Mehrheit der untersuchten ren-
diteorientierten Waldinvestments kann 
den erhofften Beitrag zum Schutz der 
Biodiversität nicht leisten. Damit Wald-
investments eine innovative und neue 
Finanzquelle für den Schutz von Biodi-
versität sein können, ist viel Anpassung 
notwendig. Zusammen mit Experten 
wurden Empfehlungen für Anbieter er-
arbeitet, um Waldinvestments nicht nur 
aus ökologischer Sicht zu verbessern. 
Auch Verbraucher können dazu einen 
Beitrag leisten, indem sie sich genau in-
formieren und kritisch nachfragen, bevor 
sie sich für eine Geldanlage entscheiden 
(siehe Kasten). 

Um positive Ansätze zu finden, plant 
OroVerde gemeinsam mit dem Global Na-
ture Fund in den nächsten Jahren weitere 
Finanzinstrumente im Waldbereich unter 
die Lupe zu nehmen, die es ermöglichen, 
den Schutz der Naturwälder und die lokale 
Entwicklung zu integrieren. 

TorstenXKlimpelXhatXUmweltmanagementXstudiertXundX
istXseitXvierXJahrenXinXNaturschutzprojektenXinXLatein-

amerikaXtätig.XSeitX2015XarbeitetXerXfürXOroXVerdeX–XDieX
TropenwaldstiftungXimXTeamXInternationaleXProjekteXX

undXwirdXfürXdasXFolgeprojektXFinanzierungXvonXWald-
schutzXzuständigXsein.

Kontakt:
Tel.X+49X(0)228X/X24290-22,

E-Mail:XX
tklimpel@oroverde.de,

www.oroverde.de

BeispieleXfürXFragen,XdieXSieXeinemXAnbieterX
vonXWaldinvestmentsXstellenXkönnen:

XX WerdenX einheimischeX BaumartenX inX
MischbeständenXgepflanzt?

XX WerdenXbeiXderXPlanungXBiokorridoreXundX
SchutzflächenXberücksichtigt?

XX WerdenXPestizideXeingesetzt?
XX WirdXeinXDauerwaldXangestrebt,XoderXgibtX

esXeineXabschließendeXErnteXmitXLandver-
kaufXamXEndeXderXLaufzeit?

X
WeitereXInformationenXzumXThemaXfindenXSieX
imX InternetX undX inX derX aktuellenX BroschüreX
„RenditeXoderXArten-Reichtum?XEineXAnalyseX
vonXWaldinvestments“.XSieXkönnenXsieXaufXderX
InternetseiteXvonXOroVerdeXbestellen:X

XX www.oroverde.de/projekte-national/
waldinvestments.html

Nicht alles, was grün ist, ist 
artenreicher Wald!

http://www.umwelt-aktuell.eu/
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ABfAll, CHeMie & eMiSSioNeN

Abfallmanagement

Sensoren melden volle 
Mülltonnen

  Eine Innovation soll die Mülltrennung 
effizienter und kostengünstiger gestalten: 
aktive Sensoren. In der Mülltonne ange-
bracht, erfassen sie, wann die Tonne ge-
füllt ist und geleert werden muss. So kön-
nen unnötige Abholungen und überfüllte 
Mülltonnen vermieden werden. 

Laut der finnischen Firma Enevo, die 
das System in über 30 Ländern anbietet, 
würden dadurch 40 Prozent der Kosten bei 
der Abfalllogistik eingespart. Jedoch nur, 
wenn bereits ein Müll- und Recycling-
management etabliert ist. In Deutschland 
machen bisher 20 Städte und Kommunen 
und 12 private Entsorger mit. Es gibt je-
doch Bedenken zum Datenschutz bei der 
Technologie. Der Sensor kann mittels Inf-
rarotlicht auch Bewegungen um die Tonne 
herum sowie Informationen zu den wegge-
worfenen Produkten aufzeichnen. Joachim 
Wuttke, Fachgebietsleiter zur Abfallwirt-
schaft vom Umweltbundesamt, warnte in 
einem Gespräch mit der taz vor gläsernen 
Verbraucherdaten durch Analyse der Art 
und Zusammensetzung des Abfalls. Neben 
der Technologie fordert er an erster Stelle 
die Vermeidung von Müll ein.  [es]

XX KonzeptvorstellungXvonXenevo:XX
www.kurzlink.de/enevo-Abfallsensor

Abfallpaket

Vorschlag offiziell vom tisch
  Die EU-Kommission hat die Liste zu 

den Rücknahmen von Gesetzesvorschlägen 
nun offiziell beschlossen: Das Kreislaufpa-
ket wird auf Eis gelegt. Ein überarbeiteter 
Vorschlag soll zwischen Ende 2015 und An-
fang 2016 kommen. Diese Entscheidung fiel 
ohne Berücksichtigung des Drängens vieler 
Umweltorganisationen, EU-Abgeordneter 

und Mitgliedstaaten, das Paket nicht zu-
rückzuziehen (umwelt aktuell 03/2015, 
S. 8). Der Rat und das Europaparlament 
haben es versäumt, eine formale Anweisung 
an die Kommission auszusprechen.

Jetzt wächst der Druck auf die Kommis-
sion, einen verbesserten Vorschlag auszu-
arbeiten. In einer Empfehlung zur EU-Po-
litik für die kommenden fünf Jahre betont 
die Europäische Umweltagentur (EEA) die 
Wichtigkeit des Kreislaufpaketes für den 
Wohlstand und die Wettbewerbsfähigkeit 
der EU, welche die Pfeiler der neuen Kom-
mission unter Präsident Jean-Claude Jun-
cker sind. „Ich verstehe, dass sich Skepsis 
verbreitet hat, aber es ist eine Verpflichtung 
eingegangen worden und diese wird ein-
gehalten“, sagte Umweltminister Karmenu 
Vella im EU-Umweltausschuss Ende Feb-
ruar. Die Überarbeitung soll insbesondere 
die Anpassung der Ziele der Abfallhierar-
chie an die Situation in den Mitgliedstaa-
ten sowie die Regelung zur Wiederverwen-
dung verbessern.

Jeremy Wates, Generalsekretär des 
Europäischen Umweltbüros sagte: „Die-
ser Skandal kann jetzt nur noch abge-
schwächt werden, wenn die Kommission 
einen wirklich ambitionierten Vorschlag 
bringt.“ Geplant ist eine erneute Konsul-
tation zwischen April und Juli, um eine 
Roadmap über die Vermeidung und Wie-
derverwendung von Abfall zu erstellen und 
die Recyclingziele zu überarbeiten. Auch 
eine Zusammenführung der Ziele zur 
Energiegewinnung in den Ressourcenef-
fizienzvorhaben der Energieunion soll im 
nächsten Jahr vorgelegt werden.  [es]

XX BerichtXderXEEA:Xwww.eea.europa.eu/soer
XX KarmenuXVellaXzumXKreislaufpaket:XX

www.kurzlink.de/Vella-Rede-Kreislauf
XX www.kurzlink.de/EEB-Wates-Wastepack

Plastiktüten

Gesetz ist eingetütet
  Der Gesetzesvorschlag zur Eindämmung 

des übermäßigen Plastiktütenverbrauchs ist 
unter Dach und Fach. Der Rat der EU hat 
den Vorschlag Anfang März abgesegnet. 

Die Mitgliedstaaten sind nun angehalten, 
auf Plastiktüten Gebühren zu erheben, sie 
zu besteuern oder gar zu verbieten. Der 
Verbrauch soll von derzeitigen 200 auf 40 
Plastiktüten pro Jahr und Einwohner bis 
Ende 2025 vermindert werden.

Jedoch gibt es Ausnahmeregelungen 
für besonders dünnwandige oder dicke 
Plastiktüten. Auch oxo-abbaubare Tüten 
wurden nicht in den Gesetzentwurf auf-
genommen. Diese angeblich ökologischere 
Variante der Plastiktüten zersetzt sich nicht 
vollständig, sondern zerfällt in Mikroplas-
tikteilchen, die die Umwelt verschmutzen 
(umwelt aktuell, 12/2014, S. 9).

Für Deutschland wird sich wohl vorerst 
wenig ändern. Mit einem aktuellen Ver-
brauch von 70 Tüten pro Einwohner im 
Jahr liegt die Bundesrepublik im unteren 
Drittel. „Bei einer Abwägung von Aufwand 
und Nutzen spricht derzeit aus unserer Sicht 
nichts dafür, in Deutschland Abgaben oder 
gar Verbote einzuführen“, sagte eine Spre-
cherin von Bundesumweltministerin Barba-
ra Hendricks (SPD). Es soll bei freiwilligen 
Maßnahmen des Handels bleiben.  [es]

XX www.klimaretter.info/umwelt/hintergrund/18309

Elektrogerätegesetz

umweltverbände kritisieren 
Pläne der Regierung

  Mitte März hat der Bundestag neue Re-
gelungen für Elektrogeräte beschlossen. Be-
reits bevor der Vorschlag vorgelegen hatte, 
hatte die Bundesregierung viel Kritik geern-
tet. Die Umweltverbände Deutscher Natur-
schutzring, Germanwatch, NABU, BUND, 
Deutsche Umwelthilfe und der Bundesver-
band für Umweltberatung bemängeln, dass 
es im Vorschlag kaum darum ginge, elek-
tronische Geräte wiederzuverwenden und 
somit länger nutzbar zu machen.

Das Bundeskabinett hat in der Regelung 
eine vereinfachte Abgabe von gebrauchten 
Elektrogeräten für Kunden beschlossen. Ge-
schäfte mit über 400 Quadratmetern sollen 
künftig verpflichtet werden, kleine Elektro-
altgeräte wie Föhne oder Toaster ohne Vor-

http://www.umwelt-aktuell.eu/
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lage des Kassenbons und ohne Verpflich-
tung zum Neukauf zurückzunehmen. Das 
gilt auch für Onlinehändler. Will der Kunde 
größere Geräte ab 25 Zentimeter Kantenlän-
ge zurückgeben, müsste er bei dem Händler 
ein gleichwertiges Neugerät kaufen. 

Umweltverbände wollen einen stärkeren 
Fokus auf die Wiederverwendung statt auf 
das Recycling. „Wenn die Regierung gesetz-
lich verhindert, dass noch funktionierende 
Geräte wieder genutzt werden können, sorgt 
sie für das Wachstum der Müllberge, aber 
nicht für das Wohl der Bürger. Und sie be-
achtet nicht die planetarischen Grenzen“, kri-
tisierte Klaus Milke, Vorstandsvorsitzender 
der Umwelt- und Entwicklungsorganisation 
Germanwatch. Stefan Müssig, Vorsitzender 
vom Bundesverband für Umweltberatung 
ergänzte: „Deutschland macht hier einen 
klaren Rückschritt und liegt weit hinter den 
Vorgaben der Europäischen Union.“ 

In der fünfstufigen Abfallhierarchie der 
EU liegt die Wiederverwendung hinter der 
Abfallvermeidung und vor dem Recycling. 
Deshalb fordern die Umweltorganisatio-
nen die Bundestagsabgeordneten auf, die 
Wiederverwendung von Elektroaltgerä-
ten zu unterstützen. Die weitere Nutzung 
dieser Produkte spart Ressourcen, schont 
dadurch die Umwelt und ist zudem kosten-
günstiger als Recycling. Zudem schafft die 
Wiederaufbereitung neue Arbeitsplätze. 

Die Novelle soll bis Ende des Jahres in 
Kraft treten. Nach dem Kabinettsbeschluss 
soll das Gesetz bis zum Sommer im Bun-
destag beschlossen werden und im Sep-
tember den Bundesrat passieren.  [es]

XX OffenerXBriefXderXVerbände:XX
www.nabu.de/elektrog/offenerbrief.pdf

XX www.nabu.de/elektrog/stellungnahme.pdf
XX www.kurzlink.de/BMUB-Elektronovelle

Einweg

Neue Sonderabgabe gefällig?
  Wie kann man gegen den Rückgang 

des Mehrweganteils bei Getränkeflaschen 
vorgehen? Darüber sind sich das Umwelt-
bundesamt (UBA) und die Bundesumwelt-
ministerin Barbara Hendricks (SPD) nicht 

einig. Nachdem das UBA überlegt hatte, 
eine Sonderabgabe für Einwegflaschen ein-
zuführen, lehnte Hendricks dies strikt ab.

Der Mehrweganteil geht in Deutsch-
land stetig zurück, er lag im Jahre 2012 bei 
45,7 Prozent. Das sind 25 Prozent weniger 
als noch vor zehn Jahren (umwelt aktuell 
02/2015, S. 8). Einwegflaschen werden je-
doch zunehmend gekauft, oft in der fälsch-
lichen Annahme, sie würden mehrfach 
verwendet. Die Bundesländer haben immer 
noch keine Verordnung zur klaren Kenn-
zeichnung in Supermärkten erlassen. Für 
eine Zusatzgebühr von 20 Cent auf Einweg-
flaschen sehe die Bundesumweltministerin 
jedoch keinen Bedarf, erklärte ihr Sprecher.

Die Diskussion wurde unter anderem 
durch das Vorhaben Coca-Colas ausgelöst, 
teilweise aus dem Mehrwegsystem auszu-
steigen. Nach Informationen der Deutschen 
Umwelthilfe (DUH) wird der Konzern seine 
0,5- sowie 1,5-Liter-Mehrwegflaschen 
gegen Einwegplastikflaschen und Getränke-
dosen ersetzen. Wiederbefüllbare Flaschen 
würden weniger von Kunden nachgefragt, 
begründet das Unternehmen den Schritt.

DUH-Bundesgeschäftsführer Jürgen 
Resch sieht die eigentlichen Gründe für die 
Entscheidung von Coca-Cola gegen Mehr-
weg in größerem Profit zulasten grüner Ar-
beitsplätze und der Umwelt. „Weltweit zählt 
Coca-Cola zu den am rücksichtslosesten 
operierenden Unternehmen in ihrem Ein-
satz gegen Umweltgesetze. Jetzt zeigt der 
amerikanische Brausekonzern sein wahres 
Gesicht auch in Deutschland.“  [es]

XX StellungnahmeXderXDUh:XX
www.kurzlink.de/DUh-Cola-Mehrweg

REACH

eCHA verteidigt 
Registrierungsprozess

  Die Europäische Chemikalienagentur 
(ECHA) hat Anfang März ihren Jahres-
bericht von 2014 veröffentlicht. Demnach 
werde die Chemikalienregulierung unter 
REACH stetig besser, auch wenn es weite-
ren Reformbedarf gebe. Durch REACH sei 

politische ökologie 
Die Buchreihe für Querdenker und Vordenkerinnen

Forschungswende
politische ökologie (Band 140)
144 Seiten, 17,95 EUR (zzgl. Versand),
ISBN 978-3-86581-718-1

Erhältlich bei
www.oekom.de, oekom@verlegerdienst.de

Im Band „Forschungswende“ lesen Sie, 
wie sich Hochschulen ändern müssen, da-
mit die Wissenschaft ihrer Verantwortung
für die Gesellschaft gerecht wird.
Um Strategien für die Sicherung der Welt-
ernährung oder ein ressourcenleichtes
Wirtschaftsmodell zu entwickeln, braucht
es eine Wissenschaft, die sich lebensnahe
Schwerpunkte setzt, disziplinäre Grenzen
überwindet und das Wissen der Laien ein-
bezieht. – Wie eine partizipative und trans-
parente Wissenschafts- und Forschungs-
kultur aussehen kann, machen studenti-
sche Initiativen, zivilgesellschaftliche
Organisationen sowie außeruniversitäre
Thinktanks vor. 

Mitherausgegeben von der Kommission
Wissenschaftspolitik im Wissenschaft-
lichen Beirat des BUND
Mit Beiträgen von G. Michelsen, S. Ober,  
U. Schneidewind, P. Finke, A. Zahrnt u.v.m.

Forschungswende   
Wissen schaffen für die 
Große Transformation
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es bisher nicht nur gelungen, Gefahren für 
Gesundheit und Umwelt einzudämmen, 
auch ermögliche es Firmen, ihre Ausgaben 
zu senken und Umsätze zu steigern, da es 
eine stabile gesetzliche Regelung und somit 
langfristige Planungssicherheit gewährleis-
te. Das sagte Jack de Bruijn, Direktor des 
Risikomanagements der ECHA, anlässlich 
des Gipfels zu globalen Lieferketten An-
fang März in Brüssel der Nichtregierungs-
organisation Chemical Watch.

Allerdings müsse es mehr Informa-
tionen zu den erforderlichen Registrie-
rungsdaten und über die laufenden Re-
gistrierungsprozesse von Chemikalien 
geben, bemängelt die ECHA. Das hatten 
in jüngster Zeit bereits EU-Mitgliedstaaten 
und InteressenvertreterInnen angemahnt 
(umwelt aktuell 03/2015, S. 10).  [es]

XX www.kurzlink.de/EChA-Bericht-2014
XX www.chemicalwatch.com/supply-chain-summit

Endokrine Disruptoren

eu-kommissar verteidigt 
folgenabschätzung

  Einen Kriterienkatalog für Endokri-
ne Disruptoren (EDC) innerhalb der EU 
gibt es noch nicht. Mitte März musste Ge-
sundheitskommissar Vytenis Andriukai-
tis diesen Verzug vor dem EU-Parlament 
rechtfertigen. Den Kriterienkatalog für die 
hormonell wirksamen Chemikalien hätte 
die EU-Kommission bereits im Dezember 
2013 vorschlagen müssen. Bisher arbeitet 
sie aber noch an der Folgenabschätzung 
von EDC. Abgeordnete kritisieren den 
Aufschub und betonen die gesundheitli-
che und auch ökonomische Notwendigkeit 
einer schnellen Regulierung.

Andriukaitis betonte die Wichtigkeit 
der Folgenabschätzung, um alle wissen-
schaftlichen Informationen berücksichti-
gen zu können. Die erste Forschungsphase 
sei bereits abgeschlossen, auch eine Kon-
sultation ist beendet. Im nächsten Schritt 
wird eine Informationswebsite veröffent-
licht und eine zweite Forschungsrunde 
eingeleitet.

Eine aktuelle Studie von internationalen 
WissenschaftlerInnen hat erneut die ge-
sundheitlichen Kosten von EDC beziffert: 
Sie liegen bei 157 Milliarden Euro jährlich. 
Das sind 155,8 Milliarden mehr als eine von 
skandinavischen EU-Mitgliedsländern in 
Auftrag gegebene Studie Ende 2014 ergab 
(umwelt aktuell 02/2015, S. 8). Untersuchte 
gesundheitliche Schäden waren beispiels-
weise Einschränkungen des IQ sowie geis-
tige Behinderungen durch vorgeburtliche 
Einwirkungen von bestimmten Nervengif-
ten. Diese verursachen die höchsten Kosten.

Derweil hat Schweden eine Initiative 
gestartet, die EU-Kommission vor dem 
Europäischen Gerichtshof anzuklagen, 
weil sie ihren rechtlichen Verpflichtungen 
zur Regulierung von EDC nicht nachge-
kommen ist. Auch der Rat hat sich vergan-
genen Monat der Initiative angeschlossen 
(umwelt aktuell 03/2015, S. 8).  [es]

XX VideoXderXParlamentssitzung:XX
www.kurzlink.de/EU-P-EDC-Verzug

XX www.kurzlink.de/EDC-Studie2-Kosten
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Nachhaltige Entwicklung

Zweite Verhandlungsrunde zu 
Post-2015-Zielen

  Im Februar haben die 193 UN-Staaten 
in New York über die neuen nachhaltigen 
Entwicklungsziele der Vereinten Nationen 
bis 2030 beraten. Ein zentraler Punkt der 
zweiten Verhandlungsrunde war die For-
mulierung der gemeinsamen Deklaration, 
zu der es derzeit nur ein Arbeitspapier gibt. 
Wichtig war außerdem die Art und Weise 
der Vermittlung der Ziele. Derzeit sind 17 
Ziele mit 169 Unterzielen geplant.

„Die neuen Entwicklungsziele wer-
den im Prinzip aus vier Teilen bestehen: 
der politischen Deklaration, den Zielen, 
den Mitteln zur Umsetzung und dem 
Überprüfungsmechanismus“, erklärte 
Paul Ladd, Direktor des Post-2015-Teams 

beim Entwicklungsprogramm der Verein-
ten Nationen nach Angaben des Rates für 
Nachhaltige Entwicklung (RNE). Vor allen 
bei den Mitteln zur Umsetzung und dem 
Überprüfungsmechanismus sieht er noch 
Verhandlungsbedarf. Bevor die Vereinten 
Nationen die Ziele für nachhaltige Ent-
wicklung (SDG) im September als Nach-
folger der in diesem Jahr auslaufenden 
Millenniumsentwicklungsziele (MDG) be-
schließen, gibt es noch sechs weitere Tref-
fen im UN-Hauptquartier in New York. 

Die deutsche Bundesregierung und die 
EU-Kommission hatten sich schon Ende 
des letzten Jahres zu den Entwicklungszie-
len positioniert, Anfang Februar hat der 
EU-Ministerrat seine Prioritäten vorgelegt 
(umwelt aktuell, 03/2015, S. 11).  [as]

XX https://sustainabledevelopment.un.org/post2015
XX MitteilungXdesXRNE:Xwww.kurzlink.de/rne260215

AusführlicheXBerichteXundXhintergrundinforma-
tionenX überX GlobalisierungX &X EineXWeltX lesenX
SieX imX vierteljährlichenX RundbriefX desX ForumsX
UmweltXundXEntwicklung:Xwww.forumue.de
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Klimawandel

Menschenrechte in Gefahr
  Der UN-Menschenrechtsrat UNHRC 

hat in seiner Sitzung Anfang März in Genf 
bekräftigt, dass die Folgen der Erderwär-
mung maßgeblich die Wahrung der Men-
schenrechte bedrohe. 

Bereits in einer Resolution von 2008 
weist der UNHRC auf die unmittelbare 
und weitreichende Gefahr des Klimawan-
dels hin. Laut dem Bericht „Afrikas An-
passungslücke“ (African Adaptation Gap) 
des UN-Umweltprogramms UNEP ist die 
Hälfte der afrikanischen Bevölkerung von 
Unterernährung bedroht, wenn es zu einer 
weltweiten Erwärmung um zwei Grad Cel-
sius kommt. Ein globaler Temperaturan-
stieg von zwei Grad würde für den afrika-
nischen Kontinent einen Anstieg von 3,5 

http://www.umwelt-aktuell.eu/
http://www.forumue.de/publikationen/rundbriefe/
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bis 4 Grad Celsius bedeuten. Nach UNEP-
Angaben bräuchten die dort lebenden 
Menschen jährlich 50 bis 100 Milliarden 
US-Dollar für Anpassungsmaßnahmen an 
den Klimawandel.  [mk]

XX www.kurzlink.de/Afrikas_AnpassungX

Treibhausgase 

kein erhöhter Co2-Ausstoß im 
energiesektor 

  Die Internationale Energieagentur 
(IEA) hat ihre Zahlen der weltweiten CO2-
Emissionen im Energiesektor für 2014 
veröffentlicht. Zum ersten Mal seit vierzig 
Jahren konnte kein Anstieg dieser Treibh-
ausgase festgestellt werden, obwohl es ein 
weltweites Wirtschaftswachstum von drei 
Prozent zu verzeichnen gab. 2014 lag der 
weltweite CO2-Ausstoß im Energiesektor 
unverändert bei 32,3 Milliarden Tonnen. 
Grund dafür sei der Trend zu erneuerbaren 
Energien und weg von fossilen Energieträ-
gern in den 34 reichen Ländern und China. 
IEA-Chefökonom Fatih Birol sagte dazu: 
„Zum ersten Mal entkoppeln sich Treib-
hausgasemissionen vom ökonomischen 
Wachstum.“ Dies sei eine willkommene 
Überraschung und eine bedeutsame noch 
dazu, da ein dringend benötigter Schwung 
für die Klimaverhandlungen in Paris im 
Dezember notwendig sei.  [mk]

XX www.kurzlink.de/PM_IEA_2015

UN-Klimaschutzabkommen

europa legt sich für Paris fest
  Anfang März einigten sich die Umwelt-

ministerInnen dern Europäischen Union 
darauf, dass Europa seine Emissionen bis 
2030 um mindestens 40 Prozent im Ver-
gleich zum Basisjahr 1990 für das UN-Kli-
maschutzabkommen verringern soll. Das 
40-Prozent-Ziel wurde bereits im Oktober 
2014 beschlossen. Es soll im Dezember in 
Paris international als verbindliches Ziel 

festgelegt werden. Unklar bleibt, wie viel 
die einzelnen Mitgliedstaaten zum EU-Ziel 
beitragen sollen. Die MinisterInnen haben 
auch die Klimawirksamkeit von Wäldern 
und Wiesen besprochen. 

Der BUND kritisierte die Einbindung 
von Landnutzung und Forstwirtschaft bei 
der Berechnung von Treibhausgasen. Eine 
Folge wäre ein weiterhin erhöhter Anteil 
der Kohleverstromung.  [mk]

XX www.kurzlink.de/PM-BUND-INDCX

Klimastudie

Weniger Stürme führen zu 
mehr Sommerhitze

  WissenschaftlerInnen des Potsdam-
Instituts für Klimafolgenforschung haben 
in einer neuen Studie herausgefunden, 

dass durch den Klimawandel die kalten 
Luftströmungen gestört werden und die 
Folge große Hitzewellen im Sommer sein 
können.

Die ForscherInnengruppe veröffent-
lichte im Wissenschaftsjournal Science 
ihre Klimasimulationen. Die Berechnun-
gen zeigen die gleichen Ergebnisse, wie 
sie schon in Langzeitbeobachtungen fest-
gehalten wurden: Die Hitzeextreme der 
vergangenen Jahre sind erst der Anfang, 
weil die sommerlichen Luftströme abge-
schwächt werden. Die Beobachtungsdaten 
von Messstationen und Satelliten zeigen im 
Durchschnitt einen deutlichen Rückgang 
der Sturmaktivitäten. 

Zudem beschleunige der sogenannte 
Arktisfaktor die Erderwärmung. Im hohen 
Norden würden die Temperaturen doppelt 
so schnell wie in den übrigen Teilen des Pla-
neten steigen, weil durch die eisfreie Mee-
resoberfläche weniger Sonnenlicht abge-
strahlt würde. Das wärmere Wasser würde 
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die Luft erwärmen. Dann würden sich die 
großen Temperaturunterschiede zwischen 
Polarregion und der wärmeren Nordhalb-
kugel verringern. Das hätte wiederum Aus-
wirkungen auf die weltweite Luftzirkulati-
on, denn bei angleichenden Temperaturen 
bleiben die kalten Luftströme aus und die 
heißen Sommer nehmen zu.  [mk]

XX www.kurzlink.de/hitzewellen-Studie

Klimaschutz in Deutschland 

klimabündnis geplant
  Bundesumweltministerin Barbara Hen-

dricks möchte in die Umsetzung des nati-
onalen Aktionsprogrammes Klimaschutz 
2020 verschiedene gesellschaftliche Interes-
sengruppen einbinden. Ziel ist es, Einspar-
potenziale zu finden, weitere Handlungs-
möglichkeiten zu definieren und die bereits 
beschlossenen Maßnahmen umzusetzen. 
Vorbild soll das für internationale Verhand-
lungen etablierte „Wiener Format“ sein. Das 
heißt, Interessengruppen ordnen sich zu 
einer von fünfzehn sogenannten Bänken 
zu. Je Bank stehen dann ein bis drei Plät-
ze mit Rederecht zur Verfügung. Typische 
Bankgruppen sind Industrie- und Wirt-
schaftsorganisationen, Umwelt- und Ver-
braucherschutzverbände, Gewerkschaften, 

Kommunen oder Religionsgemeinschaften. 
Das Bündnis soll halbjährlich tagen.  [mk]

XX www.bmub.bund.de/P3721

Biokraftstoffe

Reform geht voran
  Der Umweltausschuss des EU-Parla-

ments hat sich Ende Februar auf eine Po-
sition in zweiter Lesung zur Reform der 
EU-Biokraftstoffpolitik geeinigt und besteht 
auf seinen anfänglichen Forderungen. Es 
handelt sich hierbei um den Gesetzentwurf 
über indirekte Landnutzungsänderungen 
(ILUC) durch Biokraftstoffe. Der Ausschuss 
fordert eine Deckelung von sechs Prozent 
auf alle landbasierten Biokraftstoffe. Das 
bedeutet, dass sechs Prozent der Biokraft-
stoffe zu dem Emissionsreduktionsziel der 
EU im Bereich Verkehr (zehn Prozent bis 
2020) beitragen dürfen. Außerdem sollen 
Faktoren indirekter Landnutzungsände-
rungen in die Kraftstoffqualitätsrichtlinie 
der EU aufgenommen werden. Nun können 
die Verhandlungen mit den Mitgliedstaaten 
beginnen. Deren Position belief sich zuletzt 
auf ein weniger ambitioniertes Ziel mit einer 
Deckelung von sieben Prozent und dem 
Ausschluss indirekter Landnutzungsände-
rungen in der Kraftstoffqualitätsrichtlinie. 

„Das Ende dieser Verhandlungen ist in 
Sicht, wir hoffen, dass damit das Ende 
schädlicher Biokraftstoffe einhergeht“, 
sagte Faustine Defossez, Senior Referentin 
für Landwirtschaft und Bioenergie beim 
Europäischen Umweltbüro (EEB).  [lr]

XX www.kurzlink.de/eeb-biofuel-reform

Energieunion

Mehr Schein als Sein?
  Die Ziele der Strategie für die Energie-

union, die die EU-Kommission Ende Fe-
bruar in Brüssel vorgestellt hat, scheinen 
ambitioniert. Bei genauerem Hinsehen 
ergeben sich jedoch Fragen. 

Maroš Šefčovič, Vizepräsident der 
EU-Kommission und verantwortlich 
für die Energieunion, nannte die Stra-
tegie das ambitionierteste europäische 
Energieprojekt seit der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl. Und 
die Ziele hören sich vielversprechend an: 
Energieversorgungssicherheit, Solidari-
tät und Vertrauen, Energiebinnenmarkt, 
Energieeffizienz als Beitrag zur Senkung 
des Energiebedarfs, Verringerung der 
CO2-Emissionen aus der Wirtschaft 
sowie Forschung, Innovation und Wett-
bewerbsfähigkeit. 

Während die internationale Politik ein weiteres Mal über Klimaschutzziele debat-
tiert, sind die Folgen des Klimawandels bereits spür- und sichtbar. Ob Starkregen
oder Dürren, ob Hitzerekorde oder Kältewellen – unsere Städte und Regionen
müssen sich auf die sich wandelnden Rahmenbedingungen vorbereiten. Praxis-
ansätze, Instrumente, Maßnahmen und Beispiele zeigen, wie den Herausforde-
rungen des Klimawandels vor Ort zu begegnen ist.

J. Knieling, B. Müller (Hrsg.)
Klimaanpassung in der Stadt- und Regionalentwicklung
Ansätze, Instrumente, Maßnahmen 
und Beispiele

464 Seiten, broschiert, 39,95 Euro, ISBN 978-3-86581-703-7
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Umweltorganisationen wie BirdLife Eu-
rope und das European Environmental 
Bureau bemängelten fehlende konkrete 
Handlungsvorschläge. In ihrer Strategie 
betont die EU-Kommission wie wichtig 
es ist, sich von fossilen Energieträgern zu 
entfernen und Energiemärkte auf Effizienz 
und Erneuerbare auszurichten. Geht es um 
Versorgungssicherheit, bleibt der Fokus je-
doch auf fossilen Energien. 

Rebecca Harms, Fraktionsvorsitzende 
der Grünen im EU-Parlament sagte: „Die 
Europäische Union braucht ein gemeinsa-
mes Zukunftsprojekt. Die Energieunion 
hätte das Zeug, ein solches Zukunftspro-
jekt zu sein. Doch statt der Europäischen 
Energiewende den Weg zu ebnen, will die 
Kommission die Abhängigkeit von Russ-
land durch Pipelines in andere nicht de-
mokratische Staaten, durch Schiefergas 
und durch teure Förderung der Atomkraft 
überwinden. Die Europäische Kommission 
plant den Relaunch der sogenannten sau-
beren fossilen Energie.“  [lr]

XX www.ec.europa.eu/priorities/energy-union/docs/
energyunion_en.pdfX

XX www.kurzlink.de/harms-energieunion
XX www.kurzlink.de/eeb-energieunion

EU-Emissionshandel

Raschere Reform verlangt
  Der Umweltausschuss des Europäischen 

Parlaments hat Ende Februar über die ge-
plante Reform des Europäischen Emissi-
onshandels abgestimmt. Der Ausschuss 
fordert striktere Auflagen und eine frühere 
Implementierung der von der Kommission 
vorgeschlagenen Maßnahmen. 

So soll die geplante Marktstabilitäts-
reserve schon 2019 und nicht erst 2021 
in Kraft treten. Auch die 900 Millionen 
Emissionszertifikate, die mit der Backloa-
dingentscheidung vom Markt genommen 
wurden, sollen nicht wie geplant 2019 
wieder dem Markt zugeführt, sondern di-
rekt in die Marktstabilitätsreserve einge-
speist werden. 

Nichtregierungsorganisationen fordern 
allerdings noch einen früheren Beginn der 

KLIMAX&XENERGIEX

energieunion – der eu-kommission fehlt die Vision

EndeX FebruarX hatX dieX EU-KommissionX ihrenX langX
erwartetenXVorschlagXfürXeineX„Energieunion“Xvorge-
stellt.XDochXwasXsichXinXdenXAnhörungenXderXneuenX
KommissareXMarošXŠefčovičXundXMiguelXAriasXCañeteX
imXherbstX2014XimXEU-ParlamentXandeutete,XhatXsichX
bestätigt:XDieXKommissionXwillXimXWesentlichenXanX
denXüberkommenenXStrukturenXeinerXfossilXbasiertenX
EnergiepolitikX festhalten,X staatlicheX SubventionenX
fürXdieXAtomenergieXsollenXweiterXmöglichXsein,XdieX
FörderungXderXerneuerbarenXEnergienXkommtXzuXkurz.

FürXdieXEU-KommissionXbedeutetXEnergiesicherheitX
vorX allem,X dassX dieX GasbezügeX gesichertX werden:X
DerX AusbauX derX InfrastrukturX fürX Flüssigerdgas,X
dieXAusweitungXvonXFrackingmaßnahmenXundXderX
koordinierteXBezugXvonXGasXwerdenXalsXwesentlicheX
AspekteXderXDiversifizierungXderXEnergieversorgungX
genannt.X DieX FokussierungX aufX GasX istX aberX dasX
GegenteilXvonXDiversifizierung.XNötigXwäreXeineXklareX
NennungXderXerneuerbarenXEnergienXalsXwesentlicheX
Energiequellen,XdennXnurXsoXkönnenXlangfristig,Xkos-
tengünstigXundXklimaschonendXUnabhängigkeitXundX
damitXEnergiesicherheitXgarantiertXwerden.

Immerhin,XesXwirdXklarXbenannt,XdassXEnergieeffizi-
enzX eineX wesentlicheX RolleX inX derX EnergiestrategieX
spielenXmuss.XDasXPaketXzurXEnergieunionXstelltXdif-
ferenziertXdar,XdassXimXGebäude-XundXTransportsek-
torXhandlungsbedarfXbesteht.XDiesX istXausdrücklichX
zuXbegrüßen,XaberXesXwäreXdringendXnötig,XdassXdieX
EU-2030-ZieleXendlichXdenXzuXhebendenXPotenzialenX
angepasstXwerden.XZurXSenkungXderXCO2-EmissionenX
imXWirtschaftssektorXsetztXdieXStrategieXzurXEnergie-
unionX weiterhinX ausschließlichX aufX denX Emissions-
handel.XTrotzXReformXwirdXdieserXaberXkeineXkurzfris-
tigeXWirkungXzeigen,XdennXdazuXwäreXeineXsofortigeX
StilllegungXvonXrundXzweiXMilliardenXCO2-ZertifikatenX
notwendigXgewesen.X

ImX BereichX Forschung,X EntwicklungX undX Wettbe-
werbsfähigkeitX wirdX dieX besondereX RelevanzX vonX
CO2-AbscheidungXundXAtomkraftXgenannt.XMitXdieserX
rückwärtsgewandtenX AgendaX wirdX weiterhinX aufX
GroßforschungsprojekteX undX fossileX EnergieträgerX
gesetzt.XNötigXwäre,XdassXdezentraleXundXaufXerneu-
erbarenXEnergienXbasierteXEnergiesystemeXfürXeineX

„Prosumer-Gesellschaft“X inX denX MittelpunktX derX
ForschungX stünden.X DerX vomX EU-GipfelX imX Okto-
berX2014XgeforderteXBeitragXderXLandwirtschaftXzuX
KlimaschutzX undX EnergieeinsparungenX findetX sichX
überhauptXnichtXwieder,XfürXdenXVerkehrssektorXsindX
konkreteXMaßnahmenXerstXabX2016Xgeplant,XdarunterX
ausXklimapolitischerXSichtXeherXzweifelhafte,XwieXeinX
EU-weitesXMautsystem.

MitX ihrenXVorschlägenX zurX EnergieunionX hätteX dieX
neueXJuncker-KommissionXsichXundXdenXEU-Bürge-
rInnenX eineX neueX VisionX vonX einerX ganzheitlichenX
EnergiewendeXgebenXkönnen,XumXmitXdenXwesentli-
chenXherausforderungenXKlimawandel,XRessourcen-
verbrauchXundXEnergiearmutXumzugehen.XInXdieserX
VisionXwürdenXsichXalleXEnergieverbrauchssektorenX
verändern.XDerXWärmebereichXwirdXebensoXwieXderX
TransportsektorXgrößtenteilsXelektrischXseinXmüssen,X
umX Öl,X GasX undX dieX wenigX nachhaltigenX Bio-X undX
AgrokraftstoffeXzuXersetzen.XEnergieeffizienzXwürdeX
genausoXwieXdezentraleXEnergieerzeugungXundX-nut-
zungXessenziellXfürXdiesesXEnergiesystemXsein.XDieseX
EnergieunionXbräuchteXeineXangepassteXEnergieinfra-
struktur,XumXVersorgungssicherheitXzuXgewährleisten.X
EineXWirtschaft,XdieXweiterhinXaufXfossilenXEnergie-
trägernXbasiert,XbegibtXsichXinXAbhängigkeiten,XdieX
einfachX alsX BedrohungX skizzierbarX sind.X DurchX dieX
FokussierungXaufXdieXSicherstellungXderXEnergieströ-
meXverkommtXdasXProjektXzuXeinerXreinenXGasunion,X
inXderXdieXEU-MitgliedstaatenXzusammenhalten,XumX
sichXgegenXdenX„RestXderXWelt“XbeimXKampfXumXdieX
verbleibendenXfossilenXEnergieträgerXdurchzusetzen.X
WerXauchXimmerXsiegt,Xgewinnt,XwasXdieXGegenspie-
lerXverlierenX–XesXbleibtXeinXNullsummenspielXfürXdenX
Klimaschutz.XSolltenXParlamentXundXRatXdieseXStrate-
gieXakzeptieren,XvergäbeXdieXEUXihreXChanceXzuXeinerX
weitgreifendenXundXkonsistentenXVisionXzurXEU-wei-
tenXEnergiewende.XDasXwäreXnichtXzuletztXauchXeinX
fatalesXSignalXfürXdenXnächstenXKlimagipfelXinXParis.

DieserXKommentarXistXzuerstXerschienenXaufXX
www.euractiv.de.

Sebastian Scholz leitet die klima- und energie-
politik des NABu in Berlin. Claus Mayr ist  

direktor der europapolitik des NABu in Brüssel.

ein mutigerer Vorschlag zur energieunion hätte der eu-energiepolitik eine 
neue idee geben können, sagen Sebastian Scholz und Claus Mayr vom NABu.

http://www.umwelt-aktuell.eu/
http://www.ec.europa.eu/priorities/energy-union/docs/energyunion_en.pdf 
http://www.ec.europa.eu/priorities/energy-union/docs/energyunion_en.pdf 


14 AprilX2015XXXXXumweltXaktuell

Aktuell KLIMAX&XENERGIEX

Reformen: „Notwendige Reformen bis 
2019 aufzuschieben, ist unverantwortlich 
in Zeiten einer Klimakrise. Mit jedem ver-
strichenen Jahr wächst der Überschuss von 
Zertifikaten“, sagte Femke de Jong, Refe-
rentin bei Carbon Market Watch. 

Der europäische Emissionshandel steckt 
seit einigen Jahren in der Krise. Aufgrund 
von Überschüssen spiegeln die Zertifikats-
preise nicht die tatsächlichen Kosten von 
CO2-Emissionen wider und die Industrie hat 
kaum Anreize, Emissionen einzusparen.  [lr]

XX www.kurzlink.de/euractiv-ets-reform

Erneuerbare Energien

Auf einem guten Weg
  Die Europäische Energieagentur (EEA) 

hat im Februar eine Studie zu erneuerba-
ren Energien in der Europäischen Union 
veröffentlicht. Demnach lag der Anteil er-
neuerbarer Energien am Endenergiever-
brauch im Jahr 2013 bei 14,9 Prozent. Das 
übersteigt sogar das von der Erneuerbare-
Energien-Richtlinie festgelegte mittelfris-
tige Ziel von 12,1 Prozent. Die EU will bis 
2020 den Anteil erneuerbarer Energien auf 
20 Prozent erweitern. Laut Energieagentur 
hat eine Ausweitung erneuerbarer Energi-
en positive Auswirkungen auf die Bekämp-
fung des Klimawandels, die Steigerung 
der Energiesicherheit und eine gesteigerte 
Energieeffizienz. Jedoch beobachtet die 
Energieagentur auch eine Verlangsamung 
des Wachstums erneuerbarer Energien 
sowie einen Rückgang in Teilbereichen, 
wie etwa dem Transportsektor.  [lr]

XX www.eea.europa.eu/publications/X
renewable-energy-in-europe-approximatedX

Fracking

uVP nicht immer Pflicht
  Der Gerichtshof der Europäischen 

Union hat im Februar entschieden, unter 
welchen Bedingungen Umweltverträglich-
keitsprüfungen (UVP) bei Frackingprojek-

ten vorzunehmen sind. Im Fall C-531/13 
ging es darum, die Notwendigkeit einer 
UVP bei einer Aufschlussbohrung festzule-
gen. Der Gerichtshof kam zu dem Schluss, 
dass unter der UVP-Richtlinie derartige 
Prüfungen nur dann Pflicht sind, wenn 
die Fördermenge ein bestimmtes Volumen 
erreicht (500 Tonnen pro Tag für Erdöl; 
500.000 Kubikmeter pro Tag für Erdgas). 
Daher entschied der Gerichtshof, dass eine 
Aufschlussbohrung, die die wirtschaft-
liche Abbauwürdigkeit einer Lagerstätte 
erforscht, nicht zum Anwendungsbereich 
dieser Bestimmung gehört. 

Allerdings kam der Gerichtshof in an-
deren Fällen zu einem anderen Schluss. So 
seien die Merkmale eines Projekts vor allem 
hinsichtlich der kumulativen Auswirkun-
gen mit anderen Projekten zu beurteilen. 
Die Nichtberücksichtigung der kumulati-
ven Auswirkung eines Projekts mit anderen 
Projekten könne zur Folge haben, dass es 
der Verpflichtung zur Verträglichkeitsprü-
fung entzogen wird, obwohl es zusammen-
genommen mit anderen Projekten erhebli-
che Auswirkungen auf die Umwelt haben 
könne, so das Urteil des Gerichtshofs. 

Die Gerichtsentscheide deuteten darauf 
hin, dass die Richtlinie „viel zu schwach ist, 
um mit den besonderen Gefahren von Fra-
cking umzugehen“, sagte Antoine Simon 
von Friends of the Earth.  [lr]

XX www.kurzlink.de/C-531-13

Ökodesign I

energiesparen beim kochen 
  Im Februar sind in der EU neue Öko-

designstandards für Haushaltsbacköfen 
in Kraft getreten. Öfen, Kochmulden und 
Dunstabzugshauben, die den neuen Stan-
dards nicht entsprechen, werden bis 2019 
schrittweise ausgemustert. Diese Maßnah-
me hat ein hohes Energieeinsparpotenzial. 
Die EU-Ökodesignrichtlinie setzt Standards, 
die die Ressourcen- und Energieeffizienz von 
Produkten über ihren gesamten Lebenszyk-
lus steigern.  [lr]

XX www.kurzlink.de/ecodesign-koch2015X

Nachhaltigkeit 

A–Z

Erhältlich bei
www.oekom.de
oekom@verlegerdienst.de

D i e  g u t e n  S e i t e n  d e r  Z u k u n f t

Unsere Gesellschaft hat im Zeichen der digita-
len Revolution den Weg des Technizismus ein-
geschlagen. Die Risiken werden oft unter-
schätzt oder klein geredet. Diese Streitschrift
plädiert für eine ganzheitliche Wahrnehmung
der Risiken der Digitalisierung. Sie macht deut-
lich, dass es bei der digitalen Revolution nicht
nur um technische, sondern auch um kulturel-
le Veränderungen und gravierende ethische
Probleme geht.

W. Thiede
Digitaler Turmbau zu Babel
Der Technikwahn und seine Folgen

238 Seiten, broschiert, 19,95 Euro, 
ISBN 978-3-86581-727-3

W wie 
Weckruf

http://www.umwelt-aktuell.eu/
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Ökodesign II

fokus auf Ressourceneffizienz 
  Die EU-Kommission hat die Europäi-

sche Standardisierungsorganisation ESO 
damit beauftragt, Ressourceneffizienzan-
forderungen für die Ökodesignrichtlinie 
der EU zu entwickeln. Zwar war Ressour-
ceneffizienz schon immer ein Teil der Öko-
designstandards, der Fokus lag jedoch bis-
her auf der Energieeffizienz von Produkten. 
Mit der in diesem Jahr anstehenden Reform 
der Richtlinie soll ESO allgemeine Berech-
nungsmethoden für die Lebensdauer, die 
Recycelbarkeit und die Wiederverwend-
barkeit von Produkten entwickeln, wie der 
Umweltnachrichtendienst ENDS berichtet.  

Nichtregierungsorganisationen wie 
ECOS und das EEB begrüßen den Vorstoß 
der EU-Kommission, fordern jedoch, dass 
die entwickelten Methoden einen Vergleich 
von Produkten mit Blick auf die Reparatur-
fähigkeit und die Wiederverwendbarkeit 
zulassen. So könne eine Bewertung von Pro-
dukten vorgenommen werden und schlech-
tere Produkte schrittweise vom Markt ge-
nommen werden. Ein konkreter Vorschlag 
wird im Frühjahr erwartet, jedoch könnte 
die Entwicklung von Standards bis zu drei 
Jahre in Anspruch nehmen.  [lr]

XX www.kurzlink.de/ngo-pos-oekodesign

koNSuM, GeSuNdHeit & VeRBRAuCHeRSCHutZ

Produkt- und Verbraucherpolitik

Geplanter Verschleiß oder 
konsumwahn?

  Die Hersteller von elektrischen Geräten 
dürften einige Zwischenergebnisse einer 
Studie des Umweltbundesamtes (UBA) 
und des Öko-Instituts freuen. Demnach 
hat sich die Erstnutzungsdauer vor allem 
für Fernseher, aber auch für große Haus-
haltsgeräte wie Waschmaschinen, Trockner 
oder Kühlschränke verkürzt. Die Erstnut-
zungsdauer ist der Zeitraum, in dem Kun-

den ein Gerät verwenden, bis sie es erset-
zen. Die Gründe dafür sind laut der Studie 
unterschiedlich. Fernsehapparate beispiels-
weise werden viel schneller ausgetauscht 
als vor ein paar Jahren, obwohl sie noch 
funktionieren. Der Studie zufolge wurden 
2012 nahezu zwei Drittel der Flachbild-
fernseher durch ein technologisch weiter-
entwickeltes Gerät ersetzt. Im Schnitt war 
der vorherige Fernseher fünfeinhalb Jahre 
alt. Die durchschnittliche Erstnutzungs-
dauer bei Röhrenfernsehern lag dagegen 
im Zeitraum von 2005 bis 2012 zwischen 
zehn und zwölf Jahren. 

Bei den Haushaltsgroßgeräten sieht es 
anders aus. Zwischen 2004 und 2012 ver-
doppelte sich laut der Studie der Anteil 
etwa von Kühlschränken und Waschma-
schinen, die nach fünf Jahren kaputt waren. 
„Inwieweit dafür geplanter Verschleiß 
verantwortlich ist, klären wir jetzt in der 
zweiten Hälfte der Studie“, sagte die UBA-
Präsidentin Maria Krautzberger. Die Er-
gebnisse sollen Ende des Jahres vorliegen.

Notebooks und kleine Haushaltsgeräte 
werden hingegen nicht so rasch ausge-
tauscht. Einen Mixer etwa nehmen Kon-
sumenten durchschnittlich zehn Jahre lang 
in die Hand. Ein Notebook bleibt etwa fünf 
bis sechs Jahre beim Erstnutzer. 

Wenn die gesamte Studie abgeschlossen 
ist, will das UBA Empfehlungen für Her-
steller, Verbraucher und den Gesetzgeber 
aussprechen. Schon jetzt gebe es Möglich-
keiten, die Mindestlebensdauer von Gerä-
ten abzusichern und die Informationen für 
Verbraucher zu verbessern, etwa durch die 
Ökodesignrichtlinie oder das Umweltzei-
chen Blauer Engel, sagte Krautzberger.  [mbu]

XX UBAXFaktencheckXObsoleszenz:XX
www.kurzlink.de/uba-fakten-obsolesz

Verbraucherinformation

BuNd darf Bayer-Pestizide 
bienengefährlich nennen

  Der Bund für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland (BUND) hat den Rechtsstreit 
gegen die Bayer CropScience Deutschland 

GmbH, eine Tochterfirma der Bayer AG, 
gewonnen. Nach dem Urteil des Landge-
richts Düsseldorf vom 11. März darf der 
Umweltverband wieder uneingeschränkt 
sagen, dass zwei von Bayer hergestellte 
Insektizide, die Kleingärtner verwenden, 
nämlich Lizetan und Calypso, für Bienen 
gefährlich sind. Und er darf darauf hin-
weisen, dass das Logo mit dem Aufdruck 
„nicht bienengefährlich“ eine Irreführung 
von Verbrauchern ist.

Der BUND fordert nun, dass Bayer 
seine für Bienen riskanten Produkte sofort 
vom Markt nimmt. Zudem sei der Verkauf 
von thiaclopridhaltigen Pestiziden auf allen 
Märkten einzustellen, sagte der BUND-
Pestizidexperte Tomas Brückmann. Thia-
cloprid ist ein Insektizid aus der Klasse der 
Neonikotinoide. Die EU müsse die Zulas-
sung dieses Wirkstoffs zurücknehmen und 
das Bundesamt für Verbraucherschutz und 
Lebensmittelsicherheit (BVL) die Produkt-
zulassungen aller thiaclopridhaltigen Pro-
dukte widerrufen.

Der Pestizidhersteller Bayer Crop-
Science hatte Ende 2014 eine einstweilige 
Verfügung gegen den BUND erwirkt. Der 
Konzern hatte argumentiert, der BUND 
habe die Bayerprodukte „Schädlingsfrei 
Calypso“ und „Zierpflanzenspray Lizetan“ 
ungerechtfertigt als für Bienen gefährlich 
bezeichnet. Der in diesen Produkten ent-
haltene Wirkstoff Thiacloprid, der zu den 
sogenannten Neonikotinoiden gehört, 
habe eine gültige Zulassung und werde 
vom BVL als „bienenungefährlich“ einge-
stuft. Neonikotinoidwirkstoffe gelten als 
mitverantwortlich für das weltweit vor-
kommende Bienenvölkersterben. Daher 
hatte die EU-Kommission seit Dezember 
2013 zunächst auf zwei Jahre befristet die 
Zulassung von drei Neonikotinoiden für 
bienenrelevante Kulturen wie zum Bei-
spiel Raps eingeschränkt. Dagegen klagen 
die Hersteller Bayer und Syngenta derzeit 
vor dem Gerichtshof der EU. 

Ausgelöst worden war der Streit durch 
den vom BUND 2014 veröffentlichten 
Einkaufs-Check „Pestizidverkauf in Bau- 
und Gartenmärkten“. Darin wies der Um-
weltverband darauf hin, dass Verkäufer in 
Garten- und Baumärkten die Kunden sehr 
häufig unzureichend über die Gefahren 

KLIMAX&XENERGIEX|XKONSUM,XGESUNDhEITX&XVERBRAUChERSChUTZX
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von Unkraut- und Insektenbekämpfungs-
mitteln informierten.  [mbu]

XX RechtsstreitXBUND-Bayer:Xwww.bund.net/bayer

Tierarzneimittelpaket

diskussion über Risiken für 
umwelt und Gesundheit

  In Brüssel haben Experten Anfang 
März Ansätze für eine effektive Umwelt-
risikobewertung von Tiermedikamenten 
diskutiert. Initiatoren der Veranstaltung 
sind das deutsche Umweltbundesamt 
(UBA) und die finnische Behörde für Si-
cherheit und Chemikalien TUKES.

Derzeit wird das europäische Tierarz-
neimittelgesetz überarbeitet. Das soge-
nannte EU-Tierarzneimittelpaket besteht 
aus drei Verordnungsvorschlägen der 
EU-Kommission. Das Europäische Parla-
ment wird sich im Lauf dieses Jahres mit 
den Vorschlägen auseinandersetzen. Der 
Schattenberichterstatter im Umweltaus-
schuss des EU-Parlaments Martin Häus-
ling kündigte an, er werde besonderes Au-
genmerk darauf legen, wie der Einsatz von 
Antibiotika geregelt wird. Denn, so Häus-
ling, momentan würden Antibiotika in der 
Human- und in der Tiermedizin viel zu oft 
und falsch eingesetzt – mit verheerenden 
Auswirkungen auf die Gesundheit von 
Mensch und Tier sowie auf die Umwelt. 

Auch das Pestizid Aktions-Netzwerk 
PAN Germany sieht erheblichen Nach-
besserungsbedarf an den derzeitigen Ver-
ordnungsentwürfen. „Tierarzneimittel sind 
ein ungelöstes Umweltproblem mit Lang-
zeitfolgen“, mahnte Susan Haffmans von 
PAN Germany. Es gebe bereits praktikable 
Vorschläge, wie sich ein besserer Schutz 
der Umwelt vor Tierarzneimittelbelastun-
gen realisieren ließe. Dazu gehören etwa 
Vorgaben für die Tierhaltung, damit Tiere 
so gehalten werden, dass sie gesund auf-
wachsen können, oder Verschärfungen der 
Tierarzneimittelzulassung. Zudem seien 
eine Umweltprüfung von Altarzneimitteln 
nötig, ein verpflichtendes Umweltmonito-
ring für zugelassene Arzneimittel und eine 

klare Vorgabe zur Offenlegung der Anwen-
dungsdaten für alle Tierarzneimittel, so 
Haffmans weiter.  [mbu]

XX TUKES:Xwww.tukes.fi/en
XX UBA:Xwww.umweltbundesamt.de
XX PANXGermanyXzuXTierarzneimittelnXinXderXUmwelt:X

www.pan-germany.org/deu/projekte/X
tierarzneimittel.html

XX häuslingXzuXEU-Tierarzneimittelpaket:XXX
www.kurzlink.de/tiermed-eu-parl2015

Antibiotikaeinsatz

Resistente keime auf fleisch 
  Ende Februar haben die Europäische 

Lebensmittelbehörde (EFSA) und das Eu-
ropäische Zentrum für Krankheitskontrol-
le und Prävention (ECDC) Alarm geschla-
gen. Laut dem aktuellen EU-Kurzbericht 
zu Antibiotikaresistenzen (AMR), der die 
Auswertung von Analysen aus dem Jahr 
2013 enthält, stehen für die Behandlung ei-
niger der häufigsten lebensmittelbedingten 
Infektionen zunehmend weniger Optionen 
zur Verfügung. 

Der Grund: Immer mehr Bakteri-
enstämme, sogenannte Isolate, sind resis-
tent gegenüber antimikrobiellen Wirkstof-
fen. Der Studie zufolge schreitet beispiels-
weise die Verbreitung multiresistenter 
Salmonella-Isolate in ganz Europa weiter 
voran. Aus einigen Mitgliedstaaten wurde 
eine hohe Resistenz von Campylobacter-
Isolaten gegenüber dem antimikrobiellen 
Wirkstoff Ciprofloxacin bei Menschen und 
Tieren gemeldet. Antibiotika werden in 
vielen EU-Ländern immer noch massiv für 
die Aufzucht von Schlachttieren eingesetzt. 

Bei Salmonellen wurden Resistenzen 
gegenüber gängigen Antibiotika häufig 
bei Menschen und Tieren, vor allem Mast-
hähnchen und Puten, sowie daraus gewon-
nenen Fleischerzeugnissen festgestellt. Der 
Anteil multiresistenter Isolate war hoch: 
31,8 Prozent beim Menschen, 56 Prozent 
bei Masthähnchen, 73 Prozent bei Puten 
und 38 Prozent bei Mastschweinen. 

Bei Campylobacter-Isolaten wurden 
Resistenzen gegenüber gängigen Anti-
biotika häufig bei Menschen und Tieren, 

vor allem Masthähnchen, Schweinen und 
Rindern nachgewiesen. Bei Lebensmitteln 
wurden resistente Isolate in Hähnchen-
fleisch festgestellt. Die Resistenz gegenüber 
Ciprofloxacin, einer antimikrobiellen Sub-
stanz, war bei Menschen besonders hoch. 
Das bedeutet weniger Behandlungsmög-
lichkeiten für schwere Infektionen mit 
diesem Zoonose-Erreger. 

Für die Interpretation der Daten aus der 
wissenschaftlichen Untersuchung verwen-
deten die EFSA und das ECDC erstmals 
ähnliche Kriterien. „Die Ergebnisse zur 
Antibiotikaresistenz bei Menschen, Tieren 
und Lebensmitteln sind damit nun besser 
vergleichbar. Dies bringt uns einen Schritt 
weiter im Kampf gegen antimikrobielle Re-
sistenzen“, sagte Marta Hugas von der EFSA.

Und dafür ist es offenbar höchste Zeit. 
Denn „die hohe Resistenz gegenüber Fluor-
chinolonen bei Campylobacter-Isolaten aus 
Menschen und Masthähnchen ist besorgnis-
erregend, bedenkt man, dass ein Großteil der 
Campylobacter-Infektionen beim Menschen 
auf den Umgang, die Zubereitung und den 
Verzehr von Hähnchenfleisch zurückzufüh-
ren ist“, erklärt Mike Catchpole, leitender 
Wissenschaftler beim ECDC.  [mbu]

XX EFSA-KurzberichtXzuXAntibiotikaresistenzen:XX
www.efsa.europa.eu/de/efsajournal/pub/4036

lANdWiRtSCHAft & GeNteCHNik

EU-Saatgutrecht

kommissionsentwurf vom 
tisch

  Die EU-Kommission hat im März end-
gültig ihren Entwurf für eine neue Saatgut-
Gesetzgebung zurückgezogen. Das meldet 
die österreichische Umweltorganisation 
Global 2000. Mit der geplanten neuen Ver-
ordnung wollte die Kommission das Saat-
gutrecht vereinheitlichen. Gärtner, Landwir-
te und kleine Züchter befürchteten Nach-
teile. Vor genau einem Jahr hatte das EU-
Parlament mit großer Mehrheit den Entwurf 

http://www.umwelt-aktuell.eu/
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der Kommission abgelehnt. Dass die Pläne 
aufgegeben wurden, sei deshalb „ein gro-
ßer Tag für die Vielfalt“, erklärte Iga Niznik 
vom österreichischen Kulturpflanzenverein 
Arche Noah. Der Verein hatte gemeinsam 
mit Global 2000 gut 500.000 Unterschriften 
gegen die Vereinheitlichung des Saatgut-
rechts gesammelt. EU-weit waren 900.000 
Unterschriften zusammengekommen. 

„Nur mit mehr Vielfalt in der Land-
wirtschaft können wir den anstehenden 
ökologischen und politischen Heraus-
forderungen begegnen, sei es bei der Ge-
meinsame Europäischen Agrarpolitik, der 
EU-Biodiversitätsstrategie oder der EU-Ei-
weißstrategie“, sagte Heidemarie Porstner 
von GLOBAL 2000. Auch aus ökologischer 
Sicht sei die Sortenvielfalt unverzichtbar. 
Viele Sorten könnten sich wesentlich leich-
ter den neuen klimatischen Gegebenheiten 
anpassen, für bessere Bodenfruchtbarkeit 
sorgen und seien standhafter gegenüber 
Krankheiten und Schädlingen. 

Die Initiative zur Reinhaltung des Saat-
guts Save Our Seeds hofft nach dem Aus für 

den Kommissionsvorschlag nun darauf, dass 
der Weg frei für eine tatsächliche Reform des 
EU-Saatgutrechts ist. „Sie sollte den freien 
Austausch, den Marktzugang von kleinen 
Saatgutunternehmen, insbesondere auch 
biologischen Züchtern und eine an moder-
nen Kriterien der Ökologie und der Vielfalt 
orientierte Wertprüfung fördern“, heißt es 
auf der Website der Initiative.  [mbu]

XX GLOBALX2000:XAusXfürXEU-Saatgutverordnung:X
www.kurzlink.de/eu-saatgutaus-global

XX SaveXOurXSeeds:XSaatgutvielfalt:XX
www.saveourseeds.org/vielfalt.html

Statistik zur Landwirtschaft

eurostatdaten 2014
  Eurostat hat neue Zahlen zur Land-

wirtschaft, Forstwirtschaft und Fischerei 
in der EU veröffentlicht. Die Ausgabe von 
2014 zeigt Fakten über die landwirtschaft-
liche Gesamtrechnung und Agrarpreise, 

landwirtschaftliche Produkte, Landwirt-
schaft und Umwelt, Forstwirtschaft und 
Fischerei. 

Anlässlich des Internationalen Jahres 
der familienbetriebenen Landwirtschaft 
liegt der diesjährige Fokus auf der familien-
bezogenen Landwirtschaft in der EU und 
der Änderungen der landwirtschaftlichen 
Betriebe. Eurostat zufolge arbeiten in der 
EU in 95 Prozent der landwirtschaftlichen 
Betriebe ausschließlich Familienangehöri-
ge. Fast 60 Prozent von diesen befindet sich 
in Rumänien, Italien oder Polen. Betriebe 
ohne Familienarbeitskräfte kultivieren je-
doch durchschnittlich eine 18-mal so große 
Fläche wie Bauernhöfe mit Arbeitskräften 
nur aus der Familie. Deutschland war 2013 
mit 1,1 Millionen Tonnen zweitgrößter 
Rindfleischproduzent, mit 5,5 Millionen 
Tonnen größter Schweinefleischproduzent  
und mit 31,3 Millionen Tonnen der größte 
Hersteller von Kuhmilch in der EU.  [jb]

XX www.ec.europa.eu/eurostat/web/X
products-press-releases/-/5-20022015-BPX

Wecker

Internationales Kompetenzzentrum
für Umweltdokumentarfi lme

Unsere Filme rütteln wach und 
schaffen  Bewusstsein. Wir 

beraten Sie dabei, welche 
Filme Sie nutzen können, um 

Menschen in Aktion für
Nachhaltigkeit zu versetzen. 

Tel: +41 (0)52 202 25 53
Mail: antonia.merz@fi lmefuerdieerde.org

Web: www.FILMEfürdieERDE.org

Wecker
gesucht?
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Genpflanzenzulassung I

freie entscheidung über 
gentechnikfreie Zonen

  Die Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union haben künftig mehr Autonomie, 
über die Genehmigung oder das Verbot 
des Anbaus von gentechnisch veränderten 
Pflanzen zu entscheiden. Das beschloss der 
Rat der EU-Länder Anfang März. 

Die Regierungen der EU-Staaten be-
kommen mit der Neuregelung mehr Be-
gründungsmöglichkeiten, mit denen sie 
Genpflanzen von den Äckern ihres Territo-
riums fernhalten können, auch wenn diese 
in der EU bereits erlaubt sind. Bisher ist 
das nur möglich, wenn die Behörden neue 
wissenschaftliche Erkenntnisse vorlegen. 
Neben umweltbezogenen Gründen gelten 
jetzt auch Gründe der Stadt- und Raum-
ordnung, der Landnutzung, oder Gründe 
im Zusammenhang mit den sozioökono-
mischen Auswirkungen, zum Beispiel die 
hohen Kosten einer Verunreinigung für 
biologisch wirtschaftende Landwirte.

In Deutschland streiten Bund und Län-
der über die Umsetzung der EU-Richtlinie. 
Bundeslandwirtschaftsminister Christian 
Schmidt will eine Regelung auf Länder-
ebene, da dies die rechtssicherste Metho-
de sei. Ein Bundesgesetz soll dafür einen 
einheitlichen Rahmen schaffen. Das Bun-
desumweltministerium hingegen plädiert 
für ein Verbot auf Bundesebene. Auch das 
Bundesamt für Naturschutz (BfN) ist für 
ein bundesweit einheitliches Anbauverbot. 

Die europäische Umweltorganisation 
Friends of the Earth Europe hält die neue 
EU-Richtlinie  für „eine Riesenmöglichkeit 
für nationale Regierungen, die Tür für Bio-
techpflanzen in Europa zu schließen“. Um-
weltverbände und Landwirte in Deutsch-
land hingegen sehen die Umsetzungspläne 
von Minister Schmidt kritisch. So befürch-
tet der BUND-Vorsitzende Hubert Weiger 
mehr Bürokratie statt mehr Rechtssicher-
heit. Die Pläne des Landwirtschaftsminis-
ters würden zu einem Wirrwarr von Rege-
lungen führen, der die Gentechnikfreiheit 
der Landwirtschaft gefährdet, sagte er. 

Wer dem Entwurf von Schmidt zustim-
me, mache sich zum Türöffner der Gentech-

nikindustrie, sagte die Landwirtin Getrud 
Gafus von der Arbeitsgemeinschaft bäuerli-
che Landwirtschaft (AbL). Saatgut und Ern-
teerzeugnisse würden bundesweit gehandelt. 
Für Flächen, die Ländergrenzen überschrei-
ten, würden aber womöglich dann unter-
schiedliche Anbauregelungen gelten.

Die EU-Richtlinie tritt drei Wochen, 
nachdem sie im Amtsblatt der EU veröf-
fentlicht worden ist, in Kraft. Das Gesetz 
zur Umsetzung in Deutschland soll voraus-
sichtlich im Herbst in Kraft treten.  [mbu]

XX EU-Rat:Xwww.kurzlink.de/eu-rat-genzul03.2015
XX Bundeslandwirtschaftsministerium:XX

www.bmel.de
XX Bundesumweltministerium:Xwww.bmub.bund.de
XX FriendsXofXtheXEarthXEurope:Xwww.foee.org
XX BUND:Xwww.bund.net
XX AbL:Xwww.abl-ev.de

Genpflanzenzulassung II

Anbaugenehmigung von 
Genmais vertagt

  Die EU-Kommission hat die Zulassung 
der gentechnisch veränderten Maissorte 
1507 verschoben, weil die Europäische 
Lebensmittelbehörde (EFSA) die Risiken 
erneut überprüft. Das berichtet der Info-
dienst Gentechnik. Demnach soll die Ent-
scheidung frühestens im Juni fallen.

Der US-Konzern Pioneer beantragte 
vor Jahren eine  Anbaugenehmigung für 
den Genmais 1507, eine Pflanze, die Insek-
tengift produziert. Weil sich die EU-Staaten 
nicht einigen konnten, hat die Kommission 
das letzte Wort. Da in der EU inzwischen 
geregelt ist, dass die Mitgliedstaaten leich-
ter verbieten können, dass eine Genpflan-
ze auf ihrem Territorium angebaut wird, 
hatten Beobachter damit gerechnet, dass es 
nun grünes Licht aus Brüssel für 1507 gibt.

Der Grund für die Verzögerung der 
Anbaugenehmigung ist eine Studie, die 
im vergangenen Jahr veröffentlicht wurde 
und systematisch untersucht hatte, wie weit 
Pollen von Maispflanzen fliegen können. 
Dabei kam heraus, dass mehrere Kilometer 
keine Seltenheit sind. Die EFSA hatte als 

Schutzmaßnahme gegen ausgesäten Gen-
technikmais 1507 jedoch nur 30 Meter 
vorgeschlagen.

Die Studie zeige, dass Gentechnikan-
bauverbote flächendeckend gelten müss-
ten – und nicht, wie von Bundeslandwirt-
schaftsminister Christian Schmidt (CSU) 
vorgeschlagen, von Bundesland zu Bundes-
land unterschiedlich sein dürften, sagte der 
Grünen-Bundestagsabgeordnete Harald 
Ebner. „Genpollen, Bienen und Insekten 
machen nicht an Bundesländergrenzen 
halt“, betonte Ebner. Das sehen auch über 
280.000 Bürger so, die im März einen Ap-
pell gegen den drohenden Bundesländer-
Flickenteppich beim Gentechnikanbau 
unterzeichnet haben.  [mbu]

XX Quelle:XInfodienstXGentechnikX(10.3.):XX
www.keine-gentechnik.de/news-gentechnik/
news/de/30435.html

NAtuRSCHutZ & BiodiVeRSität

Fitness-Check

Starke Naturschutzrichtlinien?
  Der Fitness-Check der Fauna-Flora-Ha-

bitat-Richtlinie und der Vogelschutzrichtli-
nie dürfe nicht zu deren Verschlechterung 
führen. Das erklärten Frans Timmermans, 
erster Vizepräsident der EU-Kommission 
und rechte Hand von Jean-Claude Juncker 
und Karmenu Vella, EU-Kommissar für Um-
welt, maritime Angelegenheiten und Fische-
rei im Umweltausschuss des EU-Parlaments. 

Timmermans sagte Anfang März, vor 
allem die Umsetzung der Richtlinien in 
den EU-Mitgliedstaaten sei problematisch 
und nicht die Richtlinien selbst. Vella hatte 
Ende Februar angekündigt, die Schutzstan-
dards der Richtlinien nicht abzuschwächen, 
sondern deren Umsetzung zu verbessern. 
Umweltverbände befürchten, dass die EU-
Kommission die Schutzstandards der Na-
turschutzrichtlinien zugunsten von Junckers 
wirtschaftsfreundlicher Deregulierungs-
agenda mit der Zielsetzung „Arbeitsplätze, 
Wachstum und Wettbewerb“ senkt. Fitness-

http://www.umwelt-aktuell.eu/
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Was muss getan werden, um den Boden effizient 
zu schützen und zu erhalten?
WeltweitX istX denX MenschenX nichtX bewusst,X dassX ge-
sundeXBödenXdieXGrundlageXfürXfriedlicheXEntwicklungX
sind.XAuchXVerhaltens-XundXKonsummusterXbeiXuns,XinX
DeutschlandXundXEuropaXhabenXmassiveXAuswirkungenX
aufXLandnutzungXinXanderenXTeilenXderXErde.XDasXreichtX
vonX FuttermittelimportenX fürX dieX FleischproduktionX
oderXanderenXAgrar-XundXForstproduktenXinXDeutsch-
landXbisXzurXherstellungXvonXKleidungXausXBaumwolle.X
AuchXdieXErzeugungXvonXTreibstoffXaufXderXBasisXnach-
wachsenderXRohstoffeXgehörtXdazu.XInXdenXsogenann-
tenX EntwicklungsländernX istX eineX ÜbernutzungX undX
damitXeinhergehendeXDegradationXvonXBödenXhäufigX
aufXeineXunzureichendeXAusstattungXderXBauernXmitXBe-
triebsmittelnXundXzumXTeilXauchXaufXunsichereXLandnut-
zungsrechteXzurückzuführen.XDasXbedeutet,XdassXwirXbeiX
derXBekämpfungXvonXBodendegradationXstetsXvielXmehrX
inX denX BlickX nehmenX müssenX alsX dieX reinX technisch-
naturwissenschaftlichenX AspekteX undX unsX vielmehrX
denXdahinterliegendenXsozioökonomischenXUrsachenX
zuwendenX müssen.X ErfolgreicherX BodenschutzX mussX
aufXdenXMenschenrechtenXaufbauen.X

ist Bodenschutz eine nationale Angelegenheit oder 
muss er grenzüberschreitend geregelt werden?
StudienXgehenXdavonXaus,XdassXDeutschlandXbisXzuX
70XMillionenXhektarXLandXausXanderenXLändernXim-
portiert,XumXdenXeigenenXBedarfXanXland-XundXforst-
wirtschaftlichenXProduktenXzuXdecken.XDasXentsprichtX
ungefährXdemXDoppeltenXderXLandesflächeXDeutsch-
lands.XDasXzeigt,XdassXBodenschutzXnichtXnurXnationalX
geregeltXwerdenXkann,XweilXdieXGründeXfürXBodende-
gradationXgrenzüberschreitendXzuXsuchenXsind.XhinzuX
kommtXdieXinXDeutschlandXundXEuropaXnachXwieXvorX
massiveXVersiegelungXundXÜbernutzungXvonXBöden.X
InX DeutschlandX wirdX derzeitX jedenXTagX eineX FlächeX
soXgroßXwieXetwaX170XFußballfelderXmitXSiedlungen,X
StraßenXundXGewerbegebietenXüberbaut.XNichtXnach-
haltige,XnichtXangepassteXBodenbewirtschaftungXistX
inX EuropaX eineX riesigeX QuelleX vonX Treibhausgasen.X
DieXkommendenXZieleXfürXnachhaltigeXEntwicklungX
bietenX auchX DeutschlandX einenX neuenX Anreiz,X denX
BodenschutzX weiterX systematischX voranzutrei-
ben.X DieX BundesregierungX unterstütztX dasX ZielX derXX

Rio+20-Konferenz,XeineXWeltXzuXerreichen,XinXderXdieX
BödenXnichtXweiterXzerstörtXwerden.

Brauchen wir in europa eine Bodenrahmenrichtli-
nie oder sind der flächenverbrauch und die anhal-
tende Bodenversiegelung anderweitig zu stoppen?
SicherlichX istX esX wünschenswert,X eineX gemeinsameX
europäischeX VorgehensweiseX zurX BegrenzungX desX
FlächenverbrauchesXzuXfinden.XDazuXwollenXwirXauchX
einenXaktivenXBeitragX leisten,X indemXwirXzurXDiskus-
sionXüberXeineXgemeinsameXeuropäischeXAntwortXaufX
dieXBodenzerstörungXinXEuropaXbeitragen.XImXZugeXderX
UmsetzungXderXNachhaltigkeitsstrategieXderXBundes-
regierungXsollteXDeutschlandXzudemXdamitXbeginnen,X
denXFlächenverlustXeinzudämmenXundXzuXüberdenken,X
welcheXPrioritätenXesXbeiXderXErnährungs-XundXEnergie-
sicherheitXsetzenXwill.XDazuXgehörtXauchXeineXkonse-
quenteXnachhaltigeXStadtplanung.XDasXInternationaleX
JahrXdesXBodensXkannXgenutztXwerden,XumXauchXinXderX
UrbanisierungXnachhaltigeXWegeXzuXbeschreiten.

kann der Boden weltweit geschützt werden, 
ohne dass es verbindliche Regelungen und Sank-
tionsmöglichkeiten gibt?
ImXSeptemberXdiesesXJahresXwerdenXdieXinternationalenX
VerhandlungenXumXNachhaltigkeitsziele,XdieX„Sustaina-
bleXDevelopmentXGoals“X(SDG),Xabgeschlossen.XDieseX
sindXeinXzentralerX–XweitgehendXaufXfreiwilligenXMaß-
nahmenXberuhenderX–XglobalerXProzess.XInternationalX
hatX dieX BundesregierungX durchX ihreX ZustimmungX zuX
denXfreiwilligenXLeitlinienXzuXLandrechtenXverdeutlicht,X
dassX MenschenrechteX auchX beiX landwirtschaftlichenX
InvestitionenXdeutscherXUnternehmenXinXDrittländernX
geachtetXwerdenXmüssen.XDurchXdieXZustimmungXzumX
AbschlusskommuniquéXvonXRio+20XzurX„LandXDegrada-
tionXNeutralXWorld“XhatXDeutschlandXzudemXseineXMit-
verantwortungXerklärt,XBodendegradierungXweltweitX
einzudämmen.XDieseXBeispieleXundXeineXkonsequenteX
UmsetzungXderXSDGXinXDeutschlandXundXEuropaXvoran-
zutreiben,XsindXzentrale,XnichtXverbindlicheXMaßnah-
menXfürXglobalenXBodenschutzXundXArmutsreduktion.

Was kann die Global Soil Week zu den Sustaina-
ble development Goals der Vereinten Nationen 
beitragen?

NichtXnachhaltigesXhandelnXdominiertXdieXWeltXwei-
terhin,XweilXleiderXimmerXnochXeineXgroßeXLückeXzwi-
schenXvorhandenemXWissenXundXdarausXfolgendemX
politischenXhandelnX undXderXUmsetzungXkonkreterX
MaßnahmenXbesteht.XWirXarbeitenXamX IASSXdaran,X
dieseX LückeX zuX verkleinernX undX möglichstX ganzX zuX
schließen.XGeradeXdieXGlobalXSoilXWeekXistXeineXzen-
traleX internationaleX PlattformX fürX denX AustauschX
zwischenXWissenschaft,XPolitik,XZivilgesellschaftXundX
Wirtschaft,XdieXdazuXbeitragenXsoll,XdassXForschungXzuX
VeränderungXimXhandelnXführt.XGanzXkonkretXleistenX
dieX GlobalX SoilXWeekX undX dasX IASSX darüberX hinausX
aktiveXBeiträgeXzurXSonderinitiativeX„EineXWeltXohneX
hunger“XderXBundesregierung.

Welche forderungen haben Sie an die politi-
schen entscheidungsträgerinnen in europa und 
weltweit? 
WirXmüssenXunsXbewusstXsein,XdassXdieXkonsequenteX
UmsetzungXallerXSustainableXDevelopmentXGoalsXsehrX
großeXAnsprücheXanXunsereXnatürlicheXUmweltXstellenX
wird.XDerXDruckXaufXdieXbegrenzteXRessourceXBodenXwirdX
dabeiXauchXzunehmen,XdaXBödenXeineXzentraleXGrößeX
fürXdieXErreichungXvielerXderXeinzelnenXZieleXdarstellen.X
EsXistXdieXAufgabeXderXRegierungenXinXDeutschlandXundX
Europa,XdieseXinhärentenXZielkonflikteXpartizipativXundX
demokratischXzuXlösen.XWirXbrauchenXeineXneueXent-
wicklungs-X undX umweltpolitischeX AgendaX 21.X DieseX
mussXunsererXVerantwortungXinXderXWeltXgerechtXwer-
den,XseiXesXinXderXUmsetzungXderXSDGXinXDeutschland,X
seiXesXdurchXdieXdeutschenXPartnerschaftenXinXderXWelt.X

[interview: Markus kutzker]

Professor klaus töpfer ist exekutivdirektor des 
institute for Advanced Sustainability Studies  

(iASS)

kontakt:  
tel. +49 (0)331 / 28822-

300
e-Mail:  

info@iass-potsdam.de,
www.iass-potsdam.de

2015 haben die Vereinten Nationen zum Jahr des Bodens erklärt. Vom 19. bis 23. April findet in Berlin die Global Soil Week 
statt. Auf dieser internationalen Plattform können sich Vertreterinnen und Vertreter aus Wissenschaft, Politik, Wirtschaft und 
Zivilgesellschaft austauschen, damit sich das Handeln für diesen wichtigen lebensraum verändert, sagt klaus töpfer.

„erfolgreicher Bodenschutz baut auf Menschenrechten auf“

http://www.umwelt-aktuell.eu/
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Checks sind umfassende Politikbewertun-
gen, die feststellen sollen, ob Politikprogram-
me dem vorgesehenen Zweck dienen. 

Ab Ende April können sich Interessen-
vertreterInnen zwölf Wochen lang in einer 
Konsultation zur Wirksamkeit, Effizienz, 
Kohärenz, Relevanz und zum Mehrwert 
der Naturschutzrichtlinien äußern. Im 
September wird die EU-Kommission 
eine Konferenz zur Bewertung der bei-
den Richtlinien in Brüssel veranstalten. 
Die Ergebnisse der Fitness-Checks will sie 
Anfang 2016 veröffentlichen.  [ej]

XX VideoXderXAusschusssitzungXmitXTimmermans:X
www.kurzlink.de/timmermansenvi090315

XX VideoXderXAusschusssitzungXmitXVella:XX
www.kurzlink.de/vellaenvi240215

XX SteckbriefXderXDNR-EU-Koordination:XX
www.eu-koordination.de/PDF/steckbrief-X
deregulierung-entdemokratisierung.pdf

Klimaschutzfinanzierung

Neue instrumente der eiB
  Im Februar haben die Europäische In-

vestitionsbank (EIB) und die Europäische 
Kommission zwei neue Finanzierungsins-
trumente eingeführt, die dem Privatsektor 
Anreize geben sollen, sich stärker an Projek-
ten zu beteiligen, die den Energieverbrauch 
senken und das Naturkapital erhalten.

Die neuen Instrumente heißen „Private 
Finance for Energy Efficiency“ (PF4EE) und 
„Natural Capital Finance Facility“ (NCFF). 
Das PF4EE-Instrument soll Banken moti-
vieren, mehr Kredite für Energieeffizienz-
maßnahmen zu vergeben und sie zu güns-
tigen Bedingungen bereitzustellen. Die EIB 
erwartet dadurch eine Mobilisierung von In-
vestitionen in Höhe von 500 Millionen Euro 
für die Senkung von Stromrechnungen. Das 
NCFF-Instrument wird Projekte zur Be-
wahrung von Ökosystemdienstleistungen 
und zur Anpassung an den Klimawandel 
fördern. Dazu gehören die Bereiche „grüne 
Infrastruktur“ und „naturbasierte Projekte“ 
wie Hochwasserschutz, Regenwasseraufbe-
reitung, Programme zum Schutz von Wäl-
dern sowie zur Verminderung von Wasser- 
und Bodenverunreinigung, Biodiversitäts-

ausgleichsmaßnahmen und Ökotourismus. 
Das Instrument soll Potenzial für langfristi-
ge Investitionen aufzeigen. Der Gesamtetat 
bis 2017 liegt bei 100 bis 125 Millionen Euro.

Die Kommission steuert bis 2017 80 
Millionen Euro aus dem LIFE-Programm 
zu den Instrumenten bei. Sie rechnet mit 
einem achtfachen Multiplikatoreffekt 
durch die Mobilisierung privater Mittel. [ej]

XX MitteilungXderXEIB:Xwww.kurzlink.de/eib160215X

Flusserhaltung

NGos fordern Nationalpark
  Europas letztem großen Wildfluss Vjosa 

droht die Zerstörung. Davor warnen die 
internationalen Naturschutzverbände Ri-
verwatch und EuroNatur sowie ihre lokalen 
Partnerorganisationen, darunter EcoAlbania, 
die im März ein Papier zum Ausmaß der Be-
drohung des Flusses veröffentlicht haben. An 
der Vjosa und ihren Zuflüssen sind 33 Was-
serkraftwerke geplant, davon 27 in Albanien 
und 6 in Griechenland. Die NGOs wollen 
einen Nationalpark in dem Gebiet schaffen.

Das Flussbett der Vjosa ist bis zu zwei 
Kilometer breit. Sie ist auf 270 Kilometer 
Länge nicht verbaut und auch ihre Zuflüsse 
sind weitgehend unberührt. Den Verbänden 
zufolge sollen alle Zuflüsse der Vjosa auf-
gestaut und abgeleitet werden. „Wir müssen 
diese Staudammflut stoppen“, sagte Gabriel 
Schwaderer, Geschäftsführer von EuroNa-
tur. Stattdessen wolle man mit der örtlichen 
Bevölkerung dieses europäische Naturju-
wel erhalten und den Menschen im Tal eine 
nachhaltige Zukunftsperspektive geben. Zur 
Schaffung des Nationalparks gründete sich 
in Albanien die Initiative „Friends of Vjosa“.

Derzeit sind mehr als 630 Wasserkraft-
werke und über 1.000 Kleinkraftwerke 
zwischen Slowenien und Albanien geplant. 
Zum Schutz der Natur auf der Balkanhalb-
insel arbeiten EuroNatur und Riverwatch 
gemeinsam mit Partnern aus den Ländern 
des Westbalkans in der Kampagne „Rettet 
das blaue Herz Europas“.  [ej]

XX NGO-Papier:Xwww.kurzlink.de/riverwatch120315
XX RettetXdasXblaueXherzXEuropas:Xbalkanrivers.net/de

Wolfsmanagement

koordinierung empfohlen 
  Vor 15 Jahren wurden nach 150-jähri-

ger Abwesenheit wieder die ersten Wolfs-
welpen in freier Natur in Deutschland ge-
boren. Angesichts der Wiederansiedlung 
von Isegrim fordert der Naturschutzbund 
Deutschland (NABU), ein bundesweites 
„Kompetenzzentrum Wolf “ einzurichten. 
Dieses ermögliche einen Überblick über 
die derzeitige Ausbreitung und den Erfah-
rungsaustausch zwischen Bundesländern 
über den Umgang mit dem Wildtier.

Die Rückkehr des Wolfes aus eigenem 
Antrieb sei ein Beleg dafür, was Schutz-
maßnahmen wie das Jagdverbot und eine 
hohe gesellschaftliche Akzeptanz errei-
chen können, sagte NABU-Präsident Olaf 
Tschimpke. Daher sei eine Koordinie-
rungsstelle erforderlich, in der bundesweit 
Erfahrungen und Daten im Wolfsmanage-
ment gebündelt werden. 

Illegale Tötungen sind eine der häufigsten 
Todesursachen für Wölfe. Deshalb plädiert 
der NABU auch dafür, auf Landesebene 
Stabsstellen für Artenschutzkriminalität 
nach dem Vorbild Sachsens und Branden-
burgs einzurichten. Zurzeit gibt es deutsch-
landweit 35 Wolfsfamilien in Sachsen, Bran-
denburg, Sachsen-Anhalt, Niedersachsen 
und Mecklenburg-Vorpommern.  [ej]

XX www.kurzlink.de/nabu-wolfkompzentrum

Artenschutz

Nager in Not
  Der Feldhamster ist eines der in Deutsch-

land am meisten bedrohten Säugetiere. Nur 
in wenigen Bundesländern gibt es kleine 
Bestände. Deshalb können FreundInnen 
der pelzigen Kleinnager Paten werden und 
mit Spenden die Hamsterhilfe der Deutschen 
Umwelthilfe (DUH) unterstützen. In dem 
Projekt werden Informationskampagnen 
initiiert, Nachzuchten neu angesiedelt und 
LandwirtInnen zu einer hamsterfreundli-
chen Bewirtschaftung motiviert.  [ej]

XX hamsterhilfeXderXDUh:Xwww.duh.de/5050.html
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Tierversuche

Gegen tests für Haushaltsmittel
  Zum Jahrestag des Importverbots für 

an Tieren getestete Kosmetika in der EU 
im März hat die Europäische Koalition zur 
Beendigung von Tierversuchen (ECEAE) 
die europäischen EntscheidungsträgerIn-
nen zu einem Importverbot für an Tieren 
getestete Haushaltsmittel aufgefordert. Mit 
Bodenwischern und Staubwedeln haben 
TierversuchsgegnerInnen aus 21 Ländern 
in London der EU eine „schmutzige“ Karte 
für ihre Tierversuchspolitik gezeigt und auf 
ihr Anliegen aufmerksam gemacht.

„Das Verbot von Kosmetiktierversu-
chen in der EU ist ein echter Meilenstein.
Europa muss jetzt den nächsten Schritt 
tun und Tierversuche auch für Haushalts-
produkte verbieten“, sagte Corina Gericke, 
Vizevorsitzende der Ärzte gegen Tierver-
suche.  [as]

XX ärzteXgegenXTierversuche,XBraunschweig,XX
Tel.X+49X(0)X531X/X609447-91,XFaxX-92,XX
E-Mail:Xinfo@aerzte-gegen-tierversuche.de,X
www.aerzte-gegen-tierversuche.de

XX www.gocrueltyfree.org

Tourismus

tierquälerei im urlaub
  Elf Tierschutzorganisationen und Ar-

tenschutzverbände, darunter die DNR-
Mitglieder Deutscher Tierschutzbund, 
Vier Pfoten und Pro Wildlife, appellieren 
an die Tourismusbranche, den Missbrauch 
von Wildtieren als Urlaubsattraktion zu be-
enden. „Wir brauchen ein grundlegendes 
Umdenken der Tourismusindustrie – weg 
von der Ausbeutung von Wildtieren, hin 
zu einem verantwortungsvollen Umgang“, 
sagte Daniela Freyer von Pro Wildlife.

Leidende Tiere sollen nicht mehr der 
Unterhaltung von Reisenden dienen. Um 
den Reiseveranstaltern den Umstieg auf 
ein tierfreundliches Programmangebot zu 
erleichtern, haben die Verbände ein Po-
sitionspapier veröffentlicht. „Die Touris-
musunternehmen entscheiden darüber, 
welche Attraktionen sie ihren Kunden 
anbieten. Sie tragen damit auch Verant-
wortung für das Wohl der Tiere“, mahnte 
Kathleen Frech von World Animal Pro-
tection.  [as]

XX DeutscherXTierschutzbund,XBonn,XTel.:X+49X(0)228X
/X6049624,XE-Mail:Xpresse@tierschutzbund.de,X
www.tierschutzbund.de,

XX Positionspapier:XX
www.tierschutzbund.de/ausland.html

uMWeltPolitik & uMWeltReCHt

SOER-Bericht

Zustand von Natur und 
umwelt in europa

  Europas Natur wird nicht ausreichend 
geschützt. Das geht aus dem neuen Bericht 
über den Zustand der Umwelt in Europa 
(State and Outlook 2015 Report – SOER 
2015) hervor, den die Europäische Umwelt-
agentur (EUA) Anfang März vorgestellt hat.

Der SOER 2015 enthält eine umfassen-
de Bewertung des Zustands der Natur und 
Umwelt in Europa sowie Prognosen zu 
deren Entwicklung. Er informiert über die 
Umsetzung der europäischen Umweltpo-
litik und analysiert die Möglichkeiten zur 
Änderung bestehender Maßnahmen, um 
die Visionen der EU zum guten Leben in-
nerhalb der Belastbarkeitsgrenzen unseres 
Planeten bis 2050 zu verwirklichen.

Obwohl die Verminderung der Um-
weltverschmutzung zur Verbesserung 
der Luft- und Wasserqualität in Europa 
beigetragen habe, seien vor allem der Ver-
lust von Bodenfunktionen und der Kli-
mawandel bedeutende Probleme, die die 
Wirtschaftsleistung und das Wohlergehen 
in Europa bedrohen. Einem großen Anteil 

LUST AUF NATUR
& Wildnis?

Jetzt günstiges 
Probeabo sichern: 
Nur 9,– Euro 

(inkl. Versand) unter: 

abo@oekom.de

LESEPROBEN 
für alle, die gleich
mehr über Wildnis, 

Nationalparks und 

Großschutzgebiete 
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www.nationalparkzeitschrift.de

HERAUSGEBER: Verein der 
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von Arten und natürlichen Lebensräumen 
bescheinigt der Bericht einen ungenügen-
den Schutzstatus. Vor allem von Land- und 
Fischereiwirtschaft beeinträchtigte Arten 
und Habitate sind unzureichend geschützt. 
Deshalb fordern die AutorInnen eine stär-
kere Integration unterschiedlicher Politik-
bereiche. Das langfristige EU-Ziel „Gut 
leben innerhalb der Belastbarkeitsgrenzen 
unseres Planeten“ des Siebten Umweltakti-
onsprogramms der Union (7. UAP) sei mit 
den derzeitigen Zielsetzungen der Umwelt-
politik und damit zusammenhängender 
Politikbereiche nicht zu verwirklichen.

Der Bericht zeigt darüber hinaus, dass 
Umweltschutz auch wirtschaftliche Vorteile 
bringt. Die grüne Wirtschaft in der EU sei 
zwischen 2000 und 2011 um mehr als 50 
Prozent gewachsen. Auch die Bewirtschaf-
tung des Abfalls habe sich verbessert. Je-
doch sei die europäische Wirtschaft von der 
Kreislaufwirtschaft noch weit entfernt. Es 
werde noch zu viel Abfall im Boden vergra-
ben. Das Potenzial für Recycling und Ener-
gierückgewinnung sei nicht ausgeschöpft.

Den SOER hat die Europäische Um-
weltagentur (EUA) in Zusammenarbeit 
mit dem Europäischen Umweltüberwa-
chungs- und Informationsnetz (EIONET) 
und den Kommissionsdienststellen erstellt. 
Er erscheint alle fünf Jahre.  [Quelle: uWd, ej]

XX UWD:Xwww.eu-umweltbuero.at
XX SOERX2015XderXEUAX:Xwww.eea.europa.eu/soer-

2015/synthesis/die-umwelt-in-europa-zustandX

Deregulierung

kommission zieht 73 
Gesetzesvorschläge zurück

  Die EU-Kommission hat im März 73 
Gesetzesvorschläge im Rahmen der besse-
ren Rechtsetzung zurückgezogen, darun-
ter auch das Abfallpaket. Dadurch sollen 
Bürokratie und regulatorische Hemmnisse 
abgebaut und so die Rahmenbedingungen 
für Investitionen verbessert werden.

Die Rücknahme dieser 73 Legislativ-
vorschläge ist im Anhang II des Arbeits-
programms der EU-Kommission für 2015 

festgelegt. Die Liste der zurückgezogenen 
Vorschläge wurde nun im Amtsblatt der 
Europäischen Union veröffentlicht.

Seit der Initiative vom REFIT-Pro-
gramm (Regulatory Fitness and Perfor-
mance Programme) im Dezember 2012 
hat die EU-Kommission 126 Gesetzesvor-
haben zurückgezogen, darunter die EU-
Bodenschutzrahmenrichtlinie und die 
Richtlinie zum Zugang zu Gerichten in 
Umweltangelegenheiten. Umweltverbände 
hatten mehrfach ihre Besorgnis über den 
Deregulierungsvorstoß der Kommission 
geäußert, da dieser das Vorsorgeprinzip 
aufweiche. Dieses verlangt, dass vorbeu-
gende Maßnahmen ergriffen werden 
müssen, wenn Handlungen die Umwelt 
belasten könnten.

Weil sich Umweltministerrat und EU-
Parlament eindeutig für das Luft- und das 
Abfallpaket ausgesprochen hatten, hat die 
EU-Kommission zwar nun das Abfallpa-
ket zurückgezogen, will es aber Ende 2015 
durch einen neuen ehrgeizigeren Vorschlag 
zur Förderung der Kreislaufwirtschaft 
ersetzen. Der im Luftpaket enthaltene 
Richtlinienvorschlag zur Verringerung 
der nationalen Emissionen bestimmter 
Luftschadstoffe soll im Rahmen der legisla-
tiven Folgemaßnahmen zum Energie- und 
Klimapaket 2030 geändert werden.  [bv]

XX www.europa.eu/rapidX(Search:XIP/15/4567)
XX AnhangXIIXArbeitsprogrammX2015:XX

www.ec.europa.eu/atwork/pdf/cwp_2015_
withdrawals_de.pdf

XX Steckbrief:Xwww.eu-koordination.de/PDF/
steckbrief-deregulierung-entdemokratisierung.pdf

Europäisches Semester

Aktualisierungen liegen vor
  Im Rahmen des Europäischen Semesters 

2015 hat die EU-Kommission Ende Februar 
eine Reihe länderspezifischer Dokumente 
vorgelegt, in denen sie ihre Analysen vor-
stellt und ihre Orientierungshilfen für die 
Mitgliedstaaten aktualisiert. Umweltver-
bände haben zeitgleich ihre „grünen“ län-
derspezifischen Empfehlungen veröffent-
licht. Zu den Dokumenten der Kommission 

gehören unter anderem 27 Länderberichte 
und ein Bericht für das Euro-Währungs-
gebiet, in denen die Wirtschaftspolitik der 
einzelnen Mitgliedstaaten und des gesamten 
Euro-Währungsgebiets analysiert wird.

Das Paket ist der nächste Schritt nach 
dem im November verabschiedeten Jahres-
wachstumsbericht für 2015 und bildet die 
Grundlage für die Annahme länderspezi-
fischer Empfehlungen im Mai. Es ist das 
erste Mal, dass die Kommission das Paket 
zur wirtschaftspolitischen Überwachung in 
dieser Form vorlegt und die Länderberich-
te zu einem so frühen Zeitpunkt im Semes-
terzyklus veröffentlicht. Bisher wurden die 
Länderberichte unter dem Namen „Arbeits-
unterlagen der Kommissionsdienststellen“ 
zusammen mit den länderspezifischen Emp-
fehlungen im Mai oder Juni veröffentlicht.

Derzeit gibt es Bestrebungen vom EU-
Parlament und vom Umweltministerrat, 
die makroökonomischen Politikinstru-
mente nachhaltig zu gestalten (Greening 
des Europäischen Semesters). Das Euro-
päische Umweltbüro (EEB), Green Budget 
Europe, der WWF und CEE Bankwatch 
haben „grüne“ länderspezifische Empfeh-
lungen für das Europäische Semester 2015 
erarbeitet. Darin empfehlen die Verbände 
Deutschland, zehn Prozent der Steuerlast 
von Arbeit auf Umweltsteuern (Verursa-
cher von CO2-Emissionen und Ressour-
cenverbrauch) umzuschichten. Darüber 
hinaus beinhalten die Empfehlungen eine 
Reduzierung von Steuerbefreiungen von 
umweltschädlichen Subventionen, den 
Abbau von Steuerausnahmen für Flüge 
und die Reduzierung von versteckten Sub-
ventionen für fossile Energiequellen.

Das Europäische Semester soll die 
Strategie Europa 2020 umsetzen. Diese 
zielt darauf ab, eine intelligente, nachhal-
tige und integrative Wirtschaft mit mehr 
Beschäftigung, Produktivität und sozialem 
Zusammenhalt zu schaffen.  [bv]

XX EU-Kommission:XX
www.europa.eu/rapid(Search:XIP/15/4504)

XX EmpfehlungenXderXUmweltverbände:XX
www.kurzlink.de/foes-europ-semester

XX DNR-Steckbrief:XX
www.eu-koordination.de/PDF/steckbrief-europa-
eisches-semester.pdf

http://www.umwelt-aktuell.eu/
http://www.eea.europa.eu/soer-2015/synthesis/die-umwelt-in-europa-zustand
http://www.eea.europa.eu/soer-2015/synthesis/die-umwelt-in-europa-zustand
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Umweltgerichtigkeit
deregulierung der eu-umweltgesetzgebung

DieXneueXEU-KommissionXunterXPräsidentXJuncker,X
imXAmtXseitXEndeX2014,XhatXangekündigt,XdassXdasX
SchaffenXvonXArbeitsplätzenXundXwirtschaftlichemX
WachstumXalsXAntwortXaufXdieXökonomischeXKriseX
inXEuropaXfürXsieXabsoluteXPrioritätXhat.XInXdenXkom-
mendenX MonatenX undX JahrenX willX sieX nurX solcheX
GesetzesvorschlägeXvorlegen,XdieXzuXdiesenXbeidenX
ZielenX beitragen.X AußerdemX sollenX bestehendeX
EU-Regelungen,X insbesondereX imX Umweltrecht,X
daraufhinXüberprüftXwerden,XobXsieXzumXErreichenX
dieserX ZieleX beitragen.X GegebenenfallsX sollenX sieX
angepasstXwerden.

DiesesXpolitischeXProgrammXhatXauchXAuswirkungenX
aufXdenXUmweltschutz.XDennXinXderXEUXkannXnurXdieX
KommissionXVorschlägeXfürXGesetzeX(VerordnungenX
oderXRichtlinien)XoderXänderungsvorschlägeXmachen.X
BleibtXdieXKommissionXuntätig,XdannXbewegtXsichXaufX
EU-EbeneXinXSachenXUmweltrechtXnichts.

SchonX derX AusgangspunktX derX Juncker-Kommis-
sionX istX fragwürdig:X UmweltregelungenX habenX
dieXökonomischeXKriseXseitX2008XnichtXverursacht.X
UrsächlichX warenX inX ersterX LinieX dieX vielX zuX laxenX
RegelungenXimXFinanzsektor,XfürXdieXauchXdieXEU-
KommissionXverantwortlichXist.XUndXeinXBlickXaufXdieX
EU-MitgliedstaatenXzeigtXeindeutig,XdassXdort,XwoX
relativXstrengeXUmweltregelungenXgeltenX–XunterX
anderemXinXdenXskandinavischenXStaaten,XdenXNie-
derlanden,XDeutschlandXundXÖsterreichX–,XdieXWirt-
schaftXinsgesamtXbesserXdurchXdieXKriseXgekommenX
istXalsXinXStaaten,XinXdenenXUmweltschutzXnurXeineX
untergeordneteXRolleXspieltXwieXetwaXinXSpanien,X
Portugal,X Griechenland,X IrlandX oderX Zypern.X DieX
einfacheXWahrheitXist,XdassXUmweltschutzXArbeits-
plätzeXschafftXundXdassXmittel-XundXlangfristigXwirt-
schaftlichesXWachstumXnurXnachhaltigXist,XwennXeinX
angemessenerXUmweltschutzXsichergestelltXist.

EsXistXnotwendig,XdieXEU-KommissionXanXdieseXBin-
senweisheitXzuXerinnern,XdieXschonXimXEU-VertragXalsX
PolitikzielXsteht:XSoXschreibtXArtikelX3XdesXEU-Vertra-
gesXeinXnachhaltigesXWirtschaftswachstumXundXeinX
hohesXMaßXanXUmweltschutzXvorXundXbekräftigtXdie-
sesXDoppelzielXinXzahlreichenXweiterenXVorschriften.

DieX EU-KommissionX nimmtX dieseX VerpflichtungX
nichtXernstXundXderXRatXundXdasXEuropäischeXPar-
lamentX folgenX ihrX inX ihremX Deregulierungseifer.X
DieXKommissionXreduziertXUmweltschutzXweitest-
gehendX aufX MaßnahmenX zurX Energiewende,X dieX
gleichzeitigX zumX KlimaschutzX beitragen.X AndereX
AspekteXdesXUmweltschutzesXsindXihrXnichtXwichtig.X
DasXlässtXsichXanXverschiedenenXBeispielenXzeigen:X

DieXKommissionXwehrteXsichXgegenXeinXumweltpo-
litischesXAktionsprogrammXaufXEU-Ebene,XobwohlX
derartigeXProgrammeXseitX1972XTeilXderXEU-PolitikX
waren.X SieX mussteX zurX VorlageX vomX Rat,X demX
EuropäischenXParlamentXundXdenXMitgliedstaatenX
überredetXwerden.XDasXdannXvorgelegteXAktionspro-
grammXenthieltXnichtXeineXeinzigeXkonkreteXAktion,X
sondernXbliebXimXUngefähren,XistXalsoXgeradeXkeinX
Aktionsprogramm.X

2014X zogX dieX KommissionX einenX Richtlinienvor-
schlagXüberXdenXZugangXzuXGerichtenXinXUmweltan-
gelegenheitenXmitXderXAnkündigungXzurück,XeinenX
neuenXVorschlagXvorzulegen.XAnXdieseXAnkündigungX
hieltX sichX dieX Juncker-KommissionX nichtX mehr,X
obwohlXeinX fertigerXVorschlagX inXdenXSchubladenX
derXKommissionXliegt.

EinenXVorschlagXüberXdenXBodenschutzX(unterXande-
remX gegenX Erosion,X WüstenbildungX undX Boden-
versiegelung)X zogX dieX KommissionX 2014X zurück,X
obwohlXalleXWissenschaftlerXdarinXeinigXsind,XdassX
MaßnahmenXzumXBodenschutzXinXderXEU,Xinsbeson-
dereXinXSüdeuropa,XdringendXerforderlichXsind.XEinigeX
MitgliedstaatenX–XdarunterXauchXDeutschlandXunterX
unseligerXFührungXBayernsX–XwarenXderXAuffassung,X
ihreXnationaleXGesetzgebungXseiXfürXsieXausreichend.X
DassXderXBodenschutzXinXEuropaXverbessertXwerdenX
muss,XinteressierteXsieXnichtXundXdieXKommissionXgabX
sichXkeineXMühe,XsieXvomXGegenteilXzuXüberzeugen.

DieXKommissionXnahmXeineXEmpfehlungXzumXFrackingX
an,XwohlXwissend,XdassXerfahrungsgemäßXUmwelt-
empfehlungenXoftXkaumXdasXPapierXwertXwaren,XaufX
demXsieXgedrucktXwurden:XDieXMitgliedstaatenXhaltenX
sichXanXsolcheXunverbindlichenXEmpfehlungenXnicht.X

ähnlichXistXesXmitXEmpfehlungenXderXVereintenXNati-
onen,XderXOECDXoderXdesXEuroparats.

DieXKommissionXsorgtXkaumXnochXfürXdieXDurchset-
zungXdesXbestehendenXEU-Umweltrechts,XobwohlX
sieXnachXdemXEU-VertragXhierzuXverpflichtetXist.XDiesX
erklärt,XwarumXdasXNiveauXdesXUmweltschutzesXinX
denXMitgliedstaatenXderXEUXsoXunterschiedlichXist,X
obwohlX dieX grundlegendenX UmweltvorschriftenX
gemeinsamXaufXEU-EbeneXfestgelegtXwurden.

DieseXundXweitereXGründeXveranlasstenXdieXAvosetta-
Gruppe,X eineX GruppeX vonX UmweltjuristenX ausX denX
europäischenX Staaten,X dieX KommissionX imX JanuarX
inXeinemXSchreibenXdaranXzuXerinnern,XdassXsieXver-
pflichtetXist,XfürXeinXhohesXMaßXanXUmweltschutzXinX
derXEUXzuXsorgen.XDieXEuropäischeXUnionXistXmehrXalsX
eineXGemeinschaftXzurXSicherungXderXInteressenXderX
Banken,XderXPharma-XundXKfz-IndustrieXundXvonXhan-
delsinteressen.XWirtschaftlichesXWachstumXistXkeinX
ZielXanXsich,XhabenXdieXEU-Staats-XundXRegierungs-
chefsXschonX1972Xerklärt.XEuropäischesXhandelnXmussX
vorXallemXdenXBürgernXinXEuropaXdienen.XDazuXgehörtX
auchXderXSchutzXderXökologischenXLebensgrundla-
gen,XderXbeiXdenXBürgernX inXallenXMitgliedstaatenX
derXEUXhöchsteXZustimmungswerteXerfährt.X

DieXKommissionXverstehtXnicht,XdassXesXnichtXaus-
reicht,XdieXBürgerXalleXvierXJahreXaufzufordern,XdasX
europäischeXParlamentXzuXwählenXundXimXÜbrigenX
handels-XundXWirtschaftsinteressenXzuXbedienen.X
DieX vonXWahlX zuXWahlX abnehmendeXWahlbeteili-
gungX zeigtX deutlich,X dassX dieserX technokratischeX
AnsatzX dasX ZielX einerX echtenX europäischenX UnionX
nichtXfördert,XsondernXzuXeinerXEuropaverdrossen-
heitX derX BürgerX führt.X UndX einX wichtigerXWegX zuX
mehrXBürgernäheXderXEUXistXeinXverbesserterXundX
verstärkterXUmweltschutz,XnichtXseinXAbbau.X

ludwig krämer ist Professor für europäisches 
umweltrecht an der universität Bremen und 

Mitglied der Avosetta-Gruppe, die sich für die 
Weiterentwicklung des europäischen umwelt-

rechts einsetzt.  
www.avosetta.org

die neue eu-kommission vernachlässigt den Schutz der ökologischen Grundlagen europas und beschneidet auch bereits 
bestehende umweltgesetzgebungsvorhaben. konsequenter umweltschutz schafft jedoch nicht nur Wirtschaftswachstum 
und Arbeitsplätze, sondern bringt europa auch wieder seinen Bürgern näher, sagt ludwig krämer von der Avosetta-Gruppe.

http://www.umwelt-aktuell.eu/


24 AprilX2015XXXXXumweltXaktuell

Aktuell UMWELTPOLITIKX&XUMWELTREChTX|XVERKEhRX&XTOURISMUSX

Umweltgerechtigkeit

konfliktquellen im Atlas
  Das globale Forschungsprojekt EJOLT 

hat im März einen neuen, umfassenderen 
Umweltgerechtigkeitsatlas veröffentlicht.
Der Atlas teilt rund 1.400 Umweltkon-
flikte in allen Kontinenten in 10 Kate-
gorien von Konfliktquellen ein. Neue 
Kategorien verbessern die Such- und 
Filterfunktionen. Weitere Karten wie Kli-
maschutzverpflichtungen, Fracking und 
Bergbaukonflikte in Lateinamerika sind 
geplant. Der Koordinatorin und Redak-
teurin des „EJAtlas“ Leah Temper zufolge 
wird die neue Website die Verbindungen 
zwischen wirtschaftlichen Aktivitäten, 
gesellschaftlichen Auswirkungen und 
Umwelteinflüssen noch klarer machen. 
Dadurch soll sich der Nutzen von Orga-
nisationen für Umweltgerechtigkeit (EJOs) 
und örtlichen Gemeinschaften erhöhen.

In dem EJOLT-Projekt sammeln und 
analysieren Akteure aus Wissenschaft und 
Zivilgesellschaft gemeinsam ökologische 
Konflikte und Umweltungerechtigkeiten. 
So wollen sie die politischen Antworten 
auf Umweltkonflikte sowie die Forschungs-
zusammenarbeit verbessern und Umwelt-
rechtsgruppen weltweit stärken.  [jb]

XX www.ejolt.org

Umweltgesetzgebung

Großbritannien spart jährlich 
zehn Milliarden Pfund

  Das Ministerium für Umwelt, Ernäh-
rung und Angelegenheiten des ländlichen 
Raums von Großbritannien (DEFRA) hat 
in einem im Februar veröffentlichten Be-
richt die Kosten den Nutzen der britischen 
Umweltgesetzgebung gegenübergestellt. 
Demnach spart der Inselstaat durch deren 
Umsetzung jährlich zehn Milliarden Pfund.

In dem aktuellen Update, dem das Jahr 
2012 zugrunde liegt, wurden 428 Umwelt-
gesetzgebungen überprüft, von denen 53 
Prozent ihren Ursprung in der EU oder 
anderen internationalen Verpflichtungen 

haben und 47 Prozent rein nationale Um-
weltgesetzgebungen sind.

Umweltgesetzgebungen belasten die 
Wirtschaft dem Bericht zufolge mit sechs 
Milliarden Pfund jährlich. Davon sind 86 
Prozent Kosten für die Einhaltung der 
Gesetze und 14 Prozent Verwaltungskos-
ten. Der direkte Nutzen für die Wirtschaft 
beträgt hingegen zwei Milliarden Pfund. 
Dadurch entstehen Nettokosten für die 
Wirtschaft von vier Milliarden Euro.

Demgegenüber stehen jährliche Ein-
sparungen durch Umweltgesetzgebungen 
in Höhe von zehn Milliarden Pfund. Diese 
kommen der breiteren Gesellschaft zugute 
und umfassen Einsparungen für Verwal-
tungen sowie Vorteile für Umwelt und 
Gesundheit.  [bv]

XX Defra´sXstudiesXonXcostsXandXbenefitsX(engl.):X
www.gov.uk/government/publications/X
the-costs-and-benefits-of-defra-s-regulations

Umweltschutz

leitfaden Wirtschaftlichkeit
  Das Umweltbundesamt hat Ende Februar 

einen neuen Leitfaden zur Kosten-Nutzen-
Abschätzung umweltrelevanter Effekte in der 
Gesetzesfolgenabschätzung veröffentlicht. 
Der Leitfaden soll es erleichtern, den wirt-
schaftlichen Nutzen des Umweltschutzes im 
Vergleich zu seinen Kosten einzuschätzen.

Bevor ein neues Gesetz beschlossen 
wird, ist in Deutschland eine Kosten-
Nutzen-Analyse erforderlich. Der wirt-
schaftliche Nutzen des Umweltschutzes, 
zum Beispiel geringere Gesundheitsaus-
gaben durch weniger Luftverschmutzung, 
ist dabei schwieriger zu quantifizieren als 
die leicht messbaren kurzfristigen Kosten. 
Umweltschutz ist häufig erst einmal teuer, 
rechnet sich aber langfristig nicht nur öko-
nomisch, sondern auch ökologisch. 

Im Mittelpunkt des Leitfadens stehen 
vor allem Kosten und Nutzen der Um-
weltpolitik, beispielsweise zum Lärm- und 
Luftschadstoffausstoß oder zur Bodenver-
siegelung. Darüber hinaus stellt das Um-
weltbundesamt ein Excelwerkzeug zur 
Verfügung, um einzelne wirtschaftliche 

und Umweltkosten und deren Nutzen in 
einem überschaubaren Zeitrahmen zu 
quantifizieren. Dadurch sollen Argumente 
für umweltpolitische Maßnahmen besser 
begründet und kurzfristige Bedenken aus-
geräumt werden können. [as]

XX www.umweltbundesamt.de/themen/kosten-
nutzen-von-gesetzentwuerfen-abschaetzen

Transparenz

Prozessdokumente öffentlich
  Ende März hat der Piraten-Landtags-

abgeordnete Patrick Breyer aus Schleswig-
Holstein einen Erfolg vor dem Gericht der 
Europäischen Union (EuG) errungen. 
Nach dessen Urteil muss die EU-Kommis-
sion nun in der Regel den Schriftverkehr 
in abgeschlossenen Gerichtsverfahren 
vor dem Europäischen Gerichtshof of-
fenlegen.

Breyer begrüßte diese Entscheidung: 
„Dieses Urteil zwingt die EU-Kommission 
zu mehr Transparenz in EU-Gerichtsver-
fahren. Sie muss den Schriftwechsel in EU-
Gerichtsverfahren zumindest nachträglich 
offenlegen. Wir brauchen diese Transpa-
renz insbesondere da, wo die EU-Gerichte 
über Massenüberwachungsmaßnahmen 
wie die Vorratsdatenspeicherung entschei-
den. Die Gültigkeit solcher Eingriffe in un-
sere Grundrechte geht uns alle an.“

Eine Veröffentlichung der Korrespon-
denz während laufender Verfahren erklärt 
das EU-Gericht dagegen für unzulässig. 
Die Parteien müssten vor Gericht ohne äu-
ßeren Einfluss und öffentliche Diskussion 
argumentieren können, begründeten die 
Richter. Breyer wollte die Schriftsätze ein-
sehen, mit denen sich Österreich vor dem 
Gerichtshof der EU (EuGH) erfolglos gegen 
eine EU-Klage wegen Nichtumsetzung der 
Richtlinie zur Vorratsdatenspeicherung 
verteidigte. Die EU-Kommission verwei-
gerte die Herausgabe der Korrespondenz in 
Gerichtsverfahren mit Ausnahme der von 
ihr selbst verfassten Schriftsätze.  [bv]

XX EuG-Urteil:Xwww.kurzlink.de/eug-transparenz02.15
XX www.patrick-breyer.de

http://www.umwelt-aktuell.eu/
http://www.gov.uk/government/publications/the-costs-and-benefits-of-defra-s-regulations
http://www.gov.uk/government/publications/the-costs-and-benefits-of-defra-s-regulations
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Umwelthaftung

Nur bei eigener Schuld
  Anfang März hat der Gerichtshof der 

EU (EuGH) entschieden, dass ein Grund-
stückseigentümer, der für die Verschmut-
zung auf seinem Grundstück nicht verant-
wortlich ist, nur beschränkt für den Wert 
des Grundstücks finanziell haftet und nicht 
zu Notsicherungs- und Sanierungsmaß-
nahmen verpflichtet werden kann. Dies 
sei mit EU-Recht vereinbar.

Nach der Umwelthaftungsrichtlinie muss 
der Betreiber eines Geländes grundsätzlich 
die Kosten der Vermeidungs- und Sanie-
rungstätigkeiten tragen, die als Reaktion auf 
einen Umweltschaden auf dem Gelände un-
ternommen werden. Allerdings ist er nicht 
verpflichtet, diese Kosten zu tragen, wenn er 
nachweisen kann, dass der Schaden durch 
eine andere Person verursacht worden ist. 

Italien hatte beim obersten Gericht 
der EU angefragt, ob es mit dem Verur-
sacherprinzip vereinbar sei, Besitzer eines 
Grundstücks an den Notsicherungsmaß-
nahmen zum Schutz des Grundwassers zu 
beteiligen. Das Grundstück war mit gifti-
gen Stoffen kontaminiert, da der ehemalige 
Eigentümer dort Insektizide und Herbizide 
hergestellt hatte. Obwohl die neuen Eigen-
tümer die Verschmutzung nicht verursacht 
hatten, wollten die italienischen Behörden 
diese zur Errichtung einer Barriere zum 
Schutz des Grundwassers verpflichten.  [bv]

XX UrteilXRechtssacheXC-534/13:XX
www.kurzlink.de/eugh-umwelthaft03.15

Nachhaltigkeit

Neue informationsschrift
  Die Bundesregierung hat eine neue 

Broschüre zur Nachhaltigkeitspolitik ver-
öffentlicht. „Meilensteine der Nachhaltig-
keitspolitik“ erklärt auf etwa 30 Seiten die 
Bedeutung nachhaltiger Entwicklung in 
der Politik, die Erfolge und Herausforde-
rungen der nationalen Nachhaltigkeitsstra-
tegie sowie beteiligte Institutionen. [as]

XX www.kurzlink.de/RNE050314

VeRkeHR & touRiSMuS

Schwere Nutzfahrzeuge

Gigalinern Grenzen gesetzt
  Lkws sollen umweltfreundlicher wer-

den und Riesen-Lkws sollen nicht grenz-
überschreitend fahren dürfen. Das hat das 
Europäische Parlament im März mit einem 
Richtlinienvorschlag für Maße und Ge-
wichte von schweren Nutzfahrzeugen be-
schlossen. Die neuen Vorschriften ermög-
lichen eine aerodynamischere Bauweise für 
Lkws. Dadurch soll deren Kraftstoffausstoß 
um sieben bis zehn Prozent verringert 
werden und damit auch die verursachten 
Treibhausgasemissionen. 

Umweltverbände, etwa die Allianz pro 
Schiene, begrüßen das Verbot grenzüber-
greifender Fahrten für Riesen-Lkws. „Das 
EU-Parlament hat für eine nachhaltige 
Mobilität gestimmt und ist nicht auf um-
weltschädliche Scheinlösungen hereinge-
fallen, die Befürworter von immer län-
geren und immer schwereren Lastwagen 
anbieten“, lobte Martin Roggermann, der 
Koordinator des Bündnisses „No Mega 
Trucks“ den Beschluss des Parlaments. 
Überlange Lkws stehen in der Kritik, weil 
deren flächendeckende Einführung den 
Verkehr von umweltfreundlicheren Ver-
kehrsträgern wie Schiffen oder Zügen auf 
die Straße verlagern würde.  [ej]

XX EU-Kommission:Xwww.europa.eu/rapidXX
(Search:XSTATEMENT-15-4586)

XX AllianzXproXSchiene:Xwww.kurzlink.de/aps110315
XX www.nomegatrucks.eu/deu

Verkehrsverlagerung

eu-Binnenschifffahrt bleibt 
hinter erwartungen zurück

  Die EU-Maßnahmen zur Verlagerung 
des Güterverkehrs von der Straße auf Bin-
nengewässer haben in den letzten 15 Jahren 
nur geringe Fortschritte erzielt. Das geht 
aus einem Anfang März vom Europäischen 
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Rechnungshof (EuRH) veröffentlichten 
Bericht hervor. Laut EuRH ist die EU-
Förderung des Güterverkehrs auf Flüssen 
und Kanälen deshalb nicht wirksam, weil 
Engpässe nicht beseitigt wurden – eine der 
Grundvoraussetzungen der EU-Strategien 
für den Ausbau der Binnenschifffahrt. Zu 
diesen Engpässen gehören zu niedrige Brü-
cken, ineffiziente Schleusen und zu schma-
le Wasserabschnitte.

Laut den EU-Prüfern werden EU-Pro-
jekte der Strategie zur verstärkten Nutzung 
der Binnenwasserstraßen nicht wirksam 
umgesetzt. „Ein einziges Frachtschiff auf 
einem Fluss kann Hunderte von Lastwagen 
auf der Straße ersetzen und damit EU-weit 
die Straßenverkehrsbelastung, die Umwelt-
verschmutzung und die Unfallrate reduzie-
ren“, sagte Iliana Ivanova vom EuRH.

Die Prüfer kritisieren auch, dass die EU-
Strategien Flussinstandhaltung sowie poli-
tische und ökologische Erwägungen nicht 
genügend berücksichtigen.  [Quelle: uWd]

XX UWD:Xwww.kurzlink.de/eurh-binnenschiffe15
XX BerichtXEuRh:Xwww.eca.europa.eu/Lists/X

ECADocuments/INSR15_01/INSR15_01_DE.pdf

Energie-Union

Schwächen im Verkehrssektor
  Obwohl in einem früheren Vorschlag 

des Rahmenkonzepts der Energie-Union 
Emissionsstandards für Lkws und Busse 
vorgesehen waren, hat die EU-Kommission 
diese nicht in die finale Version aufgenom-
men. Der ökologische Verkehrsverband 
Transport & Environment (T&E) kritisiert, 
dass die Standards auf Druck von Industrie-
verbänden gekippt wurden. Das Rahmen-
konzept sieht vorerst lediglich ein Mess- 
und Berichterstattungssystem für die CO2-
Emissionen von Lkws und Bussen ab 2017 
vor. Zudem sollen die Emissionsgrenzwerte 
für Pkws ab 2020 strenger werden.

T&E bemängelt, dass die EU mit dem 
Zurückziehen der CO2-Standards hinter 
die Bemühungen anderer Länder wie Japan 
oder die USA zurückfällt. „Wir begrüßen 
den guten Willen der Kommission für sau-
berere Autos und die Elektrifizierung des 

Verkehrs, einschließlich des Schienenver-
kehrs. Aber von festen CO2-Standards für 
Lkws und Busse zurückzuschrecken, ist ein 
... Zugeständnis an einige Partikularinter-
essen“, sagte T&E-Direktor Jos Dings.  [ej]

XX T&EX(engl.):Xwww.kurzlink.de/te250215
XX RahmenstrategieXzurXEnergieunionX(engl.):XX

www.ec.europa.eu/priorities/energy-union/docs/
energyunion_en.pdf

Radreisen

immer mehr treten Pedale
  Die Umsätze durch den Radtourismus 

steigen. Das geht aus der Radreiseanalyse 
2015 hervor, die der Allgemeine Deutsche 
Fahrrad-Club (ADFC) Anfang März vorge-
stellten hat. So haben 2014 vier Millionen 
Deutsche bei Radreisen mit mindestens 
drei Übernachtungen insgesamt schät-
zungsweise 2,5 Milliarden Euro ausgege-
ben. Laut ADFC werden die RadlerInnen 
immer jünger. Zwischen 2007 und 2013 
sank der Altersdurchschnitt der Radrei-
senden von 53 auf 45 Jahre. Als beliebtes-
ten Radfernweg gaben die Befragten den 
Elberadweg an. Für 2015 planen die Um-
frageteilnehmerInnen vor allem Radreisen 
entlang des Ostseeküstenradwegs. Die AD-
FC-Radreiseanalyse ist die weltweit einzige 
systematische Befragung zum Radreisever-
halten. An der aktuellen Befragung haben 
über 3.000 Personen teilgenommen.  [ej]

XX www.adfc.de/radreiseanalyse

WASSeR & MeeRe

Umweltkatastrophen

Hochwasserschäden 
verfünffachen sich

  Bis 2030 werden sich die jährlichen Kos-
ten durch Überflutungen weltweit von der-
zeit 96 Milliarden auf 521 Milliarden Dol-
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lar erhöhen. Flüsse sind oft Ursprung der 
Flutschäden. Das US-amerikanische World 
Resource Institute prognostiziert, dass sich 
die Anzahl der betroffenen Menschen bis 
2030 ebenfalls erhöhen wird, von derzeit 
21 Millionen auf 54 Millionen. Neben so-
zioökonomischen Entwicklungen sei der 
Klimawandel, der zu vermehrten Wetterex-
tremen führe, die Hauptursache. Besonders 
bedrohte Länder finden sich in Ostasien. 
In Indien beispielsweise seien jährlich 4,8 
Millionen Menschen im Durchschnitt von 
Fluten an Flüssen betroffen.  [mk]

XX www.kurzlink.de/WRI-River-FloodsX

Meeresforschung

Neue organismen entdeckt
  2014 fanden WissenschaftlerInnen 

1.451 bisher unbekannte Organismen in 
den Weltmeeren, unter anderem einen Bu-
ckeldelfin und eine 50 Zentimeter große 
Qualle. Das weltweite Register der Mee-
reslebewesen (WoRMS) listet seit seiner 
Gründung 2008 insgesamt 228.450 ver-
schiedene Meeresorganismen, darunter 
etwa 18.000 Fischarten und 1.800 Seester-
ne. Jan Mees, stellvertretender Vorsitzender 
des WoRMS sagte, dass die Tiefsee immer 
noch wenig erforscht sei. Das WoRMS 
geht von 500.000 bis zwei Millionen bisher 
unbekannter Meereslebewesen aus. [mk]

XX www.kurzlink.de/PM-WoRMS

Europäische Wasserpolitik

Mitgliedstaaten schöpfen eu-
Mittel nicht aus

  In fast der Hälfte aller Oberflächen-
gewässer der EU ist 2015 noch kein guter 
Wasserzustand erreicht worden. Es bestehe 
weiterhin erheblicher Investitionsbedarf. 

Laut Kommission nutzen viele Mit-
gliedstaaten die von der EU bereitgestellten  
Mittel nicht, um in die Verbesserung der 
Wasserqualität zu investieren. Von 2007 bis 

2013 wurden besonders in den Bereichen 
Abwasserbehandlung, Hochwasserschutz 
und bei der Wiederherstellung von Über-
schwemmungs- und Feuchtgebieten EU-
Mittel nicht ausgegeben.  [mk]

XX www.europa.eu/rapidX(Search:XIP/15/4574)X

Wasserrahmenrichtlinie

laxes Vorgehen bestraft
  Die EU-Kommission hat im März einen 

Bericht zur Umsetzung der EU-Wasser-
rahmenrichtlinie veröffentlicht. Wenn die 
Mitgliedstaaten nicht mehr für den Was-
serschutz tun, will die Kommission Regel-
verstöße ahnden.

Der Fortschrittsbericht zur Umsetzung 
der Wasserrahmenrichtlinie beinhaltet 
auch eine vorläufige Hochwasserrisiko-
einschätzung. Der Kommission zufolge 
schlagen einige Länder Maßnahmen vor, 
die bereits in Kraft getreten sind, wie die 
Kontrolle von Wasserentnahmen oder aus-
breitende Wasserverunreinigungen. Die 
weit verbreiteten und schlecht begründe-
ten Ausnahmen von Wasserschutzmaß-
nahmen bemängelt der Bericht.

Die Kommission wird deshalb Verlet-
zungen der Wasserrahmenrichtlinie in so-
genannten prioritären Bereichen verfolgen. 
Dazu gehören beispielsweise die Durchset-
zung von Deadlines bei den Flussgebiets-
bewirtschaftungsplänen oder dem Mo-
nitoring und der Beurteilung von Schad-
stoffen aus Landwirtschaft und Verkehr, 
die nicht richtlinienkonform sind. [mk]

XX www.kurzlink.de/KOM-Bericht_zur_WRRL

Petition

europäische Meere nicht leer 
fischen

  Die Nichtregierungsorganisation 
Pew Charitable Trust hat eine Petition 
mit dem Namen „Ende der EU-Über-
fischung“ ins Leben gerufen. Sie fordert 

den europäischen Umwelt- und Fische-
reikommissar Karmenu Vella auf, eine 
Führungsrolle im Kampf gegen Überfi-
schung zu übernehmen. Ziel der Petiti-
on ist die Umsetzung der reformierten 
Gemeinsamen Fischereipolitik (GFP) 
und damit einhergehend der Schutz der 
Meeresumwelt sowie der Zukunft der Fi-
scher. Bis zum Redaktionsschluss hatten 
bereits fast 70.000 Menschen die Petition 
unterschrieben.  [mk]

XX www.kurzlink.de/PEW-Petition

WiRtSCHAft & ReSSouRCeN

TTIP-Abkommen

Auswirkungen auf 
entwicklungsländer

  Das Forum Umwelt und Entwicklung, 
Brot für die Welt und die People’s Coaliti-
on on Food Sovereignty haben Ende Fe-
bruar eine gemeinsame Pressekonferenz 
zu befürchteten Auswirkungen des Frei-
handelsabkommens der EU mit den USA 
(TTIP) auf Schwellen- und Entwicklungs-
länder gegeben. Anlass war eine Studie 
des Ifo-Instituts für Wirtschaftsforschung 
im Auftrag des Bundesministeriums für 
Entwicklung (BMZ) zur „Auswirkung der 
Transatlantischen Handels- und Investiti-
onspartnerschaft auf Entwicklungs- und 
Schwellenländer“, die aus Sicht der NGOs 
untauglich ist. 

Zu diesem Ergebnis kamen das Forum 
Umwelt und Entwicklung, Brot für die 
Welt und Greenpeace in einer kritischen 
Analyse mit dem Titel „Wunschdenken 
statt zeitgemäßer Wissenschaft“. Bemän-
gelt wird vor allem, was die Ifo-Studie nicht 
erwähnt. So werden beispielsweise die Aus-
wirkungen auf den Agrarsektor zu großen 
Teilen ausgeblendet.

„Die Studie geht davon aus, dass Wirt-
schaftswachstum das Allheilmittel für die 
Probleme der Welt ist. Dabei wissen wir 
schon seit Jahrzehnten, dass die Gleichung 

XWASSERX&XMEEREX|XWIRTSChAFTX&XRESSOURCEN

http://www.umwelt-aktuell.eu/
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Wachstum ist gleich Wohlstand nicht für 
alle aufgeht“, sagte Sven Hilbig, Referent für 
Welthandel bei Brot für die Welt.

Auf der Pressekonferenz forderte An-
tonio Tujan, Gründungsvorsitzender der 
People’s Coalition on Food Sovereignty, 
dass entwicklungspolitische Fragen sowie 
nachhaltige Produktion und Verbrauch 
Bedingung eines jeden Handelsabkom-
men werden müssen, damit die Länder 
des Globalen Südens nicht weiter benach-
teiligt werden.  [lr]

XX www.kurzlink.de/wunsch-statt-wissen

Ressourcenproduktivität

oeCd-Studie veröffentlicht
  Der neue Bericht der Organisation für 

wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (OECD) – „Material Resources, 
Productivity and the Environment“ – un-
tersucht den Fluss materieller Ressourcen 
zwischen Wirtschaft und Umwelt und die 
Entwicklung von Ressourcenproduktivi-
tät. Die Menge der weltweit geförderten 
Materialien hat sich seit 1980 verdoppelt. 
2010 wurden 72 Gigatonnen gefördert, für 
das Jahr 2030 rechnen Prognosen mit 100 
Gigatonnen.

 Der Bericht verwendet Konzepte aus 
der Materialflussanalyse und dem Rech-
nungswesen und kann so ein Grundver-
ständnis der wichtigsten Herausforde-
rungen und Möglichkeiten in Bezug auf 
materielle Ressourcen und Ressourcen-
produktivität bieten. 

Der Materialverbrauch verteilt sich 
hauptsächlich auf Baustoffe (36 Prozent), 
fossile Energieträger (28 Prozent) und Bio-
masse für Futter- und Nahrungsmittel (20 
Prozent). In den letzten Jahren habe zwar 
eine leichte Entkopplung zwischen Wirt-
schaftswachstum und Materialverbrauch 
stattgefunden, die zum Großteil auf ver-
bessertes Abfallmanagement und Recy-
cling zurückzuführen sei, jedoch werden 
künftig Umweltbelastungen und Risiken 
der Ressourcenknappheit intensiviert, ins-
besondere aufgrund des prognostizierten 
Wachstums der Weltbevölkerung bis 2050. 

Die OECD spricht daher einige Emp-
fehlungen aus: Regierungen sollten die 
Entkopplung von Wirtschaftswachstum 
und Ressourcenverbrauch weiter vor-
antreiben, der private Sektor sollte neue 
Geschäftsmodelle entwickeln, wobei die 
Ressourceneffizienz  im Mittelpunkt steht. 
Zudem sollen VerbraucherInnen ein bes-
seres Bewusstsein dafür entwickeln, wie 
Verhaltens- und Produktentscheidungen 
zu einer nachhaltigeren Nutzung von Res-
sourcen beitragen können.  [lr]

XX www.kurzlink.de/oecd-resources

Grüne Wirtschaft

Nachhaltiges Wachstum ist 
die lösung

  Die Umweltstiftung WWF hat im 
März anlässlich des Treffens der EU-Fi-
nanzministerInnen einen neuen Bericht 
mit dem Titel „From Crisis to Opportu-
nity: Five Steps to Sustainable European 
Economies“ veröffentlicht. 

Während die Entscheidungsträger 
der Europäischen Union über den neuen 
Fonds zur Förderung von Wirtschaft und 
Arbeitsplätzen von Kommissionspräsi-
dent Juncker diskutierten, der über 300 
Milliarden Euro an Investitionen bringen 
soll, zeigt der WWF in seinem Bericht 
einen alternativen Weg auf. „Nachhaltige 
Märkte können weitaus größere Vorteile 
bringen als Junckers Investmentplan und 
können bis 2020 bis zu 20 Millionen Ar-
beitsplätze schaffen. Wie? Indem weni-
ger Ressourcen und Energie verbraucht 
werden, Marktversagen repariert und die 
Europäische Natur geschützt wird“, sagt 
Sébastien Godinot, Ökonom bei WWF 
und Autor des Berichts. 

Die Organisation nennt vier Berei-
che, die für ein erfolgreiches nachhaltiges 
Politikprogramm erforderlich sind: eine 
ambitionierte Klima- und Energiepolitik, 
Ressourceneffizienz und -management, 
eine unterstützende Steuer- und Finanz-
politik sowie die Wiederherstellung der 
europäischen Vorbildfunktion in globaler 

nachhaltiger Entwicklung. All diese Kom-
ponenten sollten laut WWF einen Beitrag 
für neue Strategien für Europa bis 2050 
leisten.  [lr]

XX WWF-ReportX2015X(engl.):XX
www.kurzlink.de/wwf-wachstum2015X

Umweltmanagement

eMAS soll attraktiver werden
  Das Umweltbundesamt (UBA) hat 

Ende Februar angekündigt, zusätzliche 
Anreize für Organisationen und Unter-
nehmen zu schaffen, um sich an EMAS 
(Eco-Management and Audit-Scheme) 
zu beteiligen, dem Programm der Euro-
päischen Union für Umweltmanagement 
und Umweltbetriebsprüfung. 

Maria Krautzberger, Präsidentin des 
UBA sagte: „Langfristig sollten alle Orga-
nisationen, deren Tätigkeiten sich auf die 
Umwelt auswirken, ein transparentes und 
überprüfbares Umweltmanagementsystem 
einführen.“ So sollten Unternehmen, die 
sich an EMAS beteiligen, von Vollzugs- 
und Berichtpflichten entlastet werden, För-
dermittel einfacher in Anspruch nehmen 
können und bei der Vergabe öffentlicher 
Aufträge bevorzugt werden. 

Die EMAS-Verordnung 1221/2009 der 
Europäischen Union ist ein freiwilliges In-
strument für Organisationen und Unter-
nehmen. Ziel der Verordnung ist es, dass 
Unternehmen die Eigenverantwortung 
für Umweltbelastungen übernehmen. 
Allerdings sind die Unternehmen für Ma-
nagement und Prüfung alleine zuständig. 
Ein externer Gutachter bewertet lediglich 
die Umwelterklärung des Unternehmens, 
nicht das Unternehmen an sich. Zudem 
fällt es gerade kleinen und mittleren Un-
ternehmen schwer, sich an EMAS zu betei-
ligen, da die Kosten zur Schaffung und Er-
haltung eines Umweltmanagementsystems 
sehr hoch sind. Generell ist die Beteiligung 
in Deutschland sehr gering, im Jahr 2011 
nahmen nur 0,35 Prozent aller deutschen 
Unternehmen an EMAS teil.  [lr]

XX www.kurzlink.de/uba-emas

WIRTSChAFTX&XRESSOURCENX
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  Der Verein Abrahamisches Forum in 
Deutschland hatte mit dem Interkultu-
rellen Rat, dem Referat Umwelt & Digi-
tale Welt im Zentrum Gesellschaftliche 
Verantwortung der Evangelischen Kirche 
in Hessen und Nassau und dem Bundes-
amt für Naturschutz zum Dialogforum 
„Religionen und Naturschutz – gemein-
sam für biologische Vielfalt“ nach Bonn 
eingeladen. Vertreterinnen und Vertreter 
von neun verschiedenen Religionsge-
meinschaften (Muslime, Hinduisten, Sikh, 
Buddhisten, Christen, Bahai und Aleviten, 
Juden und Jesiden) und aus unterschiedli-
chen Naturschutzzusammenhängen (zum 
Beispiel Naturschutzorganisationen und 
-behörden, Umweltbeauftragte der Kir-
chen) erklärten ihre Verantwortung für 
die Erhaltung der biologischen Vielfalt. Sie 
zeigten eine große Dialogbereitschaft und 
unterstrichen deutlich den Wunsch, diesen 
Dialog fortzusetzen und zu intensivieren.

Naturschutz baut Brücken
Die Präsidentin des Bundesamtes für Na-
turschutz Beate Jessel eröffnete die Veran-
staltung mit einem Vortrag zum Thema 
Naturschutz und Religionsgemeinschaften 
– Möglichkeiten und Chancen zur Koope-
ration. Das Dialogforum soll ein Anfang 
sein und den Impuls für weitere Projekte 
geben. Unterschiede in den einzelnen Re-
ligionsgemeinschaften sollten anerkannt 
und vor allem toleriert werden. Jessel sieht 
den Naturschutz als eine Art Brückenbauer 
für diesen Zweck. 

Uta Eser vom Büro für Umweltethik be-
wertete Naturschutz als gesellschaftliche He-
rausforderung. Naturschutz ist öffentliche 
Daseinsvorsorge, die Herausforderung liegt 
in der Frage der Verteilungsgerechtigkeit, 
der Verfahrensgerechtigkeit und der ausglei-
chenden Gerechtigkeit. Andreas Lienkamp 
zeigte die Verantwortung der Religionsge-
meinschaften für den Naturschutz auf.

Besondere Beachtung erfuhren die vielfäl-
tigen Präsentationen zur Bedeutung von 
Natur und biologischen Vielfalt in den 
jeweiligen Religionsgemeinschaften. Ins-
besondere die Sikhs in ihrer traditionellen 
Kleidung und mit ihrem vorgetragenen 
Gebetgesang waren ein belebendes Ele-
ment der Veranstaltung. 

An sechs Tischen wurde über sechs ver-
schiedene Themenschwerpunkte diskutiert 
und Erfahrungen ausgetauscht: etwa zu 
Themen wie „Schöpfungstag und Interreli-
giöse Woche“, „Orte der biologischen Viel-
falt“, „Interreligiöse Teams“, „Netzwerk der 
Religionen“. Zwei Tische blieben bewusst 
für Themenangebote offen und eröffneten 
die Möglichkeit für spontane Fragestel-
lungen. Schnell einigte man sich auf: „Wie 
können Religionsgemeinschaften bei der 
Umsetzung der Biodiversitätsstrategien auf 
allen politischen Ebenen von Bund, Län-
dern und Kommunen beteiligt werden?“ 
und „Welche Kooperationsformen bieten 
sich für die Religionsgemeinschaften und 
die Naturschutzakteure an?“.

Torsten Ehrke von der Grünen Liga gab 
den Arbeitsgruppen zuvor einige interes-
sante Thesen mit auf den Weg:

 X Biodiversitätsverlust ist nicht nur ein 
gesellschaftspolitisches Thema, son-
dern erfordert auch einen moralischen 
Standpunkt. 

 X Biodiversität bedeutet Lebensfähigkeit, 
Vielfalt und Schönheit der Erde. 

 X Biologische Vielfalt zu schützen, ist eine 
heilige Pflicht, denn ihr Verlust ist auch 
ein Verlust in spiritueller Hinsicht.

 X Jede wahrhaftig spirituelle Gemeinschaft 
wirkt als Kraft des Guten in die Welt hin-
ein, daher muss sie auch Verantwortung 
für die Erhaltung der Natur und ihrer 
biologischen Vielfalt übernehmen.

 X Wir brauchen eine Sensibilität für das 
Heilige im Alltag.

Begeistert aufgenommen wurde der Vortrag 
von Manfred Niekisch, Direktor des Zoos 
Frankfurt/Main und anerkannter Wissen-
schaftler für internationalen Naturschutz. 
Er referierte über die Frage „Was erwarten 
Naturschützer von den Religionsgemein-
schaften?“ und zeigte anhand einer Bilder-
show eindrucksvoll, wie in vielen Teilen 
der Welt Religionen und Religionsgemein-
schaften einen elementaren Beitrag zum 
Schutz der biologischen Vielfalt und zum 
Ressourcenschutz leisten, und wie mit der 
Zurückdrängung und dem Verlust auch die 
Menschen ihre Existenzgrundlage, ihre Kul-
tur und sogar ihr Leben verlieren.

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer ei-
nigten sich auf vier wichtige Eckpunkte für 
die weitere Kooperation. Neben dem jährli-
chen Ökumenischen Tag der Schöpfung am 
ersten Freitag im September soll es künftig 
eine religiöse Woche geben, in der Themen 
zum Naturschutz und der biologischen Viel-
falt einen Schwerpunkt bilden. Auf Freiflä-
chen um kirchliche und religiöse Gebäude 
wie Synagogen, Kirchen, Tempel, Moscheen, 
Schulen und auch Friedhöfen sind verstärkt 
Orte der biologischen Vielfalt zu entwickeln. 
Interreligiöse Teams sollen in Gemeinden, 
Schulen und Bildungseinrichtungen die 
Anliegen des Naturschutzes und den Ein-
satz zum Schutz der biologischen Vielfalt 
unterstützen. Besondere Bedeutung kommt 
der geplanten Bildung eines Netzwerkes der 
Religionen für den Naturschutz zu.

Hubert Meisinger und Kübra Ercan 
stellten zum Schluss den Entwurf einer 
Erklärung „Religionen für Biologische 
Vielfalt“ vor. Die Tagungsergebnisse sollen 
hinzugefügt und die Erklärung den Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern zugeleitet 
werden.  [Helga inden-Heinrich]

XX DNR,XhelgaXInden-heinrich,XBerlin,XTel.X+49X(0)30X
/X6781775-98,XE-Mail:Xhelga.inden-heinrich@dnr.
de,Xwww.dnr.de

tHeMA Religionen und Naturschutz – neue Allianzen für biologische Vielfalt 

ende februar haben Vertreterinnen und Vertreter von Religionsgemeinschaften und aus dem Naturschutz 
in Bonn vereinbart, künftig enger zusammenzuarbeiten. der gemeinsame Nenner der teilnehmerinnen und 
teilnehmer des dialogforums ist die Verantwortung für den Schutz der Natur und der biologischen Vielfalt.  
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Reform Bundesberggesetz

frackingerlaubnisgesetz und 
falsche Reformansätze

  Im März 2015 hat das Bundeskabinett 
den Entwurf eines Frackinggesetzes verab-
schiedet. Aus Sicht des DNR ist das Gesetz 
der Versuch, langfristig kommerzielles 
Fracking in Deutschland zu ermöglichen. 
Die vorgesehenen Einschränkungen sind 
weit von dem ursprünglich angekündigten 
„strengsten Frackinggesetz Europas“ ent-
fernt: Statt Fracking im Bundesberggesetz 
(BBergG) zu regeln, begnügt sich die Bun-
desregierung mit einer Behelfsregelung im 
Wasserhaushaltsgesetz. 

Dieser Gesetzgebungsprozess war 
in den vergangenen Monaten zentrales 
Thema im DNR-Projekt „Reform des Bun-
desberggesetzes“. In Zusammenarbeit mit 
Mitglieds- und Nichtmitgliedsverbänden 
begleitete der DNR das Gesetzesvorhaben 
und bündelte kritische Stimmen. Auf einer 
gemeinsamen Pressekonferenz mit Ver-
treterInnen der Wasserversorgungs- und 
Lebensmittelindustrie, der evangelischen 
Kirche und Anti-Fracking-Bürgerinitia-
tiven gelang es, eine breite und differen-
zierte Kritik am Gesetzentwurf deutlich 
zu machen. 

Der aktuelle Gesetzgebungsprozess 
zeigt aber auch: Bis zu einer umfassenden 
Reform des BBergG ist noch ein weiter 
Weg. Die Anpassungen des BBergGs im 
Zuge der Frackingnovelle verpassen die 
Chance, eine grundsätzliche Abwägung 
zwischen Rohstoffförderung und ökolo-
gisch-sozialen Belangen in das Bergrecht 
einzuführen.

Diese grundlegende Reform anzusto-
ßen, bleibt das Ziel des Projektes. Dazu 
soll es in den nächsten Monaten unter 
anderem einen Parlamentarischen Abend 
und verschiedene Regionalkonferenzen 
geben. Außerdem beleuchten Fallstudien 
die konkreten Probleme, die sich beim 
Abbau von Ressourcen wie Braunkohle 
und Basalt, aber auch bei der Geothermie 

ergeben, und erklären, wie diese Probleme 
auf das bestehende Bergrecht zurückzu-
führen sind.  [sst]

XX DNR,XDanielXhiß,XTel.X+49X(0)30X/X6781775-72,XX
E-Mail:Xdaniel.hiss@dnr.de,Xwww.dnr.de/X
projekte/reform-des-bundesberggesetzes

AuS deN VeRBäNdeN

Portraitserie

Mitglieder des dNR
� Die� 100� Mitgliedsorganisationen� des� DNR�

sind�sehr�vielfältig�und�haben�unterschiedliche�
Schwerpunkte.�Bis�die�vier�neuen�Mitglieder�in�
Form�von�Kurzportraits�vorgestellt�sind,�verab-
schieden�wir�uns�vorübergehend�von�der�alpha-
betischen�Reihenfolge�und�präsentieren�Ihnen�in�
den�folgenden�Ausgaben�je�ein�alteingesessenes�
Mitglied�sowie�zwei�Neuzugänge.�

Naturwissenschaftlicher Verein Würzburg 
Der Naturwissenschaftliche Verein Würz-
burg ist eine naturwissenschaftliche und 
naturschützende Traditionsvereinigung in 
Unterfranken. Seit 1919 erforscht er dort 
die Natur und gibt sein naturkundliches 
Wissen an interessierte Menschen weiter. 
So möchte er das umweltbewusste, öko-
logische Denken fördern, um die Umwelt 
und Natur zu schützen. Er sammelt und 
erstellt aktuelle Informationen zum Natur-, 
Arten- und Biotopschutz in Unterfranken. 
Dazu kooperiert er mit Kommunen und 
Naturschutzbehörden. Auch Vorträge, 
Exkursionen, Besichtigungen, Führungen 
und Wanderungen sowie Stellungnahmen 
von ExpertInnen zu Fragen des Natur-
schutzes gehören zur Arbeit des Naturwis-
senschaftlichen Vereins Würzburg. Seine 
Mitglieder bilden auch Arbeitskreise, die 
zudem als Treffpunkt für gleichgesinnte 
Naturfreunde dienen.   [as]

XX NaturwissenschaftlicherXVereinXWürzburg,XDiethildX
Uhlich,XWürzburg,XTel.X+49X(0)931X/X56814,XE-Mail:X
w.otremba@nwv-wuerzburg.de,XX
www.nwv-wuerzburgX

Campact
Der Verein Campact setzt sich für eine öko-
logischere, sozialere und demokratischere 
sowie progressive Politik ein. Er will den 
BügerInnen die Politik nahebringen und 
sie für die Teilnahme daran begeistern. 
Vor allem über das Internet arbeitet Cam-
pact zu verschiedensten Themen. Beson-
ders am Herzen liegt dem Verein dabei 
der Klimaschutz. Doch nicht nur mithil-
fe von Onlinekampagnen, sondern auch 
in Kombination mit breitem Protest auf 
der Straße und im direkten Kontakt mit 
Entscheidungsträgern realisiert Campact 
immer wieder erfolgreiche Aktionen und 
Veranstaltungen. Dabei agiert der Verein 
sowohl als eigene Bewegung als auch als 
Teil anderer Bewegungen. So kooperiert 
und organisiert er sich auch mit anderen 
Verbänden, um gemeinsam, auch schnell 
und kurzfristig aktiv zu werden.  [as]

XX CampactXe.V.X–XKampagnenXfürXeineXlebendigeX
Demokratie,XDr.XGünterXMetzges,XVerden/Aller,XX
Tel.X+49X(0)4231X/X95744-0,XFaxX-99,XX
www.campact.de

Mellifera – initiativen für Biene, Mensch, 
Natur
Der Verein Mellifera setzt sich seit 1985 
für eine wesensgemäße und ökologi-
sche Bienenhaltung und den Schutz 
der Bienen ein. Ausschlaggebend für 
seine Gründung war die aus Asien ein-
geschleppte Varroamilbe, die zu großen 
Völkerverlusten führte. In der von Mel-
lifera betriebenen Lehr- und Versuch-
simkerei Fischermühle werden neue 
nachhaltige Konzepte für die Imkerei 
entwickelt und erprobt, um langfristig 
die Gesundheit der Bienen zu stärken. 
Zudem leistet der Verein Lobbyarbeit für 
die Bienen, denn diese haben nicht nur 
mit der Varroamilbe zu kämpfen. Pesti-
zide, Gentechnik, Nahrungsmangel ma-
chen den fleißigen Tieren ebenfalls sehr 
zu schaffen. Mit diversen von Mellifera 
gegründeten Initiativen macht der Verein 
auf die Gefährdung der Bienen aufmerk-
sam und möchte ihre Lebensbedingun-
gen verbessern, darunter das „Netzwerk 
Blühende Landschaft“, das „Bündnis zum 
Schutz der Bienen“, das Netzwerk „Bienen 
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machen Schule“ sowie die Bienenpaten-
schaft „BeeGood“. Derzeit hat der Verein 
800 Mitglieder im In- und Ausland.  [red]

XX MelliferaXe.XV.,XGeschäftsführerXTerraXPasqualini,X
Rosenfeld,XTel.X+49X(0)7428X/X945249-0,XX
E-Mail:Xmail@mellifera.de,Xwww.mellifera.deX

PReiSe & AuSSCHReiBuNGeN

Nachhaltigkeitspreis 2015

ideen für die Zukunft
  Die Stiftung Deutscher Nachhaltigkeits-

preis vergibt in Zusammenarbeit mit der 
Bundesregierung, Kommunalverbänden, 
Wirtschaftsvereinigungen, zivilgesellschaft-
lichen Organisationen und Forschungsein-
richtungen jährlich den Deutschen Nachhal-
tigkeitspreis. In drei Größenordnungen und 
zwei Sonderpreisen werden Unternehmen 
ausgezeichnet, die sich den ökologischen 
und sozialen Herausforderungen stellen. 
Des Weiteren werden anlässlich des Wissen-
schaftsjahres 2015 – Zukunftsstadt Forsche-
rInnen hervorgehoben, die zu einer nach-
haltigen Entwicklung der Städte beitragen. 
Hinzu kommen ein Sonderpreis für nach-
haltiges Bauen und der Blaue-Engel-Preis. 

Eine Bewerbung ist für Unternehmen bis 
zum 5. Juni und für ForscherInnen bis zum 
22. Mai möglich. Die Preise sollen den Wan-
del zu einer nachhaltigen Gesellschaft unter-
stützen, Nachhaltigkeitsexzellenz fördern 
und die öffentliche Wahrnehmung vergrö-
ßern. Die Preisverleihung findet im Rahmen 
des 8. Deutschen Nachhaltigkeitstages am 
27. November 2015 in Düsseldorf statt.  [jb]

XX www.nachhaltigkeitspreis.deX

Allianz Umweltstiftung

deutscher klimapreis 2015 
vergeben

  Die Gewinner des diesjährigen Klima-
preises der Allianz Umweltstiftung stehen 
fest. Über 100 Schulen aus ganz Deutschland 
hatten sich darum beworben. Schulen aus 
Karlsruhe, Kenzingen, Riegel (Baden-Würt-
temberg), Frankfurt/Main und Mengkofen 
(Bayern) dürfen sich über jeweils 10.000 
Euro Preisgeld freuen. Am 18. Mai erhalten 
die Gewinnerteams bei einer Festveranstal-
tung in Berlin ihre Auszeichnungen, vorher 
sind sie im Bundeskanzleramt zu Gast.

Auch diesmal kannte die Fantasie von 
Schülern und Lehrern zum Thema Klima-
schutz keine Grenzen. 106 Schülerteams 

mit insgesamt über 2.000 Schülerinnen 
und Schülern haben an dem zum siebten 
Mal ausgelobten und mit insgesamt 65.000 
Euro dotierten Schulwettbewerb um den 
Deutschen Klimapreis der Allianz Umwelt-
stiftung teilgenommen.

Energiesparmaßnahmen an Schulge-
bäuden, die Ausbildung von Energiede-
tektiven oder Aktionswochen zum Klima-
schutz fanden sich ebenso unter den Be-
werbungen wie Kurzfilme, Internetportale 
oder ein Quiz über den Klimawandel. Am 
3. März 2015 hatte die Wettbewerbsjury 
die Qual der Wahl: Es wurde gesichtet 
und diskutiert bis schließlich die fünf Ge-
winner der mit jeweils 10.000 Euro dotier-
ten Hauptpreise feststanden. Auch die 15 
weiteren Beiträge, die es in die „Top 20“ 
geschafft hatten, dürfen sich freuen: Sie 
erhalten einen Anerkennungspreis von 
jeweils 1.000 Euro.

Lutz Spandau, Vorstand der Allianz 
Umweltstiftung, zeigte sich von Art und 
Umfang der Wettbewerbsbeiträge begeis-
tert. „Dass wir wieder über 100 Wettbe-
werbsbeiträge erhalten haben, belegt die 
nach wie vor große Bedeutung des Themas 
Klimaschutz. Wir gratulieren den Gewin-
nern und hoffen, dass ihre vorbildlichen 
Projekte auch andere Schulen zu Aktivitä-
ten im Klimaschutz motivieren.“

XX www.umweltstiftung.allianz.deX

EhRENAMTX|XPREISEX&XAUSSChREIBUNGEN

Buchmarkt, Talkshows, Selbstfindungskurse – das »gute Leben« boomt. Eine
wichtige Rolle spielt dabei, wo sich der Mensch in der Natur verortet und wel-
che ökologischen Tugenden seinem Handeln zugrunde liegen. Katrin Reuter
zeigt am Beispiel der Artenvielfalt, dass rein materielle Argumente zum
Schutz von Biodiversität nicht ausreichen, vielmehr braucht es dazu eine ent-
sprechende Moral.

K. Reuter
Ökologische Tugenden und gutes Leben
Der Schutz der Biodiversität im Zeitalter von ökologischer Krise 
und nachhaltiger Entwicklung

272 Seiten, broschiert, 29,95 Euro, ISBN 978-3-86581-491-3

Nachhaltigkeit

A–Z
M    wie Moral

Erhältlich bei 
www.oekom.de | oekom@verlegerdienst.de

D i e  g u t e n  S e i t e n  d e r  Z u k u n f t
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APRil

10.04.–11.04., 
Hofgeismar (d)
NAtÜRliCHe feiNde? 
umweltschutz und 
freier Welthandel 
als rechtliches und 

politisches Problem. Tagung
XX EvangelischeXTagungsstätteXhofgeismar,XChristineX

Lerner,XTel.X+49X(0)X5671X/X881118,XE-Mail:Xchristine.
lerner@ekkw.de,Xwww.akademie-hofgeismar.deX

14.04., Berlin (d)
ttiP, CetA und landwirtschaft: Wachstum für 
konzerne – was haben Bauern und Verbraucher 
davon? Forum

XX ForumXUmweltXundXEntwicklung,XNellyX
Grotefendt,XTel.X+49X(0)30X/X678177593,XE-Mail:X
grotefendt@forumue.de,Xwww.ttip-unfairhandelbar.
de

15.04., Berlin (d)
Plastikfrei leben in deutschland. Seminar

XX NABU,XKathrinXKlinkusch,XTel.X+49X(0)30X/X
2849841510,XE-Mail:Xkathrin.klinkusch@nabu.de,X
www.nabu.de

19.04., Rosenfeld (d)
Jahreshauptversammlung von Mellifera. 
Versammlung

XX MelliferaXe.V.,XTel.X+49X(0)7428X/X9452490,XE-Mail:X
mail@mellifera.de,Xwww.mellifera.deX

19.–23.04., Berlin (d)
Global Soil Week 2015. Konferenz

XX InstituteXforXAdvancedXSustainabilityXStudies,X
CorinaXWeber,XTel.X+49X(0)331X/X28822340,XE-Mail:X
corina.weber@iass-potsdam.de,Xwww.iass-potsdam.
de

20.–22.04., loccum (d)
Wald – mehr als ein Park. Tagung

XX EvangelischeXAkademieXLoccum,XDr.Xhabil.X
MonikaXC.XM.XMüller,XTel.X+49X(0)5766X/X81108,X
E-Mail:Xmonika.mueller@evlka.de,Xwww.loccum.de/
programm/p1514.pdf

22.–23.04., Würzburg (d)
Naturschutzgeschichte: Vielfalt im Naturschutz – 
bayerische und „preußische“ Wege. Fachtagung

XX BayerischeXAkademieXfürXNaturschutzXundX
Landschaftspflege,XTel.X+49X(0)8682X/X89630,XE-Mail:X

anmeldung@anl.bayern.de,Xwww.bbn-online.de/
start.html

23.04., Berlin (d)
Sozial verantwortliche Beschaffung nachhaltig 
stärken. Diskussion

XX Weed,XJulianeXKühnrich,XTel.X+49X(0)30X/X
27596644,XE-Mail:Xjuliane.kuehnrich@weed-online.
org,Xwww.weed-online.org/aktuelles/8316171.html

24.04., München (d)
unser Wasser: lebensgrundlage in Gefahr!? 
Seminar

XX Petra-Kelly-StiftungX–XBayerischesXBildungswerkX
fürXDemokratieXundXÖkologieXinXderXheinrich-Böll-
StiftungXe.V.,XTel.X+49X(0)89X/X24226730,XE-Mail:Xinfo@
petra-kelly-stiftung.de,Xwww.petrakellystiftung.de

25.04., essen (d)
Wild, weit & virtuell! Wasserwelt konkret! 
Fortbildung

XX EineXWeltXNetzXNRW,XBUNDjugendXNRW,XDorotheeX
Tiemann,XTel.:X+49X(0)251X/X28466923,XE-Mail:X
dorothee.tiemann@eine-welt-netz-nrw.de,XX
www.eine-welt-netz-nrw.de

30.04.–03.05., Berlin (d)
foodsharing-treffen im frühjahr 2015. 
Versammlung

XX FoodsharingXe.V.,XE-Mail:Xspring2015@
lebensmittelretten.de,Xwww.foodsharing.
de/?page=blog&sub=read&id=191

MAi

06.–08..05., Berlin (d)
GMo-fRee euRoPe Conference 2015 – future 
opportunities and Challenges. Konferenz

XX SaveXOurXSeeds,XTel.X+49X(0)30X/X2848232,XE-Mail:X
info@gmo-free-regions.org,Xwww.gmo-free-regions.
org

13.05., Berlin (d)
energiewende: konsequenzen für den 
industriestandort deutschland? Symposium

XX IfoXInstitutXfürXWirtschaftsforschung,X
SachverständigenratXfürXUmweltfragen,XDr.XJuttaX
Albrecht-Saavedra,Xenergiepolitik@ifo.de,XX
www.umweltrat.de/SharedDocs/Termine
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 � In der Bonner Erklärung von 2014, 
die die Perspektiven für die mit der UN-
Dekade Bildung für nachhaltige Entwick-
lung begonnene  Arbeit aufzeigt, wird „die 
Verankerung von BNE in der Aus- und 
Fortbildung von pädagogischen Fach- 
und Lehrkräften im Elementarbereich, an 
Schulen, an Hochschulen und in der be-
ruflichen sowie der außerschulischen Bil-
dung“ ebenso wie die „anderer Multiplika-
torinnen und Multiplikatoren“ als Heraus-
forderung für die weitere Umsetzung von 
Bildung für eine nachhaltige Entwicklung 
über die Dekade hinaus genannt. In der 
Roadmap für die Umsetzung des Weltak-
tionsprogramms, das 2014 in Nagoya ver-
abschiedet wurde, gehört „Kompetenzent-
wicklung bei Lehrenden und Multiplikato-
ren“ für die Arbeit im Sinne von Bildung 
für eine nachhaltige Entwicklung zu einem 
von fünf prioritären Handlungsfeldern. 

Netzwerk als Grundlage
Um diese Aufgabe mitzugestalten, wurde 
2013 das „Deutschsprachige Netzwerk 
LehrerInnenbildung für eine nachhaltige 
Entwicklung – LeNa“ im Rahmen einer 
Tagung an der Leuphana Universität Lüne-
burg gegründet. Inzwischen sind 27 Hoch-
schulen aus Deutschland, Österreich und 
der Schweiz und drei lehrerbildende In-
stitutionen Mitglied des Netzwerks. Spre-
cherinnen und Kontaktadresse sind die 
Initiatorin Prof. Dr. Ute Stoltenberg und 
Verena Holz von der Leuphana Universität 
Lüneburg. Als erste gemeinsame Impulse 
für die Implementierung von Bildung für 
eine nachhaltige Entwicklung wurden zwei 
Papiere erarbeitet und den Bildungs- und 
WissenschaftspolitikerInnen und einer in-
teressierten Öffentlichkeit zugeleitet:

„LehrerInnenbildung für eine nach-
haltige Entwicklung – von Modellprojek-

ten und Initiativen zu neuen Strukturen! 
Ein Memorandum zur Neuorientierung 
von LehrerInnenbildung in Deutschland, 
Österreich und der Schweiz“  sowie  „For-
schung zur Lehrerinnenbildung  für eine 
nachhaltige Entwicklung. Ein Positionspa-
pier zur Ausgestaltung von Forschungspro-
grammen in Deutschland, Österreich und 
der Schweiz“.

Das Memorandum zeigt auf, wie Bildung 
für eine nachhaltige Entwicklung zu einer 
grundlegenden Orientierung der Studien-
gänge für Lehrerinnen und Lehrer werden 
kann. Dabei wird verdeutlicht, dass es nicht 
allein um thematische Berücksichtigung 
von Nachhaltigkeitsthemen gehen kann: 
„Fachwissenschaften, Fachdidaktiken, Bil-
dungswissenschaften und schulpraktische 
Studien sind gefordert, Prinzipien, Inhalte 
und Arbeitsweisen von Bildung für eine 
nachhaltige Entwicklung aufzunehmen 
und daraus ein integratives Studienangebot 
zu entwickeln.“ Das Forschungspapier gibt 
Hinweise zu den notwendigen Forschungs-
aufgaben, die die Implementierung von 
Bildung für eine nachhaltige Entwicklung 
begleiten und diese qualifizieren können.

Überblick über den Stand der dinge
Im Rahmen des Netzwerks soll auch ein er-
ster Überblick über Ansätze der Implemen-
tierung von Bildung für eine nachhaltige 
Entwicklung in die LehrerInnenbildung 
erarbeitet werden. Wohl sind einzelne 
Modellprojekte und verschiedene Beispiele 
bekannt, Lehramtsstudierenden zu ermög-
lichen, sich mit dem Konzept Bildung für 
eine nachhaltige Entwicklung auseinan-

derzusetzen (die über die lediglich thema-
tische Berücksichtigung von Nachhaltig-
keitsthemen in Curricula hinausgeht). Ein 
Überblick über den Stand der Implemen-
tierung von Bildung für eine nachhaltige 
Entwicklung in die LehrerInnenbildung 
aber fehlt sowohl in Deutschland als auch 
in Österreich. Die zum Abschluss der 
UN-Dekade von der KMK durchgeführte 
Abfrage bei den deutschen Bundeslän-
dern „Zur Situation und zu Perspektiven 
der Bildung für nachhaltige Entwicklung“ 
ergab dazu auch nur vage Hinweise. Sie 
zeigte vielmehr, dass mit einem sehr un-
terschiedlichen Anspruch und Verständnis 
an die Aufgabe gegangen wurde und Um-
welterziehung immer noch nicht durch-
gehend von Bildung für eine nachhaltige 
Entwicklung unterschieden wird. In der 
Schweiz wurde im Rahmen des Projekts 
„Integration von Bildung für Nachhal-
tige Entwicklung in die Lehrerinnen- und 
Lehrerbildung“ eine Bestandsaufnahme 
durchgeführt. Das Projekt wurde im Auf-
trag der Schweizerischen Konferenz der 
kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK) 
durch das BNE-Konsortium der COHEP 
bearbeitet. Inzwischen unterstützt éduca-
tion21 im Auftrag der Kantone, des Bundes 
und der Zivilgesellschaft die Umsetzung 
und Verankerung von BNE auf der Ebene 
der obligatorischen Schule und der Sekun-
darstufe II in der Schweiz.

Nachhaltigkeitsbildung an Hochschulen 
und universitäten
Eine Integration des Konzepts Bildung für 
eine nachhaltige Entwicklung in Lehramts-
studiengänge ist in Deutschland bisher die 
Ausnahme. So setzen sich alle Studieren-
den der Leuphana Universität Lüneburg 
im ersten Semester im Rahmen einer 
Vorlesung und in einem interdisziplinär 

LehrerInnenbildungXfürXeineXnachhaltigeXEntwicklung

trinationales Netzwerk
Über die Zielsetzung herrscht von Nagoya bis Bonn Einigkeit: Der Qualifizierung von Lehrenden und MultiplikatorInnen 
kommt höchste Priorität zu, will man Bildungsprozesse und Bildungsinstitutionen so gestalten, dass sie Menschen befähi-
gen, sich an einer nachhaltigen Entwicklung zu beteiligen.

BNe iN deR leHReRiNNeNBilduNG
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InXderXVergangenheitXwurdeXesXimXRahmenXunterschiedlicherXBNE-relevanterXKom-
petenzansätzeXvielfachXalsXselbstverständlichXvorausgesetzt,XdassXLehrkräfteXwissen,X
wasXsichXhinterXderXLeitideeXderXnachhaltigenXEntwicklungXverbirgtXundXwelcheX
BedeutungXdiesesXLeitbildXfürXdenXpädagogischenXAlltagXhabenXkann.XEmpirischeX
UntersuchungenXundXdieXkonkretenXErfahrungenXimXRahmenXderXImplementationX
vonXBNEXbelegenXjedoch,XdassXdiesXkaumXderXFallXist.

DasXLeitbildXderXnachhaltigenXEntwicklungXistXauchXnachXzehnXJahrenXUN-DekadeX
„BildungXfürXnachhaltigeXEntwicklung“XnurXinXwenigenXFällenXinXdenXKöpfenXderX
LehrkräftenXpräsentXundXhandlungsprägendXfürXdenXUnterrichtsalltag.XFolglichXkannX
beiXderXEtablierungXderXBNEXimXformalenXBildungssystemXnichtXselbstverständlichX
vorausgesetztXwerden,XdassXLehrkräfteXfundierteXKenntnisseXdarüberXhaben,XwelcheX
BedeutungXBNEXhatXundXwieXnachhaltigeXEntwicklungXalsXallgemeineXBildungs-
aufgabeXbeziehungsweiseXselbstverständlicheXOrientierungXinXdenXpädagogischenX
AlltagXinXdieXeinzelnenXFächerXsowieXimXSinneXeinesXganzheitlichenXAnsatzesXinX
dieXInstitutionXSchuleXeinzubindenXist.XAktuellXhängtXesXsomitXimmerXnochXsehrX
starkXvonXderXeinzelnenXLehrkraftXab,XinwieweitXnachhaltigkeitsrelevanteXThemenX
inXdenXUnterrichtXaufgenommenXwerden.XBeiXderXAuswahlXderXLehrinhalteXspielenX
persönlicheXAffinitäten,XInteressenXundXFähigkeitenXeineXbesondereXRolle.XBerück-
sichtigtXwerdenXmussXauch,XdassXesXsichXbeimXThemenkomplexXderXnachhaltigenX
EntwicklungXumXeineXumfassendeXPerspektiveXhandelt,XdieXsichXdieXLehrkräfteXkaumX

autodidaktischXnebenbeiXaneignenXkönnen.XSehrXhäufigXwirdXBNEXauchXheuteXnochX
eherXalsXeineXzusätzlicheXAufgabe,XalsXAdditumXimXpädagogischenXAlltagXeinerXLehr-
kraftXverstanden.

lehrende sollen über den tag hinaus lernen können

FolgtX manX dieserX ernüchterndenX Erkenntnis,X mussX esX zukünftigX stärkerX darumX
gehen,XLehrkräftenXdieXMöglichkeitXzuXeröffnen,XsichXzunächstXdieXnotwendigenX
Kenntnisse,XEinstellungenXundXWerteXanzueignenXundXdabeiXauchXeineXnotwendigeX
MotivationXzuXentwickeln,XumXdieXkomplexenXThemenstellungenXeinerXnachhaltigenX
EntwicklungXinXihremXpädagogischenXAlltagXangehenXzuXkönnen.XDieseXErkenntnisX
stelltXangesichtsXderXderzeitigenXVerankerungXderXBNEXimXBereichXderXLehreraus-
bildungXeineXzentraleXherausforderungXdar.

ImXRahmenXderXbaden-württembergischenXBildungsinitiativeX„LernenXüberXdenXTagX
hinausX–XBildungXfürXeineXzukunftsfähigeXWelt“XwurdeX2013XvonXderXPädagogischenX
hochschuleXinXheidelbergXeineXUntersuchungXzurXBedeutungXderX„BildungXfürXnach-
haltigeXEntwicklungXinXderXLehramtsausbildungXanXdenXbaden-württembergischenX
hochschulen“Xdurchgeführt.XDieXErgebnisseXderXUntersuchungXlassenXsichXinXsechsX
zentralenXKernaussagenXzusammenfassenXundXmachenXdeutlich,XdassXBNEXinXderX
LehrerausbildungXnochXlängstXkeineXselbstverständlicheXOrientierungXdarstellt:

BliCkPuNkt

BNe in der lehrerinnenausbildung – ein erfahrungsbericht aus Baden-Württemberg

zusammengesetzten Seminar mit Nachhal-
tigkeitsfragen auseinander, erproben for-
schendes Lernen, inter- und transdiszipli-
näre Denk- und Arbeitsweisen und fragen 
nach gesellschaftlicher Verantwortung von 
Wissenschaft. Dem akkreditierten Studien-
gang Sachunterricht für das Grundschul-
lehramt an derselben Universität liegt das 
Konzept Bildung für eine nachhaltige Ent-
wicklung zugrunde. An der Katholischen 
Universität Eichstätt-Ingolstadt gibt es seit 
2010 den interdisziplinär ausgerichteten 
Masterstudiengang Bildung für nachhal-
tige Entwicklung, entstanden aus dem Fach 
Geografie heraus; er richtet sich explizit auf 
den Bildungsbereich und bildet Multipli-
katoren aus und ist verschränkt mit der 
Lehrerbildung. In mehreren Hochschulen 
werden im Rahmen der Lehramtsbildung 
einzelne (Wahl-)Module angeboten, pro-
jektorientiertes Studium mit einem starken 
Regionalbezug erprobt oder in Praktika die 
Zusammenarbeit mit Schulen angestrebt, 
an denen die Arbeit auf der Grundlage 
des Konzepts Bildung für eine nachhaltige 
Entwicklung ermöglicht wird. Überwie-

gend jedoch sind diese Ansätze noch sehr 
personenabhängig und projektorientiert.

Der Zusammenarbeit mit Akteuren 
der gesellschaftlichen Praxis kommt dabei 
eine hohe Bedeutung zu, da Bildung für 
eine nachhaltige Entwicklung sich auch 
durch Erfahrungs- und Gestaltungsräu-
me für eine nachhaltige Entwicklung im 
Bildungsprozess selbst auszeichnet. Ein 
Beispiel dafür ist der an der Universität 
Erfurt praktizierte Ansatz, Bildung für 
eine nachhaltige Entwicklung im Rahmen 
eines Studiums Fundamentale Nachhaltig-
keit zu implementieren. Mit der Methode 
des Service-Learnings werden nachhalti-
ge Projekte mit praktischem bzw. realem 
Bezug entwickelt und umgesetzt. Partner 
für LehrerInnenbildung werden verstärkt 
die Mitglieder des „Bündnisses Zukunfts-
bildung“ sein können; die in Deutschland 
noch wenig entwickelte Zusammenarbeit 
von lehrerbildenden Institutionen mit 
NGO’s gehört zu den Zielen. Ein Angebot 
zur gemeinsamen Erprobung von Kon-
zepten und Unterrichtsmaterialien macht 
derzeit der WWF mit seinem MOOC zum 

Klimawandel. Es kann in Seminare der 
LehrerInnenbildung einbezogen und dabei 
zugleich weiterentwickelt werden. 

Die wenigen Beispiele zeigen auf, dass 
es durchaus Gestaltungsmöglichkeiten und 
–räume für die Implementierung von Bil-
dung für eine nachhaltige Entwicklung in 
die LehrerInnenbildung gibt, auch im Rah-
men eines Bachelor-/Master-Studiengangs. 
Allerdings muss man umdenken – sowohl 
hinsichtlich der Inhalte, Arbeitsweisen und 
Strukturen an Schulen als auch an Hoch-
schulen. Gefordert sind die Hochschulen 
selbst, aber auch die Bildungspolitik und 
-administration, die Rahmenbedingungen 
dafür ermöglichen muss.

Prof. dr. ute Stoltenberg ist Seniorprofessorin  
für Nachhaltigkeitsforschung und Mitglied im 

deutschen Nationalkomitee für das uNeSCo-
Programm „Men and Biosphere“

XZ PosititionspapiereXLeNa:X
www.kurzlink.de/fxvTMT1VXX
www.kurzlink.de/0dx2WC1ln
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DieXgenerelleXBedeutungXderXBNEX imXKontextXderXLehramtsausbildungXwirdXanX
baden-württembergischenXhochschulenXzwarXerkannt,XdennochXmussXkonstatiertX
werden,XdassXeineXsystematischeXstrukturelleXwieXoperationelleXVerankerungXdesX
BNE-KonzeptsXinXderXLehramtsausbildungXanXbaden-württembergischenXhochschu-
lenXderzeitXkaumXerkennbarXistX–XdieXUmsetzungXdesXNachhaltigkeitsgedankensX
stelltXinsgesamtXkeinXdurchgehendesXintegrativesXParadigmaXdar.XImXWesentlichenX
scheinenXäußereXFaktorenXeineXsystematischeXundXdurchgehendeXVerankerungXderX
BNEXinXderXLehramtsausbildungXanXdenXhochschulenXdesXLandesXzuXbeeinträchtigen.X
DieXImplementierungXerscheintXdaherXaktuellX–XinXvergleichbarerXWeiseXwieXinXderX
SchulenXundXinXdenXSeminarenX–XhauptsächlichXpunktuellXundXpersonengebundenX
zuXerfolgen.XDieXVermittlungXderXBNEXscheintXsichXnachXwieXvorXaufXdieX„Schlüssel-
fächer“XGeografieXundXBiologieXzuXkonzentrieren.XForschungXundXEntwicklungXimX
BereichXBNEXmitXunmittelbarerXRelevanzXfürXdieXLehramtsausbildungXfindetXanXdenX
hochschulenXdesXLandesXnurXinXeinemXbeschränktenXAusmaßXstatt.XPädagogischeX
hochschulenXscheinenXsichXmitXderXBNEXinXderXLehramtsausbildungXstärkerXaktivX
auseinanderzusetzenXalsXUniversitäten.XDieXbisherXvorliegendenXErkenntnisseXwer-
denX2015XimXRahmenXeinerXvertiefendenXqualitativenXNacherhebungXbezüglichXderX
hintergründeXderXhemmnisseXundXEinschränkungenXbeiXderXImplementierungXderX
BNEXinXdieXbaden-württembergischeXLehramtsausbildungXnochmalsXinXdenXBlickX
genommen.

erste Schritte

InXKenntnisXdieserXAusgangslageXwurdenXinXdenXzurückliegendenXJahrenXinXBaden-
WürttembergXimXKontextXderXUN-DekadeX„BildungXfürXnachhaltigeXEntwicklung“XX
undXvorXallemXseitX2007XimXRahmenXderXNachhaltigkeitsstrategieXersteXSchritteX
unternommen,XdieXdazuXbeitragenXsollen,XBNEXverstärktX inXderXAusbildungXvonX
LehrkräftenXzuXverankern.XhierXhandeltXesXsichXunterXanderemXumXdenXAufbauXvonX
NetzwerkstrukturenXimXBereichXderXhochschuleXundXderXSeminare,XdieXEinbindungX
derXBNEXinXdieXRahmenverordnungXderXzukünftigenXBA/MA-LehramtsstudiengängeX
sowieXinXeinerXsystemischenXBetrachtung,XdieXEinbindungXderXBNEXalsXLeitperspekti-
veXinXdieXaktuelleXBildungsplanreformXimXBereichXderXallgemeinbildendenXSchulen.

DerXAufbauXvonXNetzwerkenXalsXInformations-XundXKooperationsplattformXzumXAus-
tauschXzuXaktuellenXForschungenXundXdieXKooperationXzwischenXFachdidaktikernX
undXFachwissenschaftlernXspieltXbeiXderXEtablierungXderXBNEXimXBereichXLehramts-
ausbildungXanXderXhochschuleXeineXwichtigeXRolle.XDurchXdenXAustauschXvonXBest-
Practice-Beispielen,XErarbeitungXvonXgemeinsamenXStellungnahmenX(zumXBeispielX
zuXdenXBildungsplänenXsowieXzurXUmstellungXderXLehramtsausbildungXaufXdieXBA/
MA-Struktur)XsowieXdieXhochschulübergreifendeXVernetzungXderXMitgliederXinner-
halbXundXaußerhalbXBaden-WürttembergXkonntenXersteXwichtigeXImpulseXgesetztX
werden,XBNEXimXBereichXderXLehrerausbildungXstärkerXzuXthematisieren.X

NebenXderXVerankerungXimXhochschulbereichXkommtXinXgleicherXWeiseXdenXSemi-
narenXfürXDidaktikXundXLehrerbildungXinXderXzweitenXPhaseXderXLehrerausbildungX
eineX wichtigeX RolleX zu.X NachhaltigeX EntwicklungX mussX auchX hierX alsX selbstver-
ständlicheXOrientierungXundXalsXallgemeineXBildungsaufgabeXverstandenXwerden.X
UmXdiesenXProzessXzuXinitiieren,XwurdeXinXBaden-WürttembergX2014XeineXBNE-
QualifizierungsreiheXfürXMultiplikatorenXausXdemXBereichXderXSchulverwaltungXundX
derXSeminareXdurchgeführt.XInXdieserXQualifizierungsreiheXgingXesXinXbesondererX
WeiseXumXdenXBNE-relevantenXKompetenzaufbauXbeiXLehrenden,XdieXimXRahmenX

ihrerXzukünftigenXMultiplikatorentätigkeitXinXdieXLageXversetzenXwerdenXsollten,X
BNEXimXjeweiligenXZuständigkeitsbereichXverstärktXzuXverankern.XDieXhierzuXer-
stellendenX QualifizierungsmoduleX werdenX aktuellX überarbeitetX undX überX dieX
baden-württembergischeXBNE-OnlineplattformXderXinteressiertenXÖffentlichkeitX
zurXVerfügungXgestellt.

AktuellXwirdXvonXdenXMultiplikatorenXBNEXaufXderXEbeneXderXSeminareXinsbesondereX
imXRahmenXvonXzentralenXEinführungsveranstaltungenXfürXdieXneuenXReferendareX
thematisierteXbzw.XseminarinterneXBNE-ArbeitsgruppenXeingerichtet.XDieXsyste-
matischeXEinbindungXderXBNEXistXinXbesondererXWeiseXdemXStaatlichenXSeminarXfürX
DidaktikXundXLehrerbildungXinXMeckenbeurenXgelungen,XdieXdieXBNEXimXKontextXderX
UN-DekadeXBildungXfürXnachhaltigeXEntwicklungXbereitsXfrühzeitigXhandlungslei-
tendXinXdasXLeitbildXdesXSeminarsXaufgenommenXhaben.

ÜberXdieseXNetzwerkaktivitätenXhinausXistXimXRahmenXderXUmstellungXderXLehr-
amtsstudiengängeXaufXdieXBA/MA-StrukturXvorgesehen,XBNEXalsXinhaltlicheXVor-
gabe,XalsXQuerschnittskompetenzX inXderXRahmenverordnungXfürX jedesXLehramtX
auszuweisen.XInXeinerXsystemischenXBetrachtungXwirdXdieseXMaßnahmeXinXVer-
bindungXmitXderXBedeutungXderXLeitperspektiveXBNEXimXzukünftigenXBildungsplanX
WirkungenXentfalten,XdieXsichXunmittelbarXinXderXAusbildungXderXLehrkräfteXanXderX
hochschuleXundXderXSeminareXwiderspiegelnXwerden.

Vom einzelfall zur Struktur

DieXhierXskizziertenXundXaufXsystemischeXWirkungenXausgerichtetenXMaßnahmenX
stellenXinXBaden-WürttembergXwichtigeXSchritteXdar,XumXvonXpunktuellenXundXper-
sonenbezogenenXAnsätzenXzurXstrukturellenXVerankerungXderXBNEXzuXgelangen.X
GleichwohlXsindXweitereXerheblicheXAnstrengungenXnotwendig,XumXdemXAnspruchX
einerXAusrichtungXderXBNEXtatsächlichXgerechtXzuXwerden.
InXdiesemXZusammenhangXistXalsXwichtigerXPunktXinsbesondereXdieXVerankerungX
derXBNEXinXdieXjeweiligenXFachsystematikenXzuXnennen.XNachhaltigeXEntwicklungX
mussXhierXalsXeineXselbstverständlicheXOrientierungXverstandenXwerden.XDabeiXistX
insbesondereXzuXklären,XwelchenXsignifikantenXBeitragXdasXjeweiligeXFachXbeiXderX
AusrichtungXderXBNEXleistenXkann.XÜberXdieXVerankerungXBNE-relevanterXAspekteX
erscheintXesXsinnvollXzuXsein,XinXderXLehrerbildungXinterdisziplinäresXundXtransdiszi-
plinäresXLernenXstärkerXzuXverankern.XDieXZielsetzungenXderXBNEXbeinhaltenXnebenX
fachlichenXPerspektivenXeinXAnforderungsprofilXinXBezugXaufXvernetztesXDenken,X
mehrperspektivischeXWahrnehmungenXundXkomplexesXhandeln.XInXdiesemXZusam-
menhangXsolltenXAngeboteXinXderXLehrerbildungXauchXstärkerXTheorie-Praxis-inte-
grierteXErfahrungsräumeXimXKontextXfächerübergreifendemXLernenXermöglichen.

InsgesamtXsollteXdasXWeltaktionsprogrammXBNEXalsXweitereXMotivationXgenutztX
werden,XwieXeinXBNE-relevanterXKompetenzaufbauXbeiXLehrendenXstärkerXunter-
stütztXwerdenXkann.XAufgrundXderXbedeutsamenXMultiplikatorenwirkungXscheintX
diesXeineXderXzentralenXherausforderungenXderXkommendenXJahreXzuXsein.

Achim Beule
Ministerium für kultus, Jugend und Sport Baden-Württemberg

XZ www.bne-bw.de
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Evangelische Landjugendakademie

Natürlich gegen rechts!
 � „Wollen Rechtsextremisten aufs Land?!“ 

Dieser Eindruck kann entstehen, wenn 
man einen Blick in rechtsextreme Medien 
und Publikationen wagt. Es gibt gefährli-
che Überschneidungen von grundlegenden 
Inhalten zwischen Naturschutz und rechts-
extremen Meinungen. Daher können sich 
Rechtsextreme an den Forderungen des 
Naturschutzes bedienen. Auf der Tagung  
vom 23.–24. April erhalten die Teilneh-
menden umfassende Kompetenzen und 
ein fundiertes Wissen über rechtsextreme 
Einflüsse im Natur- und Umweltschutz. 
Darüber hinaus bekommen sie Argumen-
tationshilfen und Impulse für Bildungsver-
anstaltungen gegen rechts an die Hand, um 
so zur Stärkung des zivilgesellschaftlichen 
Engagements beizutragen.

XZ www.lja.de/tagung-natuerlich-gegen-rechts-
naturschutz-gegen-rechtsextremismus

„Querbeet“ 

Neue Publikation zu  
BNe und Biodiversität

 � In ihrer Publikation „Querbeet“ zeigt 
die AG Biologische Vielfalt des runden 
Tischs der UN-Dekade anhand von Pra-
xisbeispielen, wie „Nachhaltigkeit lernen“ 
funktionieren kann. Ein Grundlagentext, 
der sich am sehr erfolgreichen Grundsatz-
papier der AG aus dem Jahr 2011 orientiert, 
behandelt zentrale Punkte der Thematik 
und greift die neuesten Entwicklungen auf. 
Die Publikation steht auf dem BNE-Portal 
zum digitalen Download bereit und kann 
in gedruckter Form kostenfrei beim Sekre-
tariat der UN-Dekade BNE bestellt werden.

XZ www.bne-portal.de/aktuelles/meldungen/neue-
publikation-biodiversitaet/

Wettbewerb 

„BodenWertSchätzen“
 � Der Wettbewerb wird vom Rat für 

Nachhaltige Entwicklung gemeinsam mit 
der Deutschen Bundesstiftung Umwelt im 
Rahmen des Internationalen Jahres des 
Bodens 2015 veranstaltet. Ausgezeichnet 
werden innovative Ansätze und Praxisbei-
spiele, die die ökologische Funktion und 
gesellschaftliche Bedeutung des Bodens 
hervorheben und damit zur Förderung des 
Bodenschutzes einen Beitrag leisten. „Bo-
denWertSchätzen“ will diesen Initiativen 
öffentliche Anerkennung und Bekanntheit 
verschaffen. Die Projekte sollen aufzeigen, 
dass der Schutz des Bodens ein  Anliegen 
ist, das sich gesellschaftliche Einrichtun-
gen, landwirtschaftliche Betriebe und Un-
ternehmen bereits zur Aufgabe machen. 
Einsendeschluss ist der 31. Juli 2015.

XZ www.bodenwertschaetzen.de/bedingungen.
html

Schulprojekt

kuh+du macht Schule
 � Die Welttierschutzgesellschaft möchte 

mit dem Projekt KUH+DU macht Schule 
die Lebensbedingungen und Bedürfnisse 
von Milchkühen in Deutschland in den 
Unterricht bringen. Ab sofort können 
Schülerinnen und Schüler im Alter von 
neun bis zwölf Jahren spielerisch lernen, 
wie Milchkühe in Deutschland leben, wel-
che Bedürfnisse sie haben und was jeder 
Einzelne zum Tierwohl beitragen kann. 
Mithilfe eines bestellbaren Lernsets kann 
das Thema in zwei bis drei Schulstunden 
à 45 Minuten aufgearbeitet oder im Rah-
men eines Projekttages vermittelt werden.
Interessierte Lehrerinnen und Lehrer kön-
nen das KUH+DU-Lernset auf der Kam-
pagnen-Website bestellen. In Berlin und 
Brandenburg wird die Unterrichtseinheit 
auf Wunsch auch von der Tierschutzpä-
dagogin der Welttierschutzgesellschaft 
durchgeführt.

XZ www.kuhplusdu.deX

WeitereXaktuelleXTermineXfindenXSieXimXInternetXunterX
www.umweltbildung.de.XDortXkönnenXSieXIhreXTermi-
neXauchXselbstXkostenlosXeinstellen.

03. Juni 2015, Berlin
15. Jahreskonferenz des Rates für Nachhaltige 
entwicklung
DerXRatXfürXNachhaltigeXEntwicklungXlädtXzurXJahres-
konferenzX„GlobalisierungXundXnationaleXVerantwor-
tungXneuXordnen.XIdeenXundXInnovationenXderXNach-
haltigkeitspolitik“XimXbccXBerlinXCongressXCenterXein.
DieXTeilnehmendenXdiskutierenXaktuelleXIdeenXundX
konkreteXPolitik.XSieXsindXinX15XForenXunterschiedli-
cherXFormateXXimXLaufeXdesXTagesXaufgerufen,XanXderX
EntwicklungXvonXLösungenXteilzuhaben.XWährendX
desXdeutschenXVorsitzesXderXG7XgehenXsieXderXFrageX
nach,XwieXsichXNachhaltigkeitXkonkretXundXwirksamX
umsetzenXlässt.

XZ www.nachhaltigkeitsrat.de/termine/veranstal-
tungen-des-rates/15-jahreskonferenz

04.–06. September 2015, osnabrück
„Zukunft selber machen – Junge ideen für 
Nachhaltigkeit“. Jugendkongress
DieXDeutscheXBundesstiftungXUmweltXundXdasXBun-
desumweltministeriumXladenXengagierteXjungeXMen-
schenXein,XsichXüberXnachhaltigeXLebensstileXauszu-
tauschenXundXgemeinsamXneueXIdeenXzuXentwickeln.X
Anreise,XUnterkunftXundXVerpflegungXsindXkostenlos.X
BewerbungenXbisXzumX18.5.2015.X
Altersgruppe:X16XbisX27XJahre.

XZ www.dbu.de/123artikel36000_335.html
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